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1. Einleitung: Motivation und Problemstellung 
 
In letzter Zeit häufen sich Meldungen und Schlagzeilen zu den österreichischen 
Bundesbahnen. Oft geht es um die schlechte und zumindest teilweise wohl selbst 
verschuldete finanzielle Situation des Konzerns – vor allem das operative Ergebnis ist nicht 
zufriedenstellend bei einem Schuldenstand von fast 17 Milliarden Euro, einem Umsatz von 
5,1 Milliarden Euro und einem Verlust von ca. 330 Millionen Euro im Jahr 2010, der 
allerdings fast ausschließlich durch die Güterverkehrssparte bedingt ist (Geschäftsbericht 
2010, ÖBB-Holding AG) - und die daraus resultierenden Streckeneinstellungen oder den 
auch immer wieder diskutierten Verkauf von Vermögenswerten. Hinzu kommen noch 
negative Berichte über zu viel Personal und die frühen Pensionsantritte. Da auch in vielen 
anderen Ländern die Situation ähnlich zu sein scheint, ist es durchaus verständlich, dass der 
Ruf nach mehr Liberalisierung und privater Konkurrenz für die meist staatlich kontrollierten 
Verkehrsunternehmen offenbar fast überall in Europa und somit natürlich auch bei der EU 
lauter wurde. Durch Liberalisierungs- und Privatisierungsmaßnahmen sollte der öffentliche 
Verkehr billiger und effizienter werden. Allerdings bringt dieser Sektor auch einige 
Problemstellungen mit sich, die bei der Liberalisierung und Privatisierung anderer Bereiche 
nicht auftreten. Ganz besonders betrifft dies den Bahnsektor.  
Ein Ziel dieser Arbeit soll es sein zu klären, ob und wie einige wichtige Stärken des 
öffentlichen Verkehrs in Einklang mit dem Wunsch nach Effizienz und einem kostengünstigen 
Angebot gebracht werden können. Auch soll kurz auf die Frage eingegangen werden, 
inwiefern Verkehr eine öffentliche Aufgabe ist und inwieweit man diese den Kräften des 
Marktes überlassen kann. Die Arbeit soll dabei unterschiedliche theoretische Aspekte der 
Problemstellung betrachten. Schließlich sollen anhand eines einfachen Modells die 
Auswirkungen unterschiedlicher Marktformen im Betrieb auf einem simulierten Bahnnetz 
präsentiert werden.   
Seit dem Beginn der Industrialisierung kam der Eisenbahn eine besondere Bedeutung zu. 
Einerseits war der Eisenbahnbau ein großer Motor für die Industrialisierung, da für den Bau 
und Betrieb sehr viel Stahl und Kohle notwendig waren, was zur Entstehung vieler teilweise 
heute noch existierender Industriekonzerne, vor allem im Bereich der Schwerindustrie, 
führte. Andererseits hätte diese in solchem  Ausmaß niemals stattfinden können ohne die 
Erfindung der Bahn. Nur damit war es möglich, große Mengen an Gütern über weite 
Strecken zu transportieren. Äußerst interessant ist, dass der Bahnverkehr keineswegs von 
Anfang an durch staatliche Unternehmen kontrolliert war. Ursprünglich waren der Großteil 
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der Eisenbahngesellschaften private Unternehmen, oft in der damals noch relativ neuen 
Form der Aktiengesellschaften, die es ermöglichten, die enormen Summen, die für den Bau 
neuer Strecken notwendig waren, aufzubringen. Es existierten zwar staatliche Bahnlinien, 
viele wurden allerdings von privaten Gesellschaften errichtet und gewartet: Auf dem Gebiet 
der Habsburgermonarchie zum Beispiel wurde ein Teilstück der ersten Dampfeisenbahn, der 
„Kaiser Ferdinand-Nordbahn“, zwischen Wien-Floridsdorf und Deutsch-Wagram (eine 
Pferdeeisenbahn existierte bereits seit 1832 zwischen Budweis und Linz) 1838 eröffnet 
(Baumgartner 2002, S. 31). Die private Nordbahngesellschaft wurde zu einem Erfolg und 
betrieb  weitere Strecken bis zu ihrer Verstaatlichung 1906. Auch der Staat begann jedoch zu 
dieser Zeit im Bahnbereich aktiv zu werden, auch aus militärstrategischen Überlegungen. Ab 
1841, unter dem Eindruck einer Wirtschaftskrise und dem damit schlechter 
vorankommenden Ausbau durch private Gesellschaften, wurde die „1. Staatsbahnphase“ 
eingeleitet (Griebl 1995, S. 9). Der Bahnbau wurde nun vom Staat vorangetrieben. So wurde 
das wichtigste Projekt, die Südbahn (Wien – Triest), 1857 eröffnet. Allerdings begann sich 
der Staat nun bereits wieder aus dem Bahnsektor zurückzuziehen, und die Gesellschaft 
wurde 1858 privatisiert. Ähnliches spielte sich auch auf anderen Strecken ab. 1854 war 
durch ein neues Konzessionsgesetz der Rückzug des Staates fixiert worden, und private 
Gesellschaften wurden wieder tonangebend (Baumgartner 2002, S. 41). Ein wichtiger 
Unterschied zur heutigen Zeit bestand darin, dass es noch keinen „Netz-Gedanken“ gab, 
sondern eher nur auf die Rendite einzelner Verbindungen geachtet wurde. Es stellt sich 
heute die Frage, ob im Falle einer vermehrten Übernahme des Betriebes durch private 
Anbieter dieser Ansatz wieder an Dominanz gewinnen und eine Art „Rosinenpicken“ um 
gewinnbringende Strecken einsetzen würde. Die Pläne der ersten privaten Anbieter auf der 
Westbahn deuten bereits in diese Richtung. 
Erst ab den 1870er Jahren wurden ernste Schwächen eines rein privaten Bahnsystems 
offensichtlich, und nach der Gründerkrise ab 1873 und den zahlreichen damit verbundenen 
Gesellschaftspleiten übernahmen vermehrt wieder die Staaten die Kontrolle über diesen 
Sektor. In Österreich-Ungarn wurden die „k.k. österreichischen Staatsbahnen“ (kkStB) im 
Jahre 1884 gegründet (Griebl 1995, S. 15). Diese dienten zuerst der Notverstaatlichung 
privater Bahngesellschaften in finanziellen Problemen. Eine ähnliche Geschichte wie die der 
Bahnen in Österreich findet sich auch in vielen anderen europäischen Ländern. Schließlich 
waren fast alle Bahnstrecken in Europa in der Hand von Staatsbahnen und blieben da auch 
bis vor wenigen Jahrzehnten. In dieser Zeit wurden diese Staatsbahnen riesige 
Unternehmen, die genauso wie die meisten staatseigenen Betriebe aufgrund der enormen 
Größe Probleme mit ihrer Effizienz und der Qualität der angebotenen Leistungen hatten. 
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Dazu kam noch, dass sich der Bahnverkehr sowohl im Güter- als auch im Personenverkehr 
im 20. Jahrhundert immer mehr sowohl dem Autoverkehr als übermächtigem Gegner als 
auch dem Flugzeug als neues, äußerst schnelles Verkehrsmittel stellen musste. Hinzu 
kommt möglicherweise auch noch eine psychologische Komponente, die dem Auto im 
Personenverkehr ein höheres Prestige zuweist. Die riesigen, trägen öffentlichen 
Verkehrsunternehmen waren wohl nur bedingt fähig, in dieser Situation ein attraktives 
Angebot für den Kunden darzustellen. Diese Aspekte, also das Angebot und die Effizienz, 
sind bei einem sozioökonomisch so wichtigen Thema wie dem Verkehr besonders heikel. 
Dies wurde auch bald erkannt und wie in anderen Branchen, die staatlich dominiert waren,   
begann man darüber nachzudenken, ob private Anbieter diese Aufgaben billiger bei einer 
durch den Konkurrenzdruck steigenden Qualität des Angebots übernehmen könnten.     
Seit einigen Jahren nun ist das Thema „öffentlicher Verkehr“ immer wieder in den Medien, oft 
im Zusammenhang mit geplanten oder bereits durchgeführten Liberalisierungen und 
Privatisierungen. Im Vordergrund stehen dabei meist der Aspekt der Effizienz sowie 
Kosteneinsparungen und ein attraktiveres Angebot durch privat organisierte Konkurrenz. 
Dass dies in der Praxis nicht so einfach zu erreichen ist wie in der Theorie, wird oft 
übersehen. Einige wichtige Stärken des öffentlichen Verkehrs werden in der Debatte zwar 
immer wieder eingebracht, bei den tatsächlichen Entscheidungen aber anscheinend kaum 
beachtet: Politiker erklären zwar gerne, wie sehr sie den Bahnverkehr, sowohl für den Güter- 
als auch für den Personentransport, unter anderem aus Umweltschutzgründen fördern 
wollen, man sieht allerdings davon nicht viel, vor allem wenn man die (meist 
verlustbringenden) Nebenstrecken betrachtet (siehe z.B. Streckeneinstellungen in 
Niederösterreich 2010, auch wenn ein relativ großer Teil durch Busse ersetzt werden sollte). 
Ein Vergleich der Investitionen in den Straßenbau mit denen in den Schienenbau zeigt: Laut 
Verkehrsministerium sind 60% der von 2009 bis 2014 für Straßen- und Schienenausbau 
bestimmten 22,4 Milliarden Euro für die Bahn bestimmt, von dieser Summe fließt aber ein 
großer Teil in teils äußerst umstrittene Großprojekte, wie z.B. den Koralmtunnel (siehe 
Investitionsvolumen 2009-2014, Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 
Technologie).  
Auch die wichtige Funktion, die der öffentliche Verkehr für sozial schwächere Schichten hat, 
wird oft nicht beachtet. Sie sind in ihrer Mobilität häufig auf den öffentlichen Verkehr 
angewiesen und werden durch dessen Ausdünnung am Land sehr stark eingeschränkt. 
Freilich ist hier auch eine entsprechende Tarifgestaltung wichtig, um die Nutzung der 
öffentlichen Verkehrsmittel gerade für diese Bevölkerungsgruppen möglich zu machen. Laut 
einer Aussendung des VCÖ vom 14.10.2009 zum VCÖ-Bahntest im Zeitraum 15. April bis 
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28. Juni 2009 sind 56% der Bevölkerung in ihrer Mobilität ganz oder teilweise auf den 
öffentlichen Verkehr angewiesen. Unter den befragten Bahnfahrern meinen sogar 89%, dass 
der öffentliche Verkehr die wesentliche Mobilitätsgarantie für alle Menschen ist (siehe hierzu 
VCÖ Aussendung 2009-128).   
Im Gegensatz dazu betrifft der Umweltschutz- und raumplanerische Aspekt alle 
Bevölkerungsschichten und sollte daher, rein normativ betrachtet, allen Menschen ein 
Anliegen sein. Ein effizienter öffentlicher Verkehr ist ein ganz wesentlicher Beitrag zum 
Umwelt- und Klimaschutz. So war z.B. 2007 der Verkehr in Deutschland für ca. 18,1% aller 
Treibhausgasemissionen verantwortlich (laut Umweltbundesamt Deutschland). Die 
Reduktion von Abgasen sollte nicht nur durch modernere Autos, sondern vor allem auch 
durch die Reduktion des Individualverkehrs erreicht werden. Außerdem bedeuten mehr 
Autos auf den Straßen auch mehr Straßenbau und Straßenausbau, was nicht nur Kosten 
verursacht, sondern auch erhebliche Einschnitte in die Natur und Landschaft mit sich bringt. 
Selbst eine gezielte Landschaftspflege kann nicht wettmachen, was ungezügelter Straßen- 
und Autobahnbau mit sich bringt. 
Eine gesunde Umwelt bedeutet für die meisten Menschen auch eine höhere Lebensqualität.  
Sie wird zusätzlich positiv beeinflusst dadurch, dass guter öffentlicher Verkehr ein 
bequemeres, sichereres und oft auch stressfreieres Reisen ermöglicht, egal ob auf dem Weg 
zur Arbeit oder bei Geschäftsreisen, im Freizeitverkehr oder auf Urlaubsreisen (siehe hierzu 
u. a. Eckey/Stock (2000, S. 258)).  
Freilich kann man aus diesen Punkten nicht ohne Einschränkung folgern, dass der 
öffentliche Nahverkehr unter allen Umständen unter öffentlicher Kontrolle sein sollte, dass 
Subventionen desselben immer sinnvoll sind und dass der Wohlfahrtsgewinn durch die 
Versorgung mit öffentlichem Verkehr immer höher ist, als wenn andere Formen von 
Sozialtransfers angewandt werden würden.   
 
Ziel dieser Arbeit soll es daher sein: 
 
1. die derzeitige Situation des öffentlichen Verkehrs, insbesondere des Bahnverkehrs, in 
Österreich im Kontext einer gesamteuropäischen Sichtweise überblicksmäßig zu analysieren 
sowie die Liberalisierungspläne der EU-Kommission und der nationalen Regierungen kritisch 
mit Bezug zur transportökonomischen Theorie zu hinterfragen,    
2. theoretische Aspekte der Verkehrsökonomie generell sowie des Bahnverkehrs zu 
betrachten und dabei einen Vergleich zum Luftverkehr zu ziehen, da es hier zu 
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Kapazitätsengpässen ähnlich jenen kommen kann, wie sie auch im Bahnverkehr nach einer 
weitgehenden Liberalisierung zu erwarten sind, 
3. ein theoretisches Modell zu entwickeln, welches im Rahmen eines simulierten Bahnnetzes 
zeigt, welche Auswirkungen unterschiedliche Marktformen im Betrieb auf einem 
(vorgegebenen) Bahnnetz haben können. In diesem Netz soll sowohl Regional- und 
Lokalverkehr als auch Fernverkehr angeboten und nachgefragt werden. Ausgedrückt werden 
sollen diese unterschiedlichen Formen von Verkehr durch Nachfrage- und Kostenfunktionen 
mit unterschiedlichen Eigenschaften. Durch den Vergleich der unterschiedlichen Ergebnisse 
sollen Aspekte aufgezeigt werden, auf die im Rahmen von Liberalisierungen und 
Privatisierungen geachtet werden muss. 
 
Das Hauptaugenmerk der Arbeit liegt ganz eindeutig auf dem Bereich des Betriebes im 
Bahnverkehr, also dem tatsächlichen Angebot, das einer oder mehrere Anbieter einem 
Kunden als Transportdienstleistung zur Verfügung stellen. Zumindest in Europa sind 
Liberalisierungen und Privatisierungen zurzeit nur im Betrieb ein relevantes Thema, und es 
wird von einer Liberalisierung der Infrastruktur Abstand genommen.  
 
2. Öffentlicher Bahnverkehr im Spannungsfeld zwischen staatlichem Monopol,                                                                                               
Liberalisierung und Ökonomie 
  
2.1. Gründe für eine Liberalisierung im öffentlichen Verkehr 
2.1.1. Regionale und strukturelle Voraussetzungen und ihre Bedeutung für den   
Liberalisierungsprozess 
Schon  Adam Smith formulierte im 18. Jahrhundert das Theorem von der „unsichtbaren 
Hand“, welches im Prinzip besagt, dass der Gesamtnutzen für alle am höchsten wäre, wenn 
jeder versucht, seinen eigenen Nutzen zu maximieren, also vollkommener Wettbewerb 
herrschen würde. Auf den modernen Bahnverkehr umgelegt würde dies bedeuten, dass 
dieser am besten funktionieren sollte, wenn eine Vielzahl an Anbietern um die Kundschaft 
kämpft. Diese über 200 Jahre alte Theorie hat sich in vielen Bereichen der Ökonomie, wenn 
auch natürlich in komplexerer Form, bis heute als Lehrmeinung erhalten. Doch die Realität 
erfordert eine viel differenziertere und weitsichtigere Herangehensweise.  
Der Ruf nach einer Reform des Bahnwesens in Richtung eines freien, 
wettbewerbsgesteuerten Marktes mit vielen Teilnehmern wird häufig mit dadurch möglichen 
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Effizienzsteigerungen und Einsparungen für die öffentliche Hand begründet. Oft wird auch 
von einer (echten oder angeblichen) mangelnden Konkurrenzfähigkeit der Bahn und damit 
einhergehenden sinkenden Marktanteilen gegenüber dem Individualverkehr argumentiert. 
Dem soll entgegengewirkt werden, indem durch Konkurrenz sowohl die Preise gesenkt als 
auch die Qualität des Angebots gesteigert werden sollen. Dies ist deshalb wichtig, da, rein 
ökonomisch betrachtet, öffentlicher Verkehr und Individualverkehr Substitute füreinander 
darstellen, und zwar zumindest dort, wo sie auf gleichen Strecken operieren. Allerdings 
handelt es sich wohl nur um imperfekte Substitutionsgüter, das heißt, dass der Preis und die 
Qualität der beiden Güter nicht gleich sein müssen und somit den Konsumenten zur Wahl 
eines der beiden Produkte bewegen können.  
Diese Liberalisierungsprozesse finden innerhalb der Vorgaben der EU statt, die ein 
gesamteuropäisches Verkehrssystem bilden will. Im „Weißbuch der Kommission über die 
künftige Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik“ (letzte Überarbeitung verabschiedet 
am 22.06.06) sind 44 Maßnahmen enthalten, die größtenteils folgende Ziele betreffen 
(Quelle: Kompendium der EU Verkehrspolitik – 1. Halbjahr 2009, Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung): 
 
1. ein hohes Maß an Mobilität zu gewährleisten, insbesondere um Wirtschaftswachstum 
zu ermöglichen (gerade hierbei kommt auch dem Güterverkehr eine besondere Rolle 
zu, die in dieser Arbeit allerdings nicht diskutiert wird), 
2. Umwelt, Arbeitsplätze und Passagiere zu schützen, 
3. Innovationen zu ermöglichen, 
4. eine Stärkung der Rolle der EU auf internationaler Ebene zu erzielen, induziert durch 
die Stärkung der Wirtschaft aufgrund von billigeren und schnelleren 
Warentransporten (Anm. d. Verf.). 
 
Am Ende soll ein effizienterer, kostengünstigerer und kundenorientierter öffentlicher Verkehr 
stehen, geleitet durch eine offensive, aktive öffentliche Hand (Anreiter 2005, S. 8). Freilich ist 
ein wichtiger Aspekt im Rahmen der Effizienzsteigerung, dass die öffentliche Hand entlastet 
wird. Die meisten öffentlichen Verkehrsdienstleistungen haben zwar einen 
gemeinwirtschaftlichen Zweck, machen in ihrer heutigen Form deshalb aber keinen Gewinn 
und sind daher auf Subventionen der öffentlichen Hand angewiesen. In Österreich wird der 
öffentliche Verkehr zum Beispiel jährlich mit ca. 1,7 Milliarden Euro gefördert, allerdings 
exklusive öffentlicher Gelder, die für die Infrastrukturerhaltung und Ausbauvorhaben 
verwendet werden. Das Hauptproblem und zugleich das Hauptziel einer Liberalisierung 
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muss es also sein, bei sinkenden Zuwendungen des Staates die Qualität des öffentlichen 
Verkehrs aufrechtzuerhalten und, wenn möglich, zu verbessern. Dies ist ein äußerst 
ambitioniertes Ziel, unter anderem sicherlich weil auch bei fallendem Aufwand für 
Subventionen die Aufgabe der Behörden, die mit der Koordination eines liberalisierten 
Marktes für den öffentlichen Verkehr betraut sind, anspruchsvoller wird (siehe hierzu u.a. 
Anreiter 2005, S. 9).  
Das Ergebnis, das am Ende eines Liberalisierungsprozesses stehen soll, ist, dass der Kunde 
ein vielfältigeres Angebot an öffentlichen Verkehrsdienstleistungen zu einem geringeren 
Preis in Anspruch nehmen kann. Vereinfacht gesagt sollen Monopole durch kompetitive 
Märkte ersetzt werden (siehe hierzu Kapitel 2.2.1.). 
Um die grundlegenden Probleme und Chancen der Thematik zu erfassen, ist es sinnvoll, den 
Personenverkehr auf der Schiene im Überblick auf vier Ebenen zu sehen: 
 
• Ebene 1: Dies sind die Hochgeschwindigkeitszüge, die zwischen großen 
Ballungsräumen und teils über große Distanzen verkehren, wobei sie nur in größeren 
Städten Bahnhöfe bedienen. Beispiele hierfür wären die Strecken, die von ICE, 
TGV/AGV oder Velaro-Hochgeschwindigkeitszügen bedient werden. 
• Ebene 2: Diese Ebene umfasst jene Züge, die Ballungsräume mit anderen großen 
Städten oder große Städte untereinander verbinden, dabei allerdings nicht die 
Geschwindigkeit und Leistung der Züge auf Ebene 1 erreichen (Intercity-Züge). 
• Ebene 3: In diese Kategorie fallen Eilzüge, die große Städte mit größeren Städten im 
Umland, sowie mittelgroße Städte untereinander verbinden. 
• Ebene 4: Diese Ebene umfasst Regionalzüge, die große und größere Städte mit 
Vororten bzw. Orten im Umland verbinden, oftmals mit einer Vielzahl von Haltestellen 
auf der Strecke.   
 
Natürlich lassen sich in der Realität oft keine solch eindeutigen Einteilungen vorfinden, 
allerdings kann man diese rudimentäre Einteilung nutzen, um Annahmen bezüglich 
möglicher Auswirkungen von Liberalisierungen und dem Eintritt weiterer Wettbewerber 
abzuschätzen.  
Züge auf Ebene 1 bedienen fast immer gewinnbringende Strecken mit hoher Nachfrage. Aus 
diesem Umstand heraus und einfachen ökonomischen Grundsätzen nach ist anzunehmen, 
dass auf diesen Strecken ein relativ freier Wettbewerb funktionieren könnte und mehrere 
Anbieter zu einem besseren und billigeren Angebot für die Kunden führen würden. 
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Züge der Ebene 2 bedienen auch noch zum Großteil profitable Strecken, allerdings bei 
weitem nicht mehr auf demselben Niveau wie die Hochgeschwindigkeitszüge der ersten 
Ebene. Die Gewinnmargen der Anbieter sind, wenn überhaupt vorhanden, sicherlich weit 
geringer, und es ist somit nicht in jedem Fall sicher, dass ein Wettbewerb funktionieren und 
zu einem besseren Angebot führen würde. In anderen Fällen wäre aber sicherlich auch eine 
Verbesserung der Situation durch den Eintritt weiterer Anbieter möglich.  
Die größten Problemstellungen, die sich im Rahmen von Liberalisierungen ergeben, finden 
sich sicherlich bei Zügen der Ebenen 3 und 4. Diese sind auch heute von Subventionen der 
öffentlichen Hand abhängig und oftmals - wenn überhaupt - nur zu Hauptverkehrszeiten 
profitabel zu betreiben. Es wäre daher nicht zu erwarten, dass alleine dadurch, dass privaten 
Anbietern eine Einstiegsmöglichkeit gegeben wird, ein Wettbewerb entsteht.  
In diesem Zusammenhang muss auf zwei unterschiedliche Arten der Liberalisierung 
hingewiesen werden, die im Betrieb im Bahnverkehr möglich sind. Wenn man davon 
ausgeht, dass  Monopole im Bahnverkehr zerschlagen werden, so kann das Regulieren der 
Konkurrenz unterschiedlich gesteuert werden:  
Einerseits können ganze Strecken ausgeschrieben werden und dann an den in den Augen 
der zuständigen Behörde besten Anbieter vergeben werden. Dieser wäre dann wieder in der 
Situation eines Monopolisten, allerdings gebunden an das Angebot, welches er im Verlauf 
des Bieterverfahrens gelegt hat. Diese Variante ist sicherlich für die Strecken, auf denen 
Züge der Ebenen 3 und 4 verkehren, interessant. Diese Strecken können „versteigert“ 
werden und zwar im Rahmen einer Auktion mit negativen Geboten. Das heißt, es erhält jener 
Anbieter den Zuschlag, der bereit ist, die Strecke auf einem gewissen, zuvor vom 
Ausschreiber definierten Niveau zu bedienen und hierfür die geringsten Subventionen 
verlangt. Der Anbieter, der den Zuschlag erhält, ist auf dieser Strecke dann zwar wiederum 
Monopolist, sollte aber, so ist es das Ziel der Liberalisierung, fähig sein, das günstigste und 
effizienteste Angebot auf der Strecke bereitzustellen. Das heißt, es sollte zumindest zu 
einem gleich bleibenden und im Idealfall zu einem höheren Niveau des Angebots bei 
gleichzeitig geringerem Subventionsbedarf als vor der Liberalisierung kommen. Es muss 
allerdings nicht unbedingt der Fall eintreten, dass sich ein privater Anbieter findet, der bereit 
ist, ein besseres Angebot zu stellen als die Gesellschaft, die vor der Liberalisierung die 
Strecke bediente. Dies gilt vor allem dann, wenn dieser ursprüngliche Anbieter im Besitz der 
öffentlichen Hand ist und somit nicht nur gewinnorientiert agiert, sondern auch von 
politischen Gegebenheiten abhängig ist. Er hat somit im Idealfall auch den 
gemeinwirtschaftlichen Nutzen einer Verbindung zu berücksichtigen.     
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Eine weitere Möglichkeit wäre, mehreren  Anbietern die Möglichkeit zu geben, dieselbe 
Verbindung zu bedienen. Diese müssen alle dasselbe Entgelt für die Benutzung der 
Infrastruktur entrichten, und es muss zu einer Koordinierung der Fahrpläne kommen. 
Es ist anzunehmen, dass letztere Möglichkeit eher das ist, was man sich unter Wettbewerb 
vorstellt und was möglicherweise zu einem besseren Angebot für die Kunden führen würde, 
da durch das Nebeneinander mehrerer Anbieter und das  Auftreten weiterer Mitbewerber der 
Druck auf die einzelnen Anbieter sicherlich höher ist. Allerdings scheint diese Möglichkeit 
eines liberalisierten Bahnmarktes eben nur für Züge auf Ebene 1 und 2 in Frage zu kommen.  
Auch wenn der derzeitige Liberalisierungsprozess im Personenverkehr in der EU noch nicht 
in allen Ländern gleich weit fortgeschritten ist bzw. in manchen Ländern (unter anderem auch 
Österreich) erst am Anfang steht, scheint es in der Realität tatsächlich im Regional- und 
Lokalverkehr einen ganz klaren Trend zur Ausschreibung ganzer Verbindungen an einen 
einzelnen Anbieter zu geben. Eine mögliche theoretische Begründung für diese 
unterschiedliche Entwicklung ist, dass bei Regionalverbindungen, die oft nur mit 
Subventionen kostendeckend zu betreiben sind, die sinkenden Grenzkosten durch positive 
Skalen- bzw. Dichteeffekte stärker ins Gewicht fallen und ein einzelner Anbieter somit 
weniger Subventionen benötigt bzw. ein besseres Angebot bereitstellen kann. Allerdings gibt 
es vor allem auf Verbindungen von und zwischen großen Städten auch eine gegenteilige 
Entwicklung. Auf Hauptverbindungen mit starker Nachfrage ist eine Subventionierung oftmals 
nicht notwendig, und außerdem ist auf diesen meist längeren Distanzen eine weit höhere 
Elastizität der Nachfrage vorhanden. Diese Faktoren sprechen dafür, dass auf diesen 
Strecken die herkömmlichen Marktmechanismen wahrscheinlich besser funktionieren (siehe 
hierzu Kapitel 2.1.2.). Vor allem im länderübergreifenden Fernverkehr, aber in Zukunft auch 
vermehrt auf nationalen Hauptverkehrsstrecken (der erste private Anbieter nimmt z.B. die 
Strecke Wien-Salzburg im Dezember 2011 auf) wird daher vermehrt der Fall eintreten, dass 
eine Verbindung von mehr als einem Anbieter angeboten wird.  
Wenn es somit auf lange Sicht zu zwei getrennten und unterschiedlich regulierten Märkten 
kommt, so muss man bedenken, dass der Fernverkehr sich zunehmend vom Nah- und 
Regionalverkehr entkoppeln würde. Heute ist dies zwar auch weitgehend der Fall, vereinzelt 
übernehmen aber auch Fernzüge Aufgaben im Kurzstreckenverkehr, werden also z.B. 
eingesetzt, um auf einem Zweig des Netzes Passagiere aus der Fläche zu einem Zentrum 
zu transportieren. Dort können dann weitere Fahrgäste zusteigen, und erst dann übernimmt 
der Zug seine eigentliche Aufgabe als Fernverkehrszug und fährt zu anderen Zentren.     
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2.1.2. Gründe für staatliche Einflussnahme auf den Verkehrssektor 
Der Verkehrssektor generell, und im Speziellen der Bahnsektor, zeigt einige Facetten, 
welche, so ist die fast einhellige Lehrmeinung, ein staatliches Eingreifen sinnvoll oder oft 
schlichtweg erforderlich machen. Die Bandbreite dieser Gründe ist relativ groß. Dabei muss 
zwischen außerökonomischen und ökonomischen Gründen (Eckey/Stock 2000, S. 215) für 
das Eingreifen des Staates unterschieden werden. Für diese Arbeit sind die ökonomischen 
Ansätze von Bedeutung.  
Zuerst müssen einige Eigenheiten des Verkehrsmarktes betrachtet werden, die bei manchen 
anderen Gütern kein Problem darstellen (zitiert bei Eckey/Stock 2000, S. 215 nach Laaser 
1991, S.56): 
 
1. Eine Produktion auf Vorrat ist unmöglich. 
2. Es müssen Reservekapazitäten vorhanden sein. 
3. Verkehrsströme sind unpaarig, es entstehen also Leerfahrten. 
4. Unternehmen können nicht auf andere Branchen ausweichen. 
5. Es fallen hohe fixe Kosten an und Investitionen sind langlebig. 
6. Auf unterschiedlichen Teilmärkten gibt es unterschiedliche Marktformen. Während 
z.B. der Personentransport auf der Schiene größtenteils von Monopolisten 
beherrscht wird, treten auf dem Güterverkehrsmarkt schon mehrere Anbieter auf. 
(Anm. d. Verf.) 
7. Die Nachfrage besitzt eine geringe Preiselastizität, d.h. Preissenkungen können 
wirkungslos sein. 
8. Es bestehen große intermodale Technologieunterschiede. 
9. Durch einseitige Staatseingriffe kommt es zu Wettbewerbsverzerrungen. 
10. Aufgrund der internationalen Verflechtungen kommt es zu Wettbewerbsentartungen 
(siehe Punkt 9, da unterschiedliche Länder in unterschiedlichem Maße eingreifen 
(Anm. d. Verf.)). 
11. Insgesamt ist die große Anzahl dieser Besonderheiten selbst eine Besonderheit. 
 
Allerdings lassen die meisten dieser Besonderheiten alleine noch keine Begründung für 
staatliche Eingriffe erkennen. Für ein staatliches Eingreifen gibt es laut Eckey/Stock (2000, 
S. 216) vor allem vier normativ-ökonomische Gründe: 
 
• die Tendenz zu einem natürlichen Monopol 
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• Anpassungsmängel durch Inelastizität bei Angebot und Nachfrage 
• externe Effekte 
• Verkehrsinfrastruktur als öffentliches Gut 
 
Drei dieser vier Punkte sollen hier kurz analysiert werden. Die externen Effekte werden in 
Kapitel 2.3.2. im Rahmen der ökonomischen Theorie von Nutzen und Kosten von Verkehr 
gesondert behandelt.  
Von einem „natürlichen Monopol“ spricht man dann, wenn ein einzelner Anbieter die 
nachgefragte Menge eines Gutes billiger produzieren kann als mehrere Anbieter 
(Eckey/Stock 2000, S. 217). Wenn man also von einer Menge X  ausgeht, so fallen für 
diesen Erzeuger weniger Kosten an, als wenn zwei oder mehrere Anbieter jeweils einen Teil 
der Menge X  produzieren, die Gesamtproduktionsmenge aber gleich ist. Es gilt also die 
Bedingung 1 2 1 2( ) ( ) ( )K X X K X K X+ < + . Ein natürliches Monopol kann dann entstehen, 
wenn sogenannte positive Skaleneffekte („economies of scale“) vorliegen, also 
Größenvorteile, die die Produktion eines Gutes umso billiger machen, je mehr man davon 
produziert. Die Durchschnittskosten werden im gesamten möglichen Spektrum der 
Nachfrage geringer, je näher sich die Produktion dem durch die Nachfrage gedeckten 
Maximum nähert. Das heißt, es gibt in der Realität unterschiedliche Bedingungen, unter 
denen es zu diesen ständig fallenden Durchschnittskosten kommen kann bzw. die diesen 
Zustand fördern. Diese treten sowohl im Betrieb als auch im Bereich der Errichtung und 
Erhaltung der Infrastruktur auf, wenn auch in unterschiedlichem Maße (ebd.): 
 
1. Mindesteinsatzmengen von Produktionsfaktoren: Die Kosten für gewisse 
Produktionsfaktoren (eine Maschine, ein Büro etc.) verteilen sich auf eine größere 
Produktionsmenge, wenn mehr von einem Gut hergestellt wird. Dies trifft im Bahnverkehr 
wohl vor allem auf die Infrastruktur abseits der eigentlichen Schienen und Bahnhöfe, also 
z.B. Verwaltungsgebäude, Wartungshallen etc., zu. 
 
2. Die Materialkosten für den Ausbau vieler Kapitalgüter um eine Einheit betragen oft nur 
zwei Drittel der Kosten einer ersten Einheit. 
 
3. Weiters kann man bei einem größeren Betrieb leichter Zufallsereignisse mit einkalkulieren 
(„stochastische Größenersparnisse“). Das heißt, dass sich einzelne Abweichungen vom 
Durchschnitt gemäß dem Gesetz der großen Zahlen tendenziell eher ausgleichen. Dies trifft  
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auch auf die Infrastruktur zu, da es z. B.  in einem größeren Netz wahrscheinlich wäre, einen 
Schaden an der Infrastruktur durch zufälligerweise freie Reparaturkapazitäten schneller zu 
beheben.   
 
4. Bei aufeinander aufbauenden Fertigungsstufen ist die optimale Gesamtkapazität das 
kleinste gemeinsame Vielfache der mindestoptimalen Teilkapazitäten.  
 
Das Hauptproblem beim Auftreten eines natürlichen Monopols ist (wie bei allen Monopolen), 
dass der Monopolist versucht, seine Monopolistenrente zu maximieren. Im Normalfall heißt 
das, dass er weniger von einem Gut zu einem höheren Preis anbietet.  
Wichtig ist es hier zu bedenken, dass freilich auch in der Realität heute oft ein Monopolist 
das Angebot für öffentliche Verkehrsdienstleistungen beherrscht, vor allem im Personen-
bahnverkehr. Das Ziel der EU ist es, dass diese Monopole verschwinden, allerdings nicht im 
Bereich der Infrastruktur, sondern nur im Betrieb. Die Frage muss sein, wie diese Tendenz zu 
einem natürlichen Monopol unterbunden werden kann, ohne dass die Kosten dadurch größer 
sind als der Nutzen, der sich daraus ergibt.  
Die wohlfahrtsökonomischen Effekte eines natürlichen Monopols lassen sich an einer 
einfachen Grafik ersehen (nach Frank/Bernanke 2003, S. 234 bzw. Eckey/Stock 2000, S. 
218). 
Abbildung 1: Wohlfahrtsökonomische Effekte eines Monopols 
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Unter Konkurrenz würde es zu einer Menge *x  kommen, die zum Preis *p  abgesetzt wird. 
Der Monopolist (in diesem Falle wäre er wohl in dieser Position aufgrund der fallenden 
Grenzkostenfunktion) würde jenen Punkt realisieren, an dem der Grenzerlös den 
Grenzkosten entspricht, um seine Profite zu maximieren, also die Menge **x  zum Preis **p . 
Hierdurch würde es zu einem Wohlstandsverlust kommen, der dem Ausmaß des Dreiecks 
ABC entspricht. Wichtig ist es anzumerken, dass auch dieser Monopolist Verluste machen 
könnte und zwar dann, wenn der von ihm gewählte, gewinnmaximierende bzw. 
verlustminimierende Preis unter den Durchschnittskosten liegt.  
Es wird vor allem aus zwei Gründen angenommen, dass es im Verkehr einen Hang zu 
fallenden Grenzkosten und in der Folge natürlichen Monopolen gibt (Eckey/Stock 2000, S. 
219): Einerseits ist es wenig sinnvoll, mehrere eigenständige Trassen nebeneinander zu 
errichten. Stattdessen ist es zumeist wohl besser, vorhandene Infrastruktur auszubauen. Ein 
ähnliches Beispiel hierfür wäre die Versorgung mit Wasser und Elektrizität. In diesem Bereich 
ist dies noch leichter ersichtlich. Weiters werden im Betrieb von Bahnlinien oft steigende 
Skalenerträge angenommen. Dies trifft wohl im Speziellen auf den Bahnsektor dann zu,  
wenn z.B. Lokomotiven tagsüber im Personenverkehr und in der Nacht im Güterverkehr 
eingesetzt werden. Zusätzlich lassen sich bei steigender Fahrplandichte Züge besser 
aufeinander abstimmen. Zusammenfassend könnte man sagen, dass zumindest im Bereich 
der Infrastruktur Subadditivität herrscht, das heißt, ein Anbieter kann die angesprochene 
Menge günstiger produzieren als mehrere.    
Diese Tendenz zu einem natürlichen Monopol ist einer der Gründe, warum auch bei 
Konkurrenz unter den Anbietern eine staatliche Regulierung zumeist für sinnvoll erachtet 
wird, eben um die Vorteile eines Wettbewerbs zu erhalten.  
Hieraus ergibt sich direkt die Frage, wie das Entstehen eines Monopols verhindert werden 
kann. Zuerst muss angemerkt werden, dass es in der Empirie nicht unter allen Umständen 
zur Bildung eines Monopols kommt: Im Busverkehr z.B. scheint es keine steigenden, 
sondern konstante Skalenerträge zu geben. Eventuell sind hier kleinere Unternehmen 
flexibler und können dadurch die Größenvorteile großer Unternehmen ausgleichen. Für den 
Bahnverkehrsbetrieb allerdings ergeben sich bei sehr kleinen Netzgrößen sehr wohl 
„economies of firm size“, also Kostenvorteile im Falle größerer Unternehmen, und 
„economies of density“, Kostenvorteile, die entstehen, wenn in einem geografisch 
beschränkten Raum (also z.B. auf einer bestimmten Bahnstrecke) das Angebot erweitert 
wird, was auf die Bildung eines Monopols hindeutet. Bei größeren Netzgrößen scheinen die 
„economies of firm size“ wegzufallen (Laaser 1991, S. 60).  
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Weiters könnte man, wenn man das Entstehen oder die Tendenz zu einem Monopol nur als 
vorübergehenden Zustand sieht, dies nicht unbedingt als Marktversagen, sondern lediglich 
als Phase eines funktionierenden Wettbewerbs sehen, bis eben ein anderes innovativeres 
Unternehmen das Monopol bricht. Diese Betrachtung funktioniert vor allem dann, wenn man 
nicht ein statisches Wohlfahrtsoptimum anpeilt, sondern den Wirtschaftskreislauf als 
dynamischen Prozess betrachtet (Eckey/Stock 2000, S. 222). In dieser Betrachtungsweise 
wird der Wettbewerb auch nicht durch die tatsächliche Konkurrenz, sondern durch die 
potenzielle Konkurrenz definiert. Allerdings ist es aufgrund der starken Netzwerk-Effekte, die 
im Verkehr vorliegen, fraglich, ob dieses Monopol nur ein vorübergehender Zustand wäre 
(siehe hierzu Kapitel 3.).  
Wenn man nun jedoch – wie das in dieser Arbeit geschieht – von einem anzustrebenden, 
zugegebenermaßen subjektiven Wohlfahrtsoptimum ausgeht, stellt ein Monopol einen nicht 
wünschenswerten Zustand dar. Vor allem eben beim Bahnverkehr scheint die Tendenz zu 
einem natürlichen Monopol relativ groß zu sein. Im Besonderen scheint dies auf den Bau 
und den Erhalt der Infrastruktur zuzutreffen. Neben der Subadditivität kommt hier noch die 
starke Irreversibilität von Investitionen hinzu. Dadurch wird auch die potenzielle Konkurrenz 
für einen Monopolisten sehr gering, und ein Marktversagen wird umso wahrscheinlicher 
(Eckey/Stock 2000, S. 223), da auch nicht damit zu rechnen ist, dass das Monopol nur ein 
vorübergehender Zustand ist.     
Um eine Monopolbildung zu verhindern bzw. wenn es zu einer kommt, die Verminderung der 
Wohlfahrt zu umgehen, gibt es unterschiedliche Instrumente, die über die Regulierung der 
Preise im Rahmen der Grenzkosten-Preis-Regel funktionieren:  
 
• Einerseits können verpflichtende Festpreise eingeführt werden. Diese müssten den 
Grenzkosten entsprechen, Verluste würde der Staat übernehmen. 
• Weiters könnte man gespaltene Tarife, die aus einem verbrauchsabhängigen Teil, der 
den Grenzkosten entspricht, und einem verbrauchsunabhängigen Teil bestehen, 
vorschreiben. 
• Man könnte die Preise auch differenzieren nach der Zahlungsbereitschaft der 
Kunden. Man könnte also z.B. in Zeiten mit hoher Nachfrage und somit höherer 
Zahlungsbereitschaft höhere Tarife verlangen und/oder Sondertarife für bestimmte 
Strecken einführen.  Nachfrager, die bereit sind einen Preis zu zahlen, der den 
Grenzkosten entspricht, zahlen diesen. Sie würden also z.B. zu Zeiten fahren, an 
denen weniger Nachfrage herrscht und somit ein relativ geringer Preis verlangt wird.  
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Nachfrager, die bereit sind, einen höheren Preis zu zahlen, könnten also bei einer 
zeitlichen Preisdifferenzierung zu stark nachgefragten Zeiten fahren. Wenn die 
Bereitschaft zu zahlen unter den Grenzkosten liegt, kommt man nicht zum Zug. 
 
Eckey/Stock (2000, S. 225) führen noch zwei weitere Ansätze an, die allerdings nicht auf der 
Grenzkosten-Preis-Regel basieren, sondern lediglich versuchen, einen Teil der 
Wohlfahrtsverluste aufzufangen: 
 
• Es könnten Tarife, die den Durchschnittskosten entsprechen, festgelegt werden. Dies 
hätte den Vorteil, dass Durchschnittskosten für die Aufsichtsbehörde weitaus leichter 
zu ermitteln sind als die Grenzkosten.  
• Man könnte Ramsey-Preise nutzen, die sich nach der unterschiedlichen 
Nachfrageelastizität der Kunden richten. Eine hohe Nachfrageelastizität bedeutet in 
diesem Fall einen niedrigeren Preis und eine niedrige Nachfrageelastizität einen 
hohen Preis. 
 
Neben der Tendenz zu einem natürlichen Monopol und möglicherweise auch als Folge 
dieser Tendenz stellen die Anpassungsmängel, zu denen es im Verkehrsangebot kommen 
kann, einen weiteren Grund für staatliche Einflussnahme dar. Diese Anpassungsmängel 
können entstehen, wenn von den Preisen am Markt irritierende und möglicherweise falsche 
Informationen ausgehen oder wenn die Marktteilnehmer, also Nachfrager und Anbieter, 
falsch auf Informationen reagieren (Eckey/Stock 2000, S. 230). Im Verkehrssektor scheint 
beides vorzukommen, und es ist vorstellbar, dass diese Effekte durch das Vorhandensein 
von Monopolen noch verstärkt werden. Der Monopolist folgt eben einer anderen 
Preissetzungslogik als der, die auf einem konkurrierenden Markt herrscht. Dies folgt vor 
allem aus den unelastischen Angebots- und Nachfragefunktionen. Der Grund dafür liegt 
darin, dass es meistens nicht die Verkehrsdienstleistung selbst ist, die zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Nachfrager genutzt wird, sondern dass diese nur dazu dient, an einen 
anderen Ort zu gelangen. Die Transportkosten haben insgesamt meist nur einen relativ 
geringen Anteil an den Gesamtkosten. Dies gilt sowohl für Güter als auch für Menschen.  
Für die sehr unelastischen Angebotsfunktionen gibt es unterschiedliche Gründe: Einer der 
Gründe ist, dass in diesem Sektor zumeist die Fixkosten den allergrößten Teil der 
Gesamtkosten ausmachen, während die variablen Kosten verhältnismäßig gering sind. Dies 
trifft insbesondere wieder auf den Bahnverkehr zu und hier vor allem dann, wenn 
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Infrastrukturerrichtung und -erhalt und Betrieb innerhalb derselben Gesellschaft sind. Bei 
einer Trennung in Betrieb und Infrastruktur haben die variablen Kosten einen weit höheren 
Anteil an den Gesamtkosten, das heißt, der Anbieter einer Verkehrsdienstleistung wird sein 
Produkt auch zu Preisen, die nur sehr knapp über den variablen Kosten liegen, verkaufen.  
Eine Besonderheit des Bahnverkehrs ist, dass sowohl Angebot als auch Nachfrage relativ 
inelastisch sind, das heißt sie reagieren nur sehr schwach auf Änderungen des Preises. Die 
niedrige Elastizität des Angebots ergibt sich aus den relativ hohen Investitionen, die benötigt 
werden, um das Angebot zu ändern. Die Inelastizität der Nachfrage ist unterschiedlich stark 
ausgeprägt und hängt von der Art der Nachfrage ab (siehe hierzu Kapitel 4.2.2.): Die 
Elastizität der Nachfrage von Berufspendlern z. B. ist sehr niedrig (wahrscheinlich weil für 
viele Kunden hier kein Substitut für die Bahn besteht), während dieser Wert für die 
Nachfrage nach Fernreiseverkehr, der sich sowohl aus Urlaubs- und Freizeitverkehr als auch 
aus Geschäftsreisen zusammensetzt, weit höher ist (wahrscheinlich weil es hier oft 
Alternativen zur Reise mit der Bahn gibt). Aus dem Umstand, dass sowohl Angebots- als 
auch Nachfragefunktion so unelastisch sind, können sich unterschiedliche Probleme ergeben 
(Eckey/Stock 2000, S. 232):  
Im Extremfall könnte es soweit kommen, dass sich die Angebots- und die Nachfragefunktion 
überhaupt nicht kreuzen (Siehe Grafik unten, nach ebd.). In diesem Fall kann es gar nicht 
zur Bildung eines Gleichgewichtes kommen. Weiters können die steilen, also sehr 
inelastischen Funktionen dazu führen, dass eine geringfügige Verschiebung von Angebot 
oder Nachfrage sehr große Preisschwankungen auslöst. Diese starken Preisveränderungen 
könnte der Regulator durch das Setzen von Festpreisen verhindern. Allerdings ist es für 
diesen nur sehr schwer möglich, den Preis im Gleichgewicht zu kennen. Vor allem weil sich 
die Gleichgewichte schnell ändern könnten,  wäre es noch schwieriger, immer einen 
passenden Festpreis vorzuschreiben. Es könnte also zu Angebots- oder 
Nachfrageüberschüssen kommen. In diesem Fall müssten wieder weitere Instrumente 
eingesetzt werden, um diesen Missstand zu entschärfen. 
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Abbildung 2: Extremfall unelastischer Angebots- und Nachfragefunktionen 
     
 Sollte der Fall eintreten, dass es  (wie in obiger Grafik, nach Eckey/Stock 2000, S. 232)  gar 
keinen Schnittpunkt zwischen den Funktionen gibt, wäre es Aufgabe des staatlichen 
Regulators, diese so zu verschieben, dass ein Gleichgewicht zustande kommen kann. Unter 
Umständen wäre es auch sinnvoll zu versuchen, die Kurven zu drehen, was einer Erhöhung 
der Elastizität gleichkäme. Dies ist allerdings im Bahnverkehr nicht so einfach, da durch den 
sehr langfristigen und teuren Um- oder Ausbau der Infrastruktur eine elastische und schnelle 
Reaktion des Angebots wahrscheinlich überhaupt nur selten zu erzielen ist, und zwar dann, 
wenn keine Änderungen an der Infrastruktur notwendig sind.  
Anpassungsmängel können auch dann zustande kommen, wenn der Marktmechanismus 
zwar funktioniert, die Unternehmen aber nicht im wohlfahrtsökonomischen Sinne reagieren. 
Es könnte also z.B. zu einem Verdrängungswettbewerb kommen und ein Unternehmen eine 
den Markt beherrschende Position erreichen oder gar ein Monopol errichten. Dies wird im 
Bereich der Computer-Betriebssysteme immer wieder diskutiert.  Auch wenn das nicht 
passieren sollte, könnte es im Zuge eines starken Verdrängungswettbewerbs zur Zerstörung 
von Kapital kommen (Eckey/Stock 2000, S. 233), das heißt, Unternehmen, die 
wohlfahrtsökonomisch positive Effekte hätten, würden durch den Wettbewerb zu sehr unter 
Druck gesetzt werden. Es könnte zu keinem Ausbau bzw. zu keiner Verbesserung des 
Preis
Menge
Nachfrage Angebot
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Angebots kommen und im Extremfall könnte auch der bestehende Zustand nicht erhalten 
werden. Im Bahnverkehr wäre dies wohl ein Problem aufgrund der hohen Kosten für die 
Errichtung der Infrastruktur, welche auf einem stark konkurrenzierten Markt zu einem 
Problem werden könnten. Selbst wenn es zur Bildung eines Monopols kommen sollte, hängt 
es von den Eintrittsbarrieren für andere Unternehmen ab, ob der Monopolist seine Position 
ausnützen kann und wird. 
Wie oben beschrieben könnte ein weiterer Grund für Anpassungsmängel, möglicherweise 
vor allem im Bahnverkehr, darin liegen, dass das Angebot relativ schleppend reagiert. Dies 
trifft natürlich vor allem auf die Infrastruktur zu. Hier wäre das Kapital, das eingesetzt wurde, 
um z.B. eine Schienentrasse zu bauen, nicht mehr an anderer Stelle einsetzbar. Außerdem 
dauert die Errichtung von Infrastruktur relativ lange. In der Folge kann es zu Überkapazitäten 
an manchen Orten einerseits und einem Angebotsmangel an anderen Orten andererseits 
kommen (ebd.).   
Ein weiterer Grund, der manchmal als Argument für eine staatliche Einflussnahme auf den 
Verkehrssektor benutzt wird, ist jener, dass man zumindest bzw. vor allem die Infrastruktur 
als öffentliches Gut betrachten kann. Dass es sich um ein solches Kollektivgut handelt, ist 
unter anderem aus der Geschichte der Bahn erklärbar: Ursprünglich wurde der Nutzen der 
Eisenbahn in ihrer Rolle für das Militär, welches mit der Landesverteidigung eindeutig ein 
öffentliches Gut innehatte, gesehen. Insofern kann man davon ausgehen, dass der 
herkömmliche Marktmechanismus nicht zu einem passenden Angebot durch private Anbieter 
führt. Zu diesem kann es nämlich nur kommen, wenn 
 
 a) das Ausschlussprinzip gilt, das heißt nur wer bereit ist, den geforderten Preis zu zahlen, 
erhält etwas von dem Gut und 
 b) Rivalität unter den Konsumenten herrscht, d.h. wenn jemand eine Einheit von einem Gut 
konsumiert, kann kein weiterer Kunde dieselbe Einheit konsumieren. 
 
 Aufgrund dieser zwei Punkte ist es klar, dass ein potenzieller Kunde zahlen muss, um in den 
Genuss eines Gutes zu kommen. Falls die Produktionskosten für das Gut niedriger sind als 
der Preis, den die Nachfrager bereit sind zu zahlen, wird sich ein Markt entwickeln, auf dem 
private  Anbieter das Produkt anbieten. Dies alles gilt, wenn es sich um nicht-öffentliche 
Güter handelt. Im Falle von öffentlichen Gütern existiert aber Nicht-Ausschließbarkeit, d.h. 
auch Nachfrager, die nicht zahlen wollen, können das Gut erwerben und Nicht-Rivalität, d.h. 
wenn ein Nachfrager ein Gut konsumiert, wird die Möglichkeit eines anderen Nutzers, das 
Gut zu konsumieren, nicht behindert. Falls diese beiden Punkte zutreffen, werden 
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nutzenmaximierende Kunden versuchen, das Gut zu erhalten, ohne einen finanziellen 
Beitrag für die Produktion desselben zu leisten. Was den Verkehr betrifft, so muss man - wie 
meistens - Betrieb und Infrastruktur trennen: Auf den Betrieb der Verkehrsträger bezogen 
kann wohl eindeutig festgestellt werden, dass es sich nicht um ein öffentliches Gut handelt. 
Personen, die nicht bereit sind, für eine Zugreise zu zahlen, kann sehr einfach die Mitfahrt 
verweigert werden. Mittlerweile gibt es zwar „Selbstbedienungsstrecken“, allerdings bieten 
auch hier stichprobenartige Kontrollen ein Instrument, durch welches die Zahl der 
Passagiere, die nicht zahlen, zumindest stark verringert werden kann.  Bei der Infrastruktur 
ist dies ein wenig anders: Während die Nicht-Ausschließbarkeit im Straßenverkehr durch die 
vielen Auf- und Abfahrten auf nahezu allen Straßen sehr wohl ein Problem darstellt, da hohe 
Kosten entstehen, um Konsumenten, die nicht zahlen wollen, auszuschließen (also z.B. 
Mautsysteme, Schranken etc.), ist dies im Bahnverkehr nur teilweise so. Somit kann man 
Verkehr nur sehr bedingt als öffentliches Gut und im Falle des Bahnverkehrs (aber auch 
Flugverkehrs z.B.) wohl überhaupt nicht als öffentliches Gut betrachten und daher auch 
keine staatliche Einflussnahme argumentieren (ebd.). 
Es gibt aber noch weitere Gründe, die für ein staatliches Eingreifen ins Verkehrswesen 
allgemein sprechen. Diese werden in den Kapiteln 2.3.1 (der gemeinwirtschaftliche Nutzen 
des Verkehrs) und 2.3.2 (externe Effekte) behandelt. 
Die obigen Ausführungen bezogen sich auf eine sehr allgemeine Definition von Verkehr. Es 
ist wichtig, dass alle diese Punkte weit mehr auf die Errichtung der Infrastruktur als auf den 
Betrieb zutreffen. Das Angebot, welches die Erbauer von Straßen und Eisenbahntrassen 
bieten, ist sehr viel träger als das von Unternehmen, die den Betrieb auf beiden 
Verkehrsträgern übernehmen. Die spezielle Situation sowohl in der Errichtung als auch im 
Betrieb von Eisenbahnstrecken wird in Kapitel 3 beleuchtet. 
 
2.2. Öffentlicher Verkehr auf einem regulierten Markt - Pläne und Vorstellungen der EU 
2.2.1. Rechtlicher Rahmen der EU  
Die Pläne der EU-Kommission sehen vor, dass der öffentliche Verkehr auf einem regulierten 
Markt zur Verfügung gestellt und „gehandelt“ wird. Die Kommission erkennt an, dass ein rein 
marktwirtschaftlicher Zugang zum öffentlichen Verkehr, wie etwa im Fall der 
Busverbindungen in England außerhalb Londons (Anreiter 2005, S. 70), keine sonderlich 
hohen Erfolgsaussichten hat. Hinzu kommt sicherlich noch der enorme Aufwand, den das 
Rückgängigmachen von Fehlentscheidungen auf diesem Gebiet verursachen kann. Ein 
rechtlicher Rahmen soll garantieren, dass die Qualität der Versorgung nicht abnimmt. Im 
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Kern der Liberalisierung steht die strikte Trennung der Infrastruktur (Bahntrassen, Bahnhöfe 
etc.) und der Anbieter des Transportes, jener Unternehmen, die Züge etc. betreiben. De jure 
ist diese Trennung bereits zumeist erfolgt (siehe z.B. unterschiedliche Teilgesellschaften der 
ÖBB).  
Laut Anreiter (2005, S. 69) muss dieser rechtliche Rahmen  Angebot und Nachfrage vor 
allem durch die Gestaltung von fünf Aspekten regeln: 
 
• Planung und Kontrolle von Verkehrsleistungen (Akteure, Kompetenzen, Abläufe) 
• Finanzierung von Verkehrsleistungen (behördliche Abgeltungen bzw. Beihilfen) 
• Hoheitliche (aufsichts- und genehmigungsbehördliche) Berechtigungen, das heißt 
Genehmigungen und Konzessionen betreffend den Berufszugang und Marktzugang 
für Verkehrsunternehmen 
• Bestellung von Verkehrsleistungen durch den Aufgabenträger mit verschiedenen 
Möglichkeiten (Antrag durch Verkehrsunternehmen und informelle Vergabe, 
Auferlegung durch den Aufgabenträger, formelle Vergabe gemäß Vergaberecht) 
• Vertragsgestaltung (Leistungspflichten, Vertragsstrafen, Beweislasten etc.) 
 
Eine Organisation des öffentlichen Verkehrs, die den Vorstellungen des „regulierten 
Wettbewerbs“ schon relativ ähnlich ist, gibt es zurzeit schon in Skandinavien. Generell gelten 
für den öffentlichen Verkehr dieselben EU-Wettbewerbsregeln wie in anderen Bereichen. 
Allerdings gibt es einige Ausnahmen, welche sich aus der gemeinwirtschaftlichen Bedeutung 
ergeben.  
Im „Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften“ (EGV, seit 1. Dezember 2009 
„Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“) ist festgeschrieben, dass es die 
Aufgabe der Gemeinschaft ist, einen gemeinsamen Markt zu errichten (Art 2). Laut Art. 3 in 
Verbindung mit Art. 70 ist eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet des Verkehrs  Aufgabe 
der Gemeinschaft (Anreiter 2005, S. 71). Weiters ist ein wichtiger Punkt die Warenverkehrs- 
(Art. 28 und 29) und die Dienstleistungsfreiheit (Art. 49). Dies inkludiert natürlich auch 
Verkehrsdienstleistungen.  
Außerdem gibt es eine Reihe allgemeiner Richtlinien, die den Marktzugang, Beihilfen und die 
Erhaltung von Konkurrenz regeln sollen. Art. 87 legt fest, wann staatliche Beihilfen zulässig 
sind, nämlich „bei sozialen Missständen, Naturkatastrophen, zur wirtschaftlichen Entwicklung 
von Gebieten, Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse gewisser 
Wirtschaftszweige, Kultur“. Wichtig ist, dass öffentliche Unternehmen nicht mehr Beihilfen 
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erhalten dürfen als private für dieselbe Aufgabe. Speziell auf den Verkehr bezogen gilt, dass 
Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinierung des Verkehrs oder der Abgeltung 
bestimmter, mit dem Begriff des öffentlichen Dienstes zusammenhängender Leistungen 
entsprechen, laut Art. 73 mit dem EGV vereinbar sind.   
Im Jahr 2000 legte die EU-Kommission einen Vorschlag für eine neue Verordnung 
(KOM(2002)107) betreffend öffentliche Aufträge im öffentlichen Verkehr vor (Anreiter 2005, 
S. 78).  Dieser Entwurf wurde zweimal verändert, nämlich 2002 und 2005. Hauptziele sind: 
 
• Durch kontrollierten Wettbewerb (das heißt Wettbewerb um den Marktzugang) 
und durch andere Maßnahmen sollen Anreize für einen effizienteren und 
attraktiveren öffentlichen Verkehr geschaffen werden. 
• Die Rechtssicherheit für Behörden und Verkehrsunternehmen soll erhöht werden, 
indem die Anwendung des gültigen EU-Wettbewerbsrechts im Bereich des 
öffentlichen Verkehrs klar festgeschrieben wird. 
 
Bewusst wird in dieser Vorlage die Idee eines komplett deregulierten Marktes nicht 
vorgeschlagen. Eine genaue Auflistung und Analyse der rechtlichen Vorgaben und Ziele der 
EU wäre weder dem Umfang noch dem Ziel dieser Arbeit entsprechend. Nach einer kurzen 
Darstellung der derzeitigen Situation in einigen EU-Ländern soll daher direkt auf die 
verkehrsökonomischen Problemstellungen des Bahnverkehrs eingegangen werden.  
 
2.2.2. Die Situation in der EU allgemein und in ausgewählten Mitgliedsländern 
Die EU hat bereits drei „Eisenbahnpakete“ beschlossen. Diese enthielten Verordnungen, die 
die ursprünglichen Verordnungen zur Trennung von Infrastruktur und Betrieb und dem 
Zugang zu diesen aus dem Jahre 1991 (vor allem 91/440/EWG) veränderten und die den 
öffentlichen Verkehr in Richtung eines transeuropäischen, regulierten Binnenmarktes bringen 
sollten:  
 
• Das erste Eisenbahnpaket wurde im Februar 2001 beschlossen: Darin wurde eine 
Trennung des Betriebs von der Infrastruktur und die Öffnung des 
grenzüberschreitenden Güterverkehrs ab 2003 beschlossen. 
• Das zweite Eisenbahnpaket enthielt die vollständige Liberalisierung des 
Güterverkehrs, das heißt Private müssen dieselben Zugangsbedingungen wie 
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öffentliche Anbieter haben, sowie die Einrichtung einer Eisenbahnagentur und 
weiterer Harmonisierungen zwischen den Ländern. 
• Das dritte Eisenbahnpaket wurde am 25. September 2007 verabschiedet (in Kraft 
getreten am 1. Jänner 2010) und beinhaltet die Liberalisierung des 
grenzüberschreitenden Personenverkehrs. Es ist somit auch eines der am meisten 
kritisierten Verkehrsvorhaben der EU, da Kritiker unter anderem meinen, dass 
dadurch eine zu starke Konzentration auf einige gewinnbringende internationale 
Fernverbindungen entstehen könnte.  
 
Mittelfristig wird wohl auch der nationale Bahnverkehr liberalisiert werden. Im Juni 2010 
klagte der Europäische Gerichtshof zwölf EU- Staaten (darunter auch Österreich), da der 
Zugang für Konkurrenten noch nicht gut genug gesichert wäre. In den EU-Ländern ist diese 
Liberalisierung bisher unterschiedlich weit fortgeschritten. Die Situation in einigen Ländern 
soll hier beispielhaft erläutert werden: 
 
a) Großbritannien: Das Vereinigte Königreich war der Vorreiter der Liberalisierung und 
Deregulierung im öffentlichen Verkehr. Schon Mitte der 1980er Jahre wurde damit im 
gesamten Land außerhalb Londons begonnen. Auf einem vollkommen öffentlichen Markt 
(das heißt ohne besondere Einstiegsbarrieren durch z.B. die Vergabe nur einiger weniger 
Lizenzen an ausgewählte Unternehmen)  konnte jedes Verkehrsunternehmen jede beliebige 
Linie bedienen (Anreiter 2005, S. 106). Ein erstes simples Problem trat sehr schnell auf: Es 
gab keinen Mechanismus, um spontane Fahrplanänderungen zu verhindern. Dies trat vor 
allem im Busverkehr auf. Durch diesen Verlässlichkeitsverlust kam es bald zu einem 
Kundenrückgang um mehr als 20% (ebd). Weiters wurden natürlich in erster Linie 
gewinnbringende Linien bedient, andere allerdings nur, wenn der Staat subventionierte, was 
aus betriebswirtschaftlicher Sicht verständlich ist. Heute passiert dies oft in Form von 
„Qualitätspartnerschaften“ zwischen den jeweiligen Unternehmen und dem Staat. Am Markt 
konkurrieren zurzeit einige sehr große Anbieter, die dessen Mehrheit kontrollieren, sowie 
einige mittelgroße Verkehrsunternehmen. Besonders extrem waren die Qualitätsrückgänge 
im Eisenbahnverkehr: 1994 und 1995 wurde die staatliche British Rail in unterschiedliche 
Gesellschaften aufgeteilt (Infrastruktur, Unterhalt, Rollmaterial, Personenverkehr und 
Güterverkehr). 1996 und 1997 wurden diese dann privatisiert. Während die Bahnanlagen 
(Trassen etc.) geschlossen in den Besitz der privaten Railtrack übergingen, wurde der 
Personenverkehr an unterschiedliche Gesellschaften, die regionale Fahrtenrechte haben 
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(und zum überwiegenden Großteil innerhalb „ihrer“ Regionen wieder Monopolisten sind – es 
gibt nur mehr zwei Gesellschaften, die überregional operieren und somit zu anderen 
Betreibern in Konkurrenz treten), übergeben. Der Güterverkehr wurde komplett dereguliert 
und privatisiert. Teilweise kam es dadurch tatsächlich zu einem attraktiveren Angebot und die 
Passagierzahlen stiegen. Allerdings wurden (und werden) weniger frequentierte Strecken 
dadurch vernachlässigt. Dieser Effekt ist aber weniger dramatisch als man glauben könnte, 
da durch den Kahlschlag an Strecken durch die sogenannte „Beeching Axe“, ein Programm, 
das in den 60ern die Effizienz der staatlichen British Railways steigern sollte und dem die 
Hälfte aller Bahnhöfe und 25% des Streckennetzes (6400 Kilometer) zum Opfer fielen, 
ohnehin schon viele Nebenstrecken stillgelegt worden waren. Ein weiteres nicht zu 
unterschätzendes Problem waren die komplizierten Vertragsverhältnisse, die zwischen den 
vielen verschiedenen Gesellschaften am Markt herrschten (Quinet/Vickerman 2004, S. 310). 
Was die Privatisierung im Vereinigten Königreich von den meisten heute im Raum stehenden 
Privatisierungskonzepten unterscheidet, ist, dass auch die Infrastruktur (also Gleise, 
Signalanlagen, Brücken etc.) privatisiert wurde. Ab 1994 waren diese Anlagen im Besitz und 
Betrieb der Railtrack, welche als Aktiengesellschaft organisiert war. Nach einigen schweren 
Unfällen (Hatfield Oktober 2000, Landbroke Groove Oktober 1999, Southall September 
1997) wuchs der Druck zur Modernisierung der Infrastruktur. Durch die dadurch anfallenden 
Kosten geriet die Gesellschaft in wirtschaftliche Probleme und suchte um Subventionen an. 
Als dann dennoch Dividenden an die Aktionäre ausgeschüttet wurden, wuchs der politische 
Druck weiter. Im Oktober 2001 wurde auf Antrag des britischen Verkehrsministers die 
Liquidation des Unternehmens eingeleitet.  
Anstelle des privaten Infrastrukturinhabers Railtrack trat im Jahre 2003 eine neue, zwar 
privatrechtlich organisierte, aber nicht gewinnorientierte und größtenteils im Besitz von 
öffentlichen Körperschaften stehende Gesellschaft  namens Network Rail. Der gesamte 
Besitz von Railtrack wurde um 500 Millionen Pfund wieder übernommen.  
Insgesamt kam es dennoch zu einem Anstieg der Passagierzahlen über das Niveau, das es 
in den 1950ern, als die ersten Einschnitte begannen, hatte. Allerdings ist es fraglich, ob die 
Reformen, die Liberalisierung und die Privatisierungen für diese Entwicklung verantwortlich 
waren und ob nicht noch höhere Passagierzahlen möglich wären, da ja bei einem dramatisch 
geschrumpften Streckennetz das Mobilitätsbedürfnis gestiegen ist. Die Koordination der 
unterschiedlichen Anbieter auf den Trassen übernahm das britische Verkehrsministerium, 
nachdem es bis 2005 eine eigene Behörde, die Strategic Rail Authority, gegeben hatte.    
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Im Gegensatz zu den fragwürdigen Ergebnissen dieser Liberalisierung steht der regulierte 
Markt, der innerhalb Londons existiert: Hier konnte durch gezielte Ausschreibungsverfahren 
ein insgesamt höheres Qualitätsniveau erreicht werden.  
 
b) Skandinavien: In den frühen 1990er Jahren wurde hier eine strikte Regionalisierung 
eingeführt, das heißt, die einzelnen Regionen wurden verantwortlich gemacht für die 
Bereitstellung öffentlicher Verkehrsdienstleistungen (Anreiter 2005, S. 107). Vergeben 
wurden diese durch ein Ausschreibungsverfahren. In den allermeisten Fällen wurden daher 
auch Infrastrukturinhaber und Betreiber getrennt, allerdings blieb oft nicht nur die fixe 
Infrastruktur im Besitz der Region, sondern auch die Fahrzeuge. Somit wurde nur der 
Betreiber einer Strecke durch das Bieterverfahren ermittelt.  
In Schweden zum Beispiel wurde die Liberalisierung im Schienenverkehr 2001 mit der 
Aufteilung der schwedischen Staatsbahn (Statens Järnvägar) in sechs unabhängige 
Aktiengesellschaften vollendet, nachdem das Schienennetz schon 1988 in den Besitz einer 
Behörde, der Banverket (seit 31. März 2010 Trafikverket), übergegangen war. In den 
folgenden Jahren kam es zu weiteren Schritten. So wurde zum Beispiel im Jahr 1992 
begonnen, den Betrieb des Nah- und Regionalverkehrs in und um die Hauptstadt Stockholm 
auf der Basis von Ausschreibungen zu vergeben. Auch die Züge selbst bleiben hierbei im 
Besitz des Staates, es wird also wirklich nur der Betrieb ausgeschrieben, auch die Tickets 
werden von einer städtischen Gesellschaft verkauft. Dadurch haben auch kleinere 
Gesellschaften, die nicht genug Kapital aufbringen können, um eigenes Gerät anzuschaffen, 
die Möglichkeit, an den Ausschreibungen teilzunehmen. Die SJ AB, die bis heute im 
Staatsbesitz ist und in die 2001 der Personenverkehr überging, betreibt immer noch 
gewinnbringenden Fernverkehr, und die ebenfalls staatliche Green Cargo hat den Großteil 
des schwedischen Güterverkehrs inne. Zwei weitere dieser Gesellschaften, Unigrid AB und 
TraffiCare AB, verantwortlich für Informationstechnologie und Zugabfertigung, wurden für 218 
bzw. 115 Millionen Schwedische Kronen verkauft und privatisiert. Für den lokalen und 
regionalen Verkehr sind die Regionen bzw. diesen gehörende Gesellschaften verantwortlich, 
die Verkehrsdienstleistungen ausschreiben und vergeben sowie die Abstimmung der 
Fahrpläne etc. regeln.  
Laut Anreiter (2005, S. 107) konnte die Effizienz durch die Liberalisierungen gesteigert 
werden, und Gewinne wurden großteils in neue Verbindungen reinvestiert. Auch die 
Nachfrage stieg. So stieg die Schienenverkehrsleistung von 6970 Millionen 
Personenkilometer im Jahr 1996 auf 9140 Millionen Personenkilometer im Jahre 2002 
(Merkert, S. 26). Laut Anreiter (2005, S. 107) haben auf diesem Markt auch kleinere 
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Unternehmer immer wieder eine Chance zu gewinnen. Nicht gesenkt werden konnte bisher 
hingegen der Subventionsbedarf, daher haben sich einige Anbieter auch bereits wieder aus 
dem Markt zurückziehen müssen. 
Empirischen Daten nach kann Skandinavien als positives Beispiel für einen teilweise 
regulierten Bahnmarkt gesehen werden.  Allerdings stellt sich die Frage, inwiefern dort auch 
Bedingungen herrschen, die auf dichter besiedelte zentraleuropäische Länder nicht zutreffen 
und eine Liberalisierung hier unter Umständen ungemein schwieriger machen könnten. Zum 
Vergleich: die Bevölkerungsdichte in Schweden betrug 2003 19,92 Personen pro 
Quadratkilometer,  während es in Deutschland 231,2 waren. Die BRD ist somit fast 12 mal so 
dicht besiedelt. Gleichzeitig ist das Schienennetz in Deutschland nur etwas mehr als doppelt 
so lang wie das in Schweden  – 17000  vs. 40000 Kilometer (Merket 2003, S. 13). Es wäre 
also auch oder vor allem im Idealfall eines funktionierenden Wettbewerbs weit dichter 
befahren. Die Frage ist, ob der Verkehr auf Nebenstrecken – auch wenn sie wie gesagt „nur“ 
Nebenstrecken sind - hier nicht weit größere Bedeutung aufgrund der Vielzahl an Pendlern 
hat als in Skandinavien.  
 
c) Die Situation in Deutschland ist jener in Österreich durchaus ähnlich: Laut Anreiter (2005, 
S. 107) kommt es kaum zu Wettbewerb, auch wenn private Konkurrenz zu den staatlichen 
Anbietern grundsätzlich zulässig ist und dieselben Zugangsbedingungen wie für die 
staatliche Gesellschaft zu gelten haben, sowohl im lokalen Stadtverkehr als auch im 
Regionalverkehr und generell im Bahnverkehr. Fast überall herrscht ein öffentliches 
Verkehrsunternehmen als Monopolist. Weiters subventioniert der Bund in Österreich 
Strecken, auf denen nicht kostendeckend operiert werden kann. Im Jahr 2009 wurden 
insgesamt ca. 591 Millionen Euro an Subventionen hierfür ausgegeben, hauptsächlich, ca. 
550 Millionen Euro, an die ÖBB (siehe hierzu „Gemeinwirtschaftliche Leistungen des Bundes 
im Personenverkehr“, in: Bericht des Rechnungshofes, Reihe BUND 2010/09, S. 76). 
Sowohl in Deutschland als auch in Österreich gibt es jeweils einen sehr großen Anbieter, in 
Deutschland die Deutsche Bahn (DB) und in Österreich die Österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB). Die Situation der ÖBB ist allerdings alles andere als zufriedenstellend. Der hohe 
Schuldenstand, die Verluste im operativen Geschäft und die Pensionsproblematik (siehe 
Kapitel 1.) sind an sich nur ein Teil des Problems. Es ist auch zu bedenken, dass diese 
Verluste zu einem großen Teil durch die ungarische Gütertransporttochter bedingt sind und 
die Schulden sich teilweise durch Lasten, die der ÖBB durch die Politik aufgebürdet wurden 
und werden, ergeben. Außerdem stellt sich die Frage, ob es effizient  ist, dass die 
Bundebahnen mittlerweile mehr Passagiere mit dem Bus als mit der Bahn befördern (siehe 
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ÖBB Holding Geschäftsbericht 2010). Daneben gibt es kleinere kommunale Anbieter, 
zumeist wieder im Besitz von Gemeinden oder Ländern: in Österreich z.B. die Raaber-Bahn 
oder die Graz-Köflacher-Bahn. In Deutschland sind es insgesamt ca. 300(!) Unternehmen, 
die aber zusammen nur einen Anteil von 7% erreichen (Rothengatter 2003, S. 31), und in 
den nächsten Jahren werden auch in Österreich einige private Anbieter beginnen, auf den 
Markt zu drängen. Als erstes wird ein privater Anbieter im Dezember 2011 die Strecke Wien-
Salzburg aufnehmen. Den Forderungen der EU folgend ist die Infrastruktur vom Betrieb (der 
staatseigenen ÖBB) getrennt, und andere Anbieter dürfen diese Infrastruktur zu denselben 
Bedingungen und Kosten wie die ÖBB in Anspruch nehmen: Diese umfassen unter anderem 
eine Gebühr für das Befahren eines Streckenabschnitts (ca. 3 Euro pro Kilometer, abhängig 
vom Zustand der Gleise), sowie Bahnhofsgebühren, die sich an die Größe der Bahnhöfe 
anlehnen, und Zuschläge für Stoßzeiten mit hoher Auslastung der Infrastruktur.   
Zurzeit wird der Eisenbahnregional- und Eisenbahnnahverkehr in Deutschland und 
Österreich auf Basis von Bestellungen angeboten, das heißt eine Region muss den 
Verkehrsdienstleister (zumeist eben die Deutsche Bahn in Deutschland, in Österreich die 
Österreichischen Bundesbahnen) bestellen. Allerdings kommen meistens nur die staatlichen 
Konzerne (und nur manchmal kommunale Gesellschaften) als Anbieter infrage, und Private 
beteiligen sich selten an Ausschreibungen. So hat die Deutsche Bahn im Moment noch einen 
Marktanteil von über 90% (siehe hierzu Geschäftsbericht 2009 – Deutsche Bahn). 
Gleichzeitig kommt allerdings immer wieder der Vorwurf auf, dass potenzielle private 
Konkurrenten behindert werden (z.B. über den Netzübergang), obwohl sowohl in 
Deutschland als auch Österreich (wie in allen EU-Ländern) Regulierungsbehörden existieren 
(in Österreich die Schienen-Control, in Deutschland die sogenannte Bundesnetzagentur), die 
den Markt beobachten und regulieren sollen. Somit fällt es auch in ihren Aufgabenbereich, 
den Eintritt neuer privater Anbieter zu koordinieren.   
 
2.3. Theoretische und empirische Überlegungen zu Nutzen und Kosten des öffentlichen 
Verkehrs 
In diesem Kapitel soll der Nutzen des öffentlichen Verkehrs von einem theoretischen Ansatz 
aus erarbeitet werden. Weiters sollen aber auch einige empirische Daten mit einbezogen 
werden. Der Großteil der theoretischen Betrachtung bezieht sich auf den Verkehrssektor und 
die Mobilität generell, es wird also keine Unterscheidung zwischen unterschiedlichen 
Verkehrsträgern vorgenommen. Die hier genannten einfachen  wirtschaftlichen 
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Zusammenhänge lassen sich aber wahrscheinlich problemlos sowohl auf den Individual- als 
auch auf den öffentlichen Verkehr anwenden. 
Generell gibt es in der Volkswirtschaftslehre einen relativ einfachen Ansatz zur Messung 
bzw. Maximierung des Nutzens eines Gutes: Wenn der Nutzen eines Gutes x  mit ( )U x  
bezeichnet wird und seine Kosten ( )K x  betragen, so gilt es die ( ) ( )U x K x−  zu maximieren. 
Wenn dies nun nach x  abgeleitet und gleich 0 gesetzt wird, erhält man 0
dU dK
dx dx
− =  bzw. 
dU dK
dx dx
= . In Worten ausgedrückt bedeutet dies, dass der optimale Level der Produktion 
dann erreicht ist, wenn der Grenznutzen des Produktes den Grenzkosten entspricht 
(Eckey/Stock 2000, S. 45). Das Problem hierbei ist freilich, dass es in der Realität oft schwer 
ist, die Grenzkosten und noch viel schwerer den gesellschaftlichen Grenznutzen eines Gutes 
zu messen.  
Wie bei anderen Gütern lässt sich auch beim Verkehr der Nutzen für  Anbieter und 
Nachfrager in einem Diagramm darstellen.  
Abbildung 3: Konsumenten- und Produzentenrente 
  
 
Aus dieser Grafik (nach Eckey/Stock 2000, S. 46) lassen sich sowohl die Konsumentenrente 
(A-C-G), als auch die Produzentenrente (B-C-G) und der soziale Überschuss (A-B-G) 
Preis
Menge
Nachfrage
Angebot
C
*x
*p
G
D
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ablesen. A-B-G kann als die Steigerung an Wohlfahrt betrachtet werden, die durch die 
Produktion eines Gutes entsteht. 
Wenn man den Nutzen des öffentlichen Verkehrs betrachten und analysieren will, muss man 
zwischen Güter- und Personenverkehr unterscheiden und unterschiedliche Aspekte 
betrachten: Im Personenverkehr (Eckey/Stock 2000, S. 60) ermöglicht eine gute 
Infrastruktur, egal ob bezogen auf Individualverkehr oder öffentlichen Verkehr, einen 
„erweiterten Aktionsradius“ der Menschen. Damit kann ein vielfältigeres Angebot an 
Arbeitsplätzen, Einkaufsmöglichkeiten etc. erreicht werden, was sicherlich zu einem 
Wohlfahrtsgewinn führt. Dieser Nutzen, der hier für den einzelnen geschaffen wird, lässt sich 
wiederum theoretisch an dessen Bereitschaft, für die Benutzung dieser Infrastruktur zu 
zahlen, ablesen. Weiters ist es so, dass im Bereich Verkehr eine Erhöhung des Angebots bei 
der Infrastruktur  zu einer Steigerung der Nachfrage führt. Diese gesteigerte Nachfrage nach 
Mobilität wird aber nicht durch die Infrastruktur direkt erzeugt, sondern diese ist schon davor 
latent vorhanden, nun aber auch realisierbar.   
Für den Güterverkehr (Eckey/Stock 2000, S. 63) gilt, dass ein „arbeitsteiliges Wirtschaften“ 
verteilt auf einen bestimmten Raum, also eine Spezialisierung unterschiedlicher 
Produzenten, nur durch den Transport von Gütern möglich ist. Diese Arbeitsteilung wird 
umso intensiver, je billiger der Transport von Waren ist, was wiederum zu einem Anstieg der 
Nachfrage nach Transportmöglichkeiten führt. In dieser steigenden Spezialisierung und den 
daraus resultierenden Ertragssteigerungen kann man einen externen Effekt des 
Güterverkehrs sehen (zu den externen Effekten siehe Kapitel 2.3.2.). 
Die oben genannten Punkte treffen auf Verkehr im Allgemeinen zu. Speziell auf den 
öffentlichen Verkehr bezogen und vor allem beim Bahnverkehr kommen allerdings noch 
andere Aspekte hinzu, die eine genaue Betrachtung verdienen.    
 
2.3.1. Der gemeinwirtschaftliche Nutzen des öffentlichen Verkehrs 
Das große Thema, welches Liberalisierungen und Privatisierungen im öffentlichen Verkehr 
besonders problematisch macht, sind die wichtigen gemeinwirtschaftlichen Aufgaben, die 
diesem obliegen. Hier besteht das Problem, dass in diesem Sinne Aufgaben durchzuführen 
und Ziele anzustreben sind, die im gesamtwirtschaftlichen Interesse liegen, aber „ein vom 
privaten Erwerbsstreben abweichendes Verhalten erfordern“  ( zitiert bei Eckey/Stock 2000, 
S. 258, nach Suntum (1986)). Früher waren diese Interessen in erster Linie wirtschaftlicher 
und militärischer Natur, heute steht in Europa sicherlich eher der sozialpolitische Aspekt, der 
mit dem wirtschaftlichen natürlich eng verbunden ist, im Vordergrund. Am vorsichtigsten 
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muss man sicherlich beim Bahnsektor mit seinen hohen Anfangsinvestitionen und einem 
generell eher trägen Angebot vorgehen:  
 
• Einerseits gibt es hier ein regional- und raumordnungspolitisches Ziel, welches auch 
ländlichen Gebieten und Randzonen mit wenig Verkehrsaufkommen eine Anbindung 
garantieren soll, um „einheitliche Lebensbedingungen“ zu schaffen (in Deutschland 
z.B. durch  Art. 72 Abs. 2 und Art. 106 Abs. 3 des Grundgesetzes festgeschrieben). 
• Weiters stellt der öffentliche Verkehr auch einen Teil der personenbezogenen 
Sozialpolitik dar, z.B. in Form von Spezialtarifen für besondere Personengruppen 
(also Schüler, Schwerbehinderte, Arbeitslose etc.), um auch diesen sowie 
einkommensschwachen Schichten durch ein flächendeckendes Netz ein 
Transportmittel zur Verfügung zu stellen und dem „Grundbedürfnis“ nach Mobilität 
gerecht zu werden. (ebd.) 
 
Vor allem sind diese drei Punkte von Bedeutung für  
 
• den Eisenbahngüterverkehr in Randgebieten 
• den Personenverkehr per Schiene (und Straße) am Land 
• den Personenverkehr in Ballungszentren (Eckey/Stock 2000, S.258). 
 
Heutzutage werden zumeist zwei Instrumente benutzt, um die oben genannten Ziele zu 
erreichen: 
 
• einerseits über nicht kostendeckende Tarife für Personen und Verlader, die auf 
öffentlichen Verkehr angewiesen sind 
• andererseits über den Zwang zur Bedienung konzessionierter Linien (ebd.) 
 
Diese Aufgaben und Instrumente könnten zwar theoretisch allein durch den Staat umgesetzt 
werden. Man muss aber auch andere Möglichkeiten erwägen, die unter Umständen zu 
einem besseren Ergebnis führen können:  
Erstens muss man überlegen, ob nicht durch Transferzahlungen an einkommensschwache 
Personen oder Regionen ein höherer Wohlfahrtsgewinn erreicht wird als durch das direkte 
Subventionieren oder Bereitstellen von öffentlichen Verkehrsdienstleistungen durch den 
Staat. Die freie Wahlmöglichkeit, wofür man einen Einkommenszuschuss ausgeben kann - 
  
die Budgetgerade verschiebt sich 
größer machen als eine direkte Subvention des öffentlichen Verkehrsangebots
der Preis des Verkehrs sinkt (siehe hierzu Eckey/Stock
hat also die Wahl zwischen einer Personenförde
Abbildung 4: Transferzahlungen 
 
 
In dieser Grafik (eigene Grafik 
dargestellt, ein beliebiges Gut 
Budgetgerade alle möglichen Güterbündel: 
Budgetgerade, falls öffentlicher Verkehr subventioniert wird (der Preis fällt, während der Preis 
des anderen Gutes gleich bleibt, das heißt die Budgetgerade wird gedreht), 
Budgetgerade, die existiert, wenn die Gelder, die für die Subventionierung des öffentlichen 
Verkehrs benutzt werden, direkt an die Konsumenten im Modell weitergegeben werden 
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würden. Die Budgetgerade verschiebt sich in diesem Fall parallel zum ersten Fall, das 
Preisverhältnis zwischen den beiden Gütern bleibt unverändert, aber die Haushalte könnten 
sich von beiden mehr leisten. Wenn man nun den Nutzen der Haushalte maximiert, erhält 
man drei unterschiedliche Indifferenzkurven bzw. Nutzenniveaus. 2I  zeigt logischerweise ein 
höheres Nutzenniveau als 1I an. Allerdings wird im Falle eines Transfers an die Haushalte 
(anstatt einer Subventionierung des öffentlichen Verkehrs) ein noch höheres Nutzenniveau 
( 3I ) erreicht. Ähnlich kann man sich wahrscheinlich durchaus auch die Situation im 
Güterverkehr bzw. bei Unternehmen, die diese Güter produzieren, vorstellen.                       
Weiters ist zu bedenken, ob eine Verkehrsdienstleistung, die zur Verfügung gestellt werden 
soll, nicht am besten von einem privaten Anbieter, der durch ein Bieterverfahren ermittelt 
wird, durchgeführt wird. Im Falle von Verbindungen mit niedriger Nachfrage könnte dies jener 
Anbieter sein, der die geringsten Subventionen für eine bestimmte Anzahl an Fahrten fordert. 
 
2.3.2. Externe Effekte von Verkehr  
Unter externen Effekten versteht man, dass ein Teil der Kosten, die ein Wirtschaftssubjekt 
verursacht, nicht von ihm selbst getragen wird, sondern von Dritten bzw. wenn ein Teil des 
Nutzens, der verursacht wird, nicht durch ein Entgelt abgegolten wird, sondern von Dritten 
unentgeltlich beansprucht wird (Eckey/Stock 2000, S. 237).   
Diese externen Effekte sind freilich schwierig im Detail zu erfassen, müssen aber 
miteinbezogen werden, wenn man den Nutzen eines öffentlichen Verkehrsprojektes 
beurteilen will. 
Typische Beispiele für externe Kosten sind z.B. Umweltverschmutzung oder der Tod eines 
Verkehrsteilnehmers. Daher muss man immer zwei Grenzkostenkurven getrennt 
voneinander betrachten: die soziale Grenzkostenkurve und die private Grenzkostenkurve. 
Erstere inkludiert alle der Volkswirtschaft anfallenden Grenzkosten, also jene, in die die 
externen Kosten miteinbezogen werden, während sich letztere nur auf die Kosten bezieht, 
die vom Kostenverursacher getragen werden. Der Unterschied zwischen den Kurven und der 
Wohlfahrtsverlust, der durch diese externen Kosten entsteht, kann wieder mit einer einfachen 
Grafik dargestellt werden (eigene Grafik nach Eckey/Stock 2000, S. 238).  
 
 
 
 
  
Abbildung 5: Externe Kosten 
 
 
Da der Verursacher nicht alle Kosten trägt, kann er mehr
niedrigeren Preis, als das der Fall wäre, wenn er alle Kosten tragen müsste. Er produziert die 
Menge *x  zum Preis *p . Müsste er alle Kosten tragen, so würde nur 
angeboten werden. Während dies für die Nachfrager der Verkehrsleistung einen 
Wohlfahrtsgewinn bringt (niedrigerer Preis und größeres Angebot), kommt es 
volkswirtschaftlich gesehen zu einem Verlust an Wohlfahrt, der hier dem grauen Dreieck 
entspricht. In diesem Modell kann der Nutzen, der für
nicht größer sein als die volkswirtschaftlichen Kosten. Eckey/Stock 
daher die Aufgabe der Verkehrspolitik darin, externe Effekte zu internalisieren und so idente
soziale und private Grenzkostenkurven zu schaffen.  
Es ist freilich schwierig, genaue Werte der externen Kosten von Verkehr bzw. 
unterschiedlichen Verkehrsträgern zu ermitteln. Daher gibt es nur Schätzungen für die 
unterschiedlichen externen Kosten. Laut
2000, S. 244) betrugen die externen Kosten in Deutschland Mitte der 80er
Luftverschmutzung, Boden- und Wasserbelastung, Lärm, Unfälle, Trennwirkungen und 
Flächenverbrauch miteinbezogen wurden,
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Pfennige für den PKW- Verkehr, und zwischen 1,65 und 1,74 Pfennige im Bahnverkehr. Auch 
wenn das nur Schätzungen sind, wird klar ersichtlich, dass eine Verlagerung von der Straße 
auf die Schiene zu einer Senkung der externen Kosten führen kann, selbst wenn die 
externen Kosten des PKW- Verkehrs aufgrund des großen technischen Fortschritts und des 
dadurch stark gesunkenen Schadstoffausstoßes seit den 80ern wohl weit stärker gefallen 
sind als die des Bahnverkehrs.  
Genau wie die externen Kosten lässt sich auch der externe Nutzen (eigene Grafik nach 
Eckey/Stock 2000, S. 249) in einem einfachen Angebots-Nachfragediagramm darstellen, 
wenn man von einer gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ausgeht, die über der 
einzelwirtschaftlichen liegt.  
Abbildung 6: Externer Nutzen 
 
 
Hier wiederum wird, wenn man nach der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage geht, die Menge 
**x  zum Preis **p  abgesetzt. 
Genau wie die externen Kosten können auch die positiven externen Effekte unterschiedlicher 
Natur sein: eine gut ausgebaute Verkehrsinfrastruktur kann z.B. zu einem besseren und 
schnelleren Rettungssystem führen. Weiters kann man auch noch andere positive externe 
Effekte nennen, z.B. den positiven Effekt von steigender Arbeitsteilung auf Wachstum oder 
das erleichterte Knüpfen neuer Kontakte. Eckey/Stock (2000, S. 250) meinen allerdings, 
dass diese positiven externen Effekte nicht überschätzt werden dürfen. Die Hauptnutzen 
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schnellerer und besserer Verkehrsverbindungen, also steigende Mobilität und Zeitgewinne, 
würden den Verkehrsteilnehmern zukommen und wären daher internalisiert in deren 
Nutzenkalkül (ebd.). Ihrer Meinung nach ist der Nutzen des Verkehrs und somit auch des 
Baus der Infrastruktur nicht mit externen Effekten zu rechtfertigen. Auch Quinet/Vickerman 
(2004, S. 27) meinen, dass die positiven externen Effekte von verbesserter 
Verkehrsinfrastruktur sehr schwer zu bestimmen sind und dass es schwierig unter 
Einbeziehung von Wachstums- und Produktionsaspekten ist, zwischen den Faktoren, die als 
interner Teil der Produktionsfunktion gelten, und denen, die man als externe Effekte 
betrachten könnte, zu unterscheiden.   
Es stellt sich die Frage, ob man diese Betrachtungsweise externer Effekte nicht noch weiter 
ausbauen könnte und damit vielleicht zu einem anderen, differenzierteren Ergebnis käme: 
Könnte man z.B. die Subventionen für Verkehrsprojekte und -dienstleistungen nicht auch als 
externe Kosten sehen oder aber z.B. die größere Auswahl an potenziellen Arbeitnehmern, 
die ein Unternehmen hat, als externen Nutzen? Eine wirklich umfassende Analyse externer 
Effekte ist in dieser Arbeit allerdings aufgrund des großen und nicht ganz klar abgegrenzten 
Themenkomplexes nicht möglich. 
2.3.3. Weitere allgemeine Überlegungen zu Nutzen und Kosten des Verkehrs 
An den positiven Effekten, die eine erhöhte Mobilität von Menschen und Gütern hat, wird in 
der Ökonomie kaum gezweifelt. Ein sehr einfacher Grund dafür sind die Investitionen, die im 
Zusammenhang mit der Errichtung der Infrastruktur induziert werden. Gleichzeitig sind diese 
oftmals hohen Errichtungskosten und die lange Amortisationsdauer aber sicherlich auch ein 
Problem beim Ausbau von Verkehrsnetzen, vor allem wenn dies durch Private geschehen 
soll. Besonders in Zeiten von Wirtschaftskrisen und geringen oder negativen 
Wachstumsraten kann der Bau von Verkehrsinfrastruktur zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
und dem Erhalt von Wohlstand dienen. Charmeil (1968) schätzte z.B., dass in der Zeit von 
1965-1970 der Einfluss des Straßenbaus auf das BIP in Frankreich in der Größenordnung 
von 0,25% lag (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 19).  
Der positive Haupteffekt, den der Verkehr hat, ist aber sicherlich jener, den die Benutzung 
der Infrastruktur bietet, also den Nachfragern der Verkehrsdienstleistungen bzw. im Idealfall 
auch deren Anbietern. Dies drückt sich für die Nachfrager in einer Senkung der Kosten für 
den Transport bzw. Verkehr aus. Hier verhält sich Verkehr wie jedes andere Gut, wenn man 
von Spezialfällen absieht (Quinet/Vickerman 2004, S. 19): Wenn der Preis fällt, steigt die 
Nachfrage.  Für den Einzelnen kann die dadurch erhöhte Mobilität zu einer Veränderung 
bzw. Erweiterung der Nachfrage nach anderen Gütern führen. Wenn es bei geringeren 
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Kosten möglich ist, zu einem anderen größeren Supermarkt zu gelangen, hat der Kunde eine 
größere Auswahl zu einem geringeren Preis. Ähnlich verhält es sich auch bei der Suche 
nach Arbeit. So kann möglicherweise ein besseres Gehalt an einem anderen Ort erreicht 
werden.   
Zur Bewertung des Nutzens bzw. der Kosten von Verkehr kann man unterschiedliche 
Verfahren anwenden (Eckey/Stock 2000, S. 69):  
 
• subjektive Verfahren, also Umfragen bei Kunden etc.: Als Problem wird hier vor allem 
gesehen, dass nicht überprüft werden kann, ob jemand die Wahrheit sagt, und dass 
die Formulierung der Frage Einfluss auf die Antwort hat.  
• objektive Verfahren: Hier gibt es unterschiedliche Ansätze, die über 
Wiederherstellungskosten, Schadenvermeidungskosten, Reisekosten funktionieren. 
Diese Verfahren kann man kombiniert anwenden, um zu einem Ergebnis bezüglich 
des Nutzens einer verkehrspolitischen Maßnahme zu kommen. Allerdings ist es oft 
schwierig, die wahren Werte, die für diese Berechnungen notwendig sind, zu 
ermitteln. 
 
Weiters kann man versuchen, Aussagen über das Beobachten der Verschiebung von 
gesamtgesellschaftlichen Nachfragefunktionen zu treffen. Dies kann anhand eines einfachen 
Modells erklärt werden (eigene Grafik nach Eckey/Stock 2000, S. 76/77): 
Abbildung 7: Verschiebung der Nachfragefunktion 
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Im ursprünglichen Zustand mit der Nachfragefunktion *N  beträgt die Konsumentenrente hier 
ACG. Wenn die Einnahmen des Verkehrsbetreibers * *p x⋅  (CGD0) gleich den anfallenden 
Kosten sind, entspricht die Konsumentenrente der gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt bzw. 
dem Wohlfahrtsgewinn. Falls dem nicht so ist, müssen hiervon Verluste abgezogen bzw. 
Gewinne dazugerechnet werden. Wenn nun das Angebot verbessert wird (z.B. durch höhere 
Taktfrequenz bei gleich bleibenden Preisen), verschiebt sich die Nachfragfunktion auf **N . 
Die Konsumentenrente wird jetzt durch A’CG’ und die Einnahmen des Betreibers durch 
CG’D’0 definiert. Beide wurden also erhöht. Die Nachfrage hat sich um x**-x* erhöht. Nebst 
anderen Problemen (das Modell ist statisch etc.) ist es in der Realität oftmals sehr schwierig 
oder unmöglich, die Nachfragefunktionen zu messen, und somit ist man eher auf die oben 
beschriebenen objektiven Verfahren angewiesen.  
Die entscheidende makroökonomische Frage, die natürlich vor allem für die empirische bzw. 
ökonometrische Forschung von Bedeutung war, ist natürlich jene nach den Auswirkungen 
von Verkehr bzw. Investitionen in Verkehr auf das Wirtschaftswachstum und das BIP. Viele 
Studien beschäftigten sich bereits mit diesem Thema, in der Regel basieren sie auf einem 
von drei Ansätzen: produktionstheoretischen Schätzansätzen, kostentheoretischen 
Schätzansätzen und Schätzungen der Gewinnfunktion (Eckey/Stock 2000, S. 83). Während 
sie alle einen positiven Effekt der Verkehrsinfrastruktur bzw. besserer Verkehrsanbindung 
fanden, waren diese unterschiedlich stark ausgeprägt. Aschauer (1989) benutzte eine 
erweiterte Cobb-Douglas-Produktionsfunktion, in die öffentliche Infrastruktur inkludiert wurde 
und kam für die Vereinigten Staaten zu dem Ergebnis, dass ca. 40 bis 50% der totalen 
Faktorproduktivität auf öffentliches Kapital (also nicht nur Verkehrsinfrastruktur) zurückgehen 
und die partielle Produktionselastizität des öffentlichen Kapitalstocks bei 0,25 bis 0,35 liegt, 
was mit den Werten für den privaten Kapitalstock vergleichbar ist. Diese ausgesprochen 
hohen Werte wurden allerdings stark kritisiert, und es gab weitere ähnliche Studien. Lau und 
Sin (1997) kamen auf Werte um 0,1 (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 20). Weiters kam 
Aschauer (1991) zu dem Ergebnis, dass Straßen, Autobahnen und Wasser- und 
Abwassersysteme jene Teile des öffentlichen Kapitalstocks wären, die die meiste Bedeutung 
für die private Produktivität hätten. Außerdem schätzte Aschauer (1991), dass die Situation 
amerikanischer Unternehmen besser gewesen wäre, hätten die öffentlichen Investitionen 
nicht abgenommen (siehe hierzu z.B. Eckey/Stock 2000, S. 85). 
Baum und Behnke (1997) benutzten die Methode des sogenannten „Growth Accounting“, um 
den Einfluss von Verkehrsinfrastruktur auf die Produktion zu schätzen. Mit dieser durch 
Abramovitz (1956) und Solow (1957) entwickelten Methode wird versucht herauszufiltern, 
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welchen Anteil am Wachstum  Arbeit, Kapital und eine dritte Variable (die „Solow Residue“) 
haben (siehe hierzu z.B. Romer 2006, S. 30). Baum und Behnke schätzten auf diese Weise, 
dass (bezogen auf Deutschland über einen Zeitraum von 45 Jahren) cirka 50% des 
Wachstums auf das Wachstum des Transportsektors zurückgehen. Allerdings gibt es auch 
mit dieser Methode Probleme, da viele Faktoren ignoriert werden (Quinet/Vickerman 2004, 
S. 20).  
Wiederum einer anderen Methode bediente sich die Europäische Kommission (1997). Hier 
wurden Verbesserungen der Infrastruktur als autonome Produktivitätserhöhungen betrachtet. 
In erster Linie wurde dieser Ansatz aus den Zeitersparnissen, die ein verbessertes 
Verkehrsangebot bietet, hergeleitet. Über ein makroökonomisches Modell wurde dann 
geschätzt, dass über 25 Jahre die europäischen Hauptrouten 0,25% zum BIP und 0,11% zur 
Beschäftigungsrate beitrugen. Hier wiederum stellt sich die Frage, ob man Zeitgewinne direkt 
als Produktivitätsgewinne interpretieren kann (ebd.).  
Bureau und Cipriani (1986) untersuchten die makroökonomischen Effekte der TGV Sud Est 
Hochgeschwindigkeitsbahnlinie in Frankreich. Sie benutzten ein (keynesianisches) 
dynamisches makroökonomisches Modell, welches den Transportsektor mit einbezog. Sie 
kamen allerdings lediglich zu dem Ergebnis, dass die Änderung des BIP eng mit der 
Profitabilität des Projektes zusammenhängen würde (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 
20). Morisugi und Hayashiyama (1997) produzierten eine Studie über den Einfluss der Bahn 
in Japan von 1875 bis 1940 auf das BIP. Sie benutzten ein Modell, in welches historische 
Daten eingefügt wurden. Dadurch kamen sie zu dem Ergebnis, dass der Anteil des 
Bahnnetzes am BIP 0,5% des BIP im Jahre 1875 und 12,3% im Jahre 1940 betrug. Zu 
einem ähnlichen Ergebnis kam Fogel (1964) für die Vereinigten Staaten. Laut seiner Studie 
wäre das BIP der USA um zwischen 10 und 20% niedriger, wenn die Eisenbahnen nicht 
existieren würden (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 21).  
Auch Befragungen unterstützen die These, dass eine gute Verkehrsanbindung wichtig ist für 
die Wirtschaft: So war laut einer Umfrage 1988 unter 952 gerade gegründeten oder 
verlagerten Unternehmen in Deutschland die Verkehrsanbindung das wichtigste Kriterium für 
die Standortwahl (Eckey/Stock, S. 91).     
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3. Die spezielle Situation des Bahnverkehrs im Vergleich zu anderen Verkehrsträgern 
 
Das letzte Kapitel bezog sich auf den Themenbereich Verkehr als Ganzes. Es wurde ein sehr 
abstrakter Begriff benutzt und nicht unterschieden zwischen unterschiedlichen 
Verkehrsträgern bzw. Infrastruktur und Betrieb.  
Nachdem das Ziel dieser Arbeit aber eine Analyse bzw. Bearbeitung der Situation im 
Bahnverkehr und hier wiederum im Speziellen im Personenverkehr sein soll, wird nun auf die 
sehr speziellen Umstände sowohl bei der Infrastruktur als auch im Betrieb der Bahn 
eingegangen. Hier liegen auch die Gründe, die bei Liberalisierungen eine besondere Vorsicht 
notwendig machen. Wichtig ist es wohl, dass die Infrastruktur und der Betrieb aufgrund der 
sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen zumeist getrennt betrachtet werden sollten. 
Ein erster Grund liegt in der besonderen Struktur der Kostenfunktionen, die denen anderer 
Verkehrsträger zwar ähnlich, aber nicht ident mit diesen sind. Quinet/Vickerman (2004, S.  
151) definieren zwei Eigenschaften von Kostenfunktionen im Bahnverkehr auf den 
betrachteten Netzwerken in ihren Ausführungen: Erstens inkludieren sie Infrastruktur und 
Betrieb, und zweitens scheint die Korrelation zwischen Kapital und Produktion geringer zu 
sein. Was die Skaleneffekte betrifft, so fand Preston (1994) (zitiert ebd.) in einer Studie über 
14 europäische Bahnen steigende Skalenerträge für kleinere Netzwerke (also z.B. die 
Schweiz, Portugal, Belgien, die Niederlande), aber Skaleneffekte kleiner als eins für größere 
Netzwerke (also z.B. Deutschland, Frankreich, Vereinigtes Königreich). Insgesamt dürfte es 
aber so sein, dass die Skaleneffekte im Bereich der Bahn weitaus geringer sind als früher 
angenommen (siehe ebd.). Weit bedeutender scheinen die Dichtevorteile zu sein, also dass 
z.B. ein  Anbieter, der eine Strecke befährt, auf der die Nachfrage (rein geografisch) enger 
gedrängt ist, geringere Kosten hat als ein Anbieter, der auf derselben Strecke nur einen 
Nachfrager hat bzw. dass ein Angebotsausbau auf einer schon bedienten Strecke geringere 
Grenzkosten verursacht als die Eröffnung einer neuen Strecke.  
In empirischen Studien kommen interessante Unterschiede in den Kostenanteilen im 
Vergleich zu anderen Verkehrsträgern zutage. Hier können die Zahlen von Levinson et al. 
(1996) aufschlussreich sein. Sie untersuchten die Kosten von drei unterschiedlichen 
Verkehrsträgern (Flugzeug, Eisenbahn und Straßenverkehr) pro Personenkilometer auf der 
Strecke zwischen Los Angeles und San Francisco und kamen dabei zu folgenden 
Ergebnissen:  
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Tabelle 1: Kostenanteile 
Kostenart Flugzeug Eisenbahn Straßenverkehr  
        
Infrastruktur  1,82 12,9 1,2 
Betreiber: Kapital 6,06 1 0 
Betreiber: Betriebskosten 3,4 5 0 
Unfälle 0,04 0 2 
Überlastung 0,17 0 0,46 
Lärm 0,43 0,2 0,45 
Verschmutzung 0,09 0 0,31 
Benutzer: Kosten 0 0 8,6 
Benutzer: Zeit 1,14 4,4 10 
Summe 13,15 23,5 23,02 
 
Auf den ersten Blick auffällig sind hier die hohen Kosten der Infrastruktur bei der Bahn, 
welche dem zehnfachen Wert der Infrastrukturkosten für den Straßenverkehr entsprechen. 
Insgesamt kommen die Autoren zu dem Ergebnis, dass der Flugtransport für diese Strecke 
die geringsten Kosten verursacht, während die Ergebnisse für den Bahn- und 
Straßenverkehr sehr ähnlich sind.  Aufgrund der sehr unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen sind diese Werte aber wohl nur speziell auf diesen Verkehrskorridor 
anzuwenden.  
Sansom et al. (2001) (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 155) führten eine sehr 
umfassende Studie durch, die auf britischen Daten basierte. Sie berechneten die 
Passagierkosten in britischen pence pro Kilometer und unterschieden dabei zwischen 
Berechnungen, die auf Grenzkosten basieren und jenen, die nur Vollkosten berücksichtigen. 
Hierdurch kamen sie zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen, je nachdem welche Methode 
benutzt wurde. Wenn man nur die Vollkostenanalyse betrachtet, erscheint es so, dass 
Bahnpassagiere sehr stark subventioniert werden, bei der Betrachtung der Grenzkosten ist 
dies nicht so. 
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Tabelle 2: Voll- und Grenzkosten 
Kostenart Vollkosten Grenzkosten 
      
Infrastruktur 5,33 0,42 
Fahrzeug-Betriebskosten 7,07 7,07 
Elektrizität   0,23 
Überlastung   0,18 
Mohring-Effekt   -1,05 
Luftverschmutzung 0,46 0,46 
Lärm 0,16 0,16 
Klimawandel 0,1 0,1 
nicht bezahlte Mwst. 1,32 1,32 
Summe 14,44 8,89 
      
Einnahmen 7,52 7,52 
      
Differenz 6,92 1,37 
Verhältnis (Einnahmen/Kosten) 0,52 0,85 
 
Mit derselben Methode wurde auch der Straßenverkehr untersucht. Für die Vollkosten 
kamen die Autoren auf Werte von 3,34 (niedrige Schätzung) bzw. 7,20 (hohe Schätzung). 
Für die Grenzkostenberechnung wurden Werte von 12,32 (niedrige Schätzung) und 17,05 
(hohe Schätzung) ermittelt. An Einnahmen wurden 7,14 pence pro Personenkilometer 
(Vollkosten) ermittelt bzw. 6,17 pence im Falle der Grenzkosten. Hier kann man leicht sehen, 
dass der Bahnverkehr bei den Vollkosten relativ schlecht abschneidet, nicht so jedoch, wenn 
man die Grenzkosten betrachtet.  
Einen klaren Vorteil der Bahn kann man annehmen, wenn man die externen Kosten 
betrachtet (siehe hierzu auch Kapitel 2.3.2). Eine italienische Studie (della Terra/dello Stato 
(2002), zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 159) ermittelte für den Personentransport auf 
der Schiene externe Kosten von 3,62 Cent pro Personenkilometer. Im PKW-Verkehr wurden 
pro Passagier 8,11 Cent an externen Kosten ermittelt und für den Flugverkehr 4,02 Cent. 
Lediglich der Verkehr per Bus erreicht in dieser Studie noch geringere externe Kosten, 
nämlich 2,93 Cent pro Personenkilometer. Der höhere Wert beim Bahntransport ergibt sich 
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aber nur daraus, dass die Kosten für den emittierten Lärm mit 2,46 Cent bewertet werden, 
während dieselben Kosten für den Busverkehr nur mit 0,37 Cent beziffert werden. Weiters 
wird der Treibhausgasausstoß beim Bahnverkehr mit 0,31 Cent im Personentransport 
angegeben, während für den Bustransport an dieser Stelle nur 0,24 Cent errechnet wurden. 
Hier stellt sich allerdings die Frage, ob nicht gerade im Bereich des Schadstoffausstoßes 
eine deutliche Besserung durch Elektrifizierung erreicht werden könnte.  
Andere Studien kommen allerdings zu etwas anderen Ergebnissen. Eine Studie von 
Infras/IWW aus dem Jahre 2000 (zitiert bei Quinet/Vickerman 2004, S. 160) bezifferte die 
externen Kosten des Bahnverkehrs auf 20 Euro pro tausend Personenkilometer, also 2 Cent 
pro Personenkilometer. Für den Busverkehr wurden hingegen 3,8 Cent pro 
Personenkilometer errechnet. Noch weit höhere Kosten wurden für den PKW-Verkehr 
errechnet, nämlich 8,2 Cent pro Personenkilometer. Noch dramatischer werden diese 
Unterschiede, wenn man nicht nur die Kosten pro Personenkilometer betrachtete, sondern 
absolute Werte nimmt, also den sehr großen Marktanteil des PKW-Verkehrs mit einbezieht: 
In der EU würden über 80% der externen Kosten des Verkehrs dem Straßenverkehr 
zuzurechnen sein, dem Bahnverkehr allerdings nur 1,9%. Wie bei allen Studien, die 
versuchen externe Kosten anzugeben, muss man allerdings auch hier bedenken, dass diese 
sehr schwer zu errechnen sind, da z. B die tatsächlichen Kosten durch Lärm sehr schwer in 
monetären Einheiten zu bemessen sind und es daher auch immer wieder zu sehr 
unterschiedlichen und ungenauen Ergebnissen kommt. Generell muss man beim Betrachten 
der Ergebnisse immer die unterschiedlichen Voraussetzungen und Annahmen der Studien 
hinterfragen.        
Aus dieser kurzen Zusammenstellung sind zwei Dinge ersichtlich:  
 
1.) Die Kostenstellen im Passagiertransport sind auf der Schiene anders verteilt als im 
Personenverkehr via PKW, aber auch im Vergleich zu Bus- und Flugverkehr.  
2.) Eine große Stärke des Bahnverkehrs liegt sicherlich in den relativ niedrigen externen 
Kosten. Vor allem der niedrige Grad an Luftverschmutzung und CO2-Ausstoß könnten als 
Argumente für einen bevorzugten Ausbau der Bahn gegenüber anderen Verkehrsträgern, vor 
allem dem Personenverkehr durch den PKW, dienen.   
 
Quinet und Vickerman (S. 160) geben auch Zahlen für die Kosten, die bei den Betreibern 
von öffentlichen Verkehrsmitteln anfallen, an. Diese Zahlen, die aus einer Studie von Roy 
(2000) stammen, kommen auch zu unterschiedlichen Ergebnissen für verschiedene Länder. 
So wurden für den Schienenpersonenverkehr zwischen Städten in Deutschland bzw. 
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Frankreich zur Hauptverkehrszeit Betriebskosten von 6,5 bzw. 7,5 Cent pro 
Personenkilometer errechnet. Für Großbritannien ergab sich hingegen ein Wert von 14 Cent. 
Dies ändert sich, sofern man den Wert für den Betrieb außerhalb der Stoßzeit nimmt: Hier 
kam Roy zu Kosten von 3,7 Cent für Deutschland, 5,7 Cent für Frankreich und 5,5 Cent für 
das Vereinigte Königreich. Für den Busverkehr wurden für Deutschland 6,7 Cent zur 
Hauptverkehrszeit errechnet und 2,5 Cent außerhalb. Für Frankreich betrugen diese Werte 
14,6 bzw. 13,6 Cent, für das Vereinigte Königreich 9,7 bzw. 7,8 Cent. Auffällig ist bei diesen 
Zahlen der große Unterschied zwischen den drei Ländern. Dennoch bewegen sich die 
Kosten für Bus- und Bahnverkehr in ähnlichen Dimensionen. Roy (2000) errechnete auch 
Zahlen für die Kosten eines PKW- Nutzers: Laut seiner Studie fallen die Kosten pro 
Personenkilometer im eigenen PKW weit höher an – mit z.B. 30 Cent zur Hauptverkehrszeit 
in ländlichen Gegenden Großbritanniens oder 49,7 Cent in städtischen Gebieten 
Frankreichs. 
Es gibt noch viele weitere Studien mit teilweise ähnlichen, teilweise aber auch anderen 
Ergebnissen. Auch wenn man dadurch nur schwer zu einer Entscheidung kommen kann, 
welcher Verkehrsträger bevorzugt gefördert werden sollte, da viele Vor- und Nachteile von 
unterschiedlichen Verkehrsträgern äußerst subjektiver Natur sind, so kann man anhand der 
externen Kosten und der Kosten, die der Betrieb ausmacht, welche bei einem gut 
funktionierenden Wettbewerb  ja nahezu den Kosten für den Konsumenten entsprechen 
sollten, einige Stärken des Bahnverkehrs vor allem gegenüber dem Individualverkehr mit 
dem PKW  sehen.  
Der Bahnverkehr weist allerdings noch einige weitere Besonderheiten auf, die zur 
schwierigen Situation zwischen Liberalisierung und Monopolisierung führen: 
Eine Besonderheit des Bahnverkehrs ist, dass er zu beiden anderen Hauptverkehrsträgern 
im Personentransport (Auto und Flugzeug) in Konkurrenz steht, während diese kaum in 
Konkurrenz zueinander stehen. Allerdings ist das Ausmaß dieser Konkurrenz sicherlich nicht 
gleich verteilt über alle Streckenlängen, sondern variiert stark: Bei kürzeren Strecken besteht 
die Konkurrenz sicherlich nur zur Straße, während mit steigender Streckenlänge auch der 
Luftverkehr zur Konkurrenz wird.  
Laut Rausch (2003, S. 28) liegt der relevante Markt, auf dem Schiene und Luftverkehr 
miteinander konkurrieren, bei Distanzen zwischen 300 und 800 Kilometern, darüber scheint 
der Luftverkehr klar im Vorteil, darunter - und in diesem Bereich finden z.B. in Deutschland 
über 95% der Verkehrsleistung statt (Rausch 2003, S.23) - besteht eine Konkurrenz 
zwischen Bahn und Straße (in erster Linie Individualverkehr, in manchen Regionen aber 
auch öffentlicher Verkehr auf der Straße).  
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Auf den Distanzen, auf denen von einer Konkurrenz zwischen Bahn und Flugzeug 
auszugehen ist, gibt es vor allem drei Faktoren, die bei der Entscheidung des Kunden eine 
große Rolle spielen: die Reisezeit, der Komfort und der Preis (Rausch 2003, S. 23).  
Was die Reisezeit betrifft, so scheint es eine interessante Korrelation zwischen der Reisezeit 
und dem Marktanteil der Bahn gegenüber dem Luftverkehr zu geben (Rausch 2003, S. 31): 
Auf Strecken, auf denen sowohl über die Bahn als auch über den Luftverkehr eine gute 
Angebotsmenge bzw. im Bahnverkehr Hochgeschwindigkeitszüge vorhanden sind, ist der 
Marktanteil der Bahn gegenüber dem Luftverkehr umso größer, je kürzer die Reisezeit ist. So 
beträgt dieser Anteil zum Beispiel auf der Strecke  Paris-Brüssel (nur knapp über eine 
Stunde Reisezeit) über 90% und sinkt bei steigender Reisezeit. Auf der Strecke Paris-
Toulouse zum Beispiel mit über 5 Stunden Reisezeit beträgt der Anteil des Bahnverkehrs nur 
noch unter 20%. Man kann annehmen, dass das daran liegt, dass der Zeitvorteil, den das 
Flugzeug bietet, eben bei längeren Strecken tendenziell größer wird. Allerdings ist vermutlich 
die Zeit, die man im Zug verbringt, eher „Nutzzeit“. Einschränkend muss man  sagen, dass 
hohe Werte des Marktanteils der Bahn nur auf Märkten zwischen großen Städten, die über 
eine gute und moderne Schieneninfrastruktur verbunden sind, erreicht werden können. 
Was den Komfort betrifft, so ist anzunehmen, dass dieser im Bahnverkehr, vor allem in den 
modernen Hochgeschwindigkeitszügen, eher als im Luftverkehr erreicht wird.  
Der Preis gehört sicherlich zu den entscheidendsten Faktoren für die Wahl des 
Verkehrsmittels. Im Preiswettbewerb befindet sich die Bahn in erster Linie zu den Low-Cost 
Carriern.   
Auch wenn die Bahn auf längeren Distanzen relativ gut konkurrenzfähig gegenüber dem 
Flugzeug ist und auch weit höhere Marktanteile hat, unterliegt sie zumeist trotzdem in Bezug 
auf die Marktanteile dem Individualverkehr. So liegt auf diesen Distanzen über 300 Kilometer 
der Marktanteil der Bahn nur auf wenigen gut ausgebauten Strecken zwischen 
Ballungsräumen bei über 50% (siehe hierzu z.B. Rausch 2003, S. 15). Es ist wohl 
anzunehmen, dass, je schlechter eine Strecke ausgebaut ist, die Vorteile des 
Individualverkehrs für den Kunden umso gewichtiger sind.  
Bei den kürzeren Distanzen, auf denen in erster Linie die Straße der primäre 
Konkurrenzverkehrsträger zur Bahn ist, sind wahrscheinlich ähnliche Faktoren wie auf 
längeren Strecken für die Kundenentscheidung wichtig, wobei man annehmen könnte, dass 
der Komfort einen geringeren Stellenwert zu Gunsten der Reisezeit und des Preises 
einnimmt. Je kürzer die Strecken werden, desto gewichtiger wird der Anteil an der 
Nachfrage, den Pendler, die oft auf eine tägliche Anbindung angewiesen sind, ausmachen. 
Besonders  für diesen Verkehr ist sicherlich das Auto der Hauptkonkurrent, während dem 
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öffentlichen Busverkehr in manchen Gegenden auch eine Rolle zukommt. Der Anteil, den die 
Bahn im Pendlerverkehr einnimmt, schwankt sicherlich stark von Land zu Land und Region 
zu Region und ist natürlich stark vom vorhandenen Angebot abhängig. So liegt z.B. der Anteil 
der Berufspendler, die mit der Bahn oder dem öffentlichen Verkehr auf der Straße fahren, in 
Deutschland zwischen 8% und 42%, wobei die höchsten Anteile in Ballungsräumen zu finden 
sind (siehe Winkelmann 2010, S.40). Es ist davon auszugehen, dass innerhalb dieses 
Anteils der Anteil der Bahn wiederum stark schwankt.     
Insgesamt wird der Personenverkehr durch den Automobilverkehr ganz klar dominiert. So 
hatte z.B. der Personenverkehr auf der Schiene innerhalb Deutschlands im Jahr 2009 einen 
Anteil von 9,9%, während auf den Individualverkehr 79,1% entfielen. Weiters hatte der 
öffentliche Verkehr auf der Straße einen Anteil von 9,7% und der Luftverkehr 1,3% (siehe 
Geschäftsbericht 2009 – Deutsche Bahn). Diese Zahlen variieren allerdings relativ stark von 
Land zu Land, in der Schweiz z.B. lag der Anteil des Schienenverkehrs 2007 bei 34,6% 
(siehe SBB Geschäftsbericht 2007).   
Zur Frage nach der Wahl des Verkehrsträgers (meist als „Modal Choice“ oder „Modal Split“ 
bezeichnet) existiert eine relativ vielfältige theoretisch und empirisch fundierte Literatur 
(siehe hierzu unter anderem de Dios Ortúzar/Willumsen (2001) und Oppenheim (1995)). Hier 
lässt sich jedenfalls abschließend sagen, dass eine Besonderheit der Bahn darin besteht, 
dass sie auf mehreren unterschiedlichen Märkten zwischen Kurzstrecken im 
Regionalverkehr und langen Strecken von mehreren hundert Kilometern aufgestellt und aktiv 
ist, dass aber auf jedem dieser Märkte eine unterschiedliche Zusammensetzung und Stärke 
der Konkurrenzverkehrsträger zu beobachten ist.  
Wenn man nun davon ausgeht, dass der Bahnverkehr durch ein höheres Maß an 
Konkurrenz im Betrieb auf der Schiene gestärkt und somit auch attraktiver gegenüber 
anderen Verkehrsträgern werden sollte, so muss man auch die sich daraus ergebenden 
Problemstellungen betrachten. Eine dieser Hauptproblemstellungen ist, dass es zu einem 
Mangel an Kapazitäten der Infrastruktur kommen kann. Dies kann vor allem dann der Fall 
werden, wenn auf einer Strecke, für die hohe Nachfrage herrscht und die somit stark 
ausgelastet ist, mehrere Anbieter konkurrieren. Auch wenn diese Knappheit an Infrastruktur 
also sicherlich nicht überall auftreten kann, sondern wahrscheinlich nur auf 
Hauptverbindungen zwischen großen Städten, so ist es sicherlich dennoch wichtig, den 
möglichen Umgang mit diesem Problem zu untersuchen. Hier kann vielleicht ein Vergleich 
mit dem Luftverkehr dienlich sein, da durchaus Ähnlichkeiten bei den Folgen eines  Mangels 
an Kapazitäten auf Flughäfen zu denen eines Mangels an infrastrukturellen Kapazitäten 
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einer Bahnlinie bestehen und das Problem der begrenzten Kapazitäten an Flughäfen weit 
besser analysiert ist. 
   
4. Das Problem unterschiedlicher Marktformen, der Trassenvergabe auf vorhandener 
Infrastruktur und Parallelen zum Luftverkehr 
 
Das Problem der Trassenvergabe tritt auf, wenn es zum Betrieb eines Bahnnetzes kommt, 
auf dem unterschiedliche Anbieter Verkehrsdienstleistungen anbieten und im Wettbewerb 
zueinander stehen. Hier muss geregelt werden, wann welcher Zug einen bestimmten 
Gleisabschnitt befahren darf. Dies wird vor allem dann ein Problem, wenn auf der 
betreffenden Strecke mehr Nachfrage nach Fahrtmöglichkeiten von den Anbietern herrscht, 
als technisch und infrastrukturell bedingt möglich ist.  
Bei diesem Aspekt hat der Bahnverkehr sicherlich weit mehr Gemeinsamkeiten mit dem 
Flugverkehr als mit dem PKW-Verkehr.  Eine dieser Ähnlichkeiten findet man, wenn man die 
Zeitkosten betrachtet, die durch eine Reise mit dem Zug entstehen, und zwar insofern, dass 
die Schwierigkeiten, die durch die Überlastung einer Bahnstrecke oder eines Flughafens 
auftreten, relativ ähnlich sind, was die dadurch entstehenden Zeitkosten betrifft 
(Quinet/Vickerman 2004, S. 127). Es könnte daher auch Sinn machen, ähnliche Instrumente 
auf potenziell überlasteten Bahnstrecken anzuwenden wie auf überlasteten Flughäfen, um 
den Verkehr zu kontrollieren.  
Neben der generellen Frage, wer und wie viele Anbieter die Möglichkeit haben sollten, einen 
Personentransport im Rahmen des Bahnverkehrs anzubieten, ist dies sicher eine der 
entscheidenden Problemstellungen und kann über den Erfolg eines liberalisierten 
öffentlichen Verkehrs entscheiden. Zur Vergabe von Trassen und idealen Steuerung des 
Verkehrs in einem Bahnnetz wurden auch schon sehr detaillierte Modelle und Simulationen 
entwickelt (siehe hierzu u.a. Borndörfer et al. (2005)). In dieser Arbeit soll aber ein relativ 
einfacher und überschaubarer Zugang zu dieser Problematik genutzt werden. Daher soll 
zuerst in diesem Kapitel kurz darauf eingegangen werden, wie sehr die Trassenvergabe der 
Vergabe von Start- und Landerechten („Slots“) auf Flughäfen ähnelt. Danach wird ein Modell, 
welches unterschiedliche Vergabeformen für die Slotvergabe analysiert, präsentiert. In 
ähnlicher Weise könnten diese Ansätze vielleicht auch genutzt werden, um das in der Folge 
entwickelte Modell unterschiedlicher Marktformen im Bahnverkehr zu erweitern.   
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4.1. Ein Vergleich zur Vergabe von Slots an Flughäfen 
4.1.1. Entwicklung in den USA und Europa 
Jenes Verkehrsmittel, bei dem sich wahrscheinlich die meisten Gemeinsamkeiten zum 
Bahnverkehr finden lassen, ist der Flugverkehr. Vor allem in der essenziellen Frage nach 
dem Umgang mit Kapazitätsengpässen durch begrenzte Infrastruktur könnten ähnliche 
Methoden angewandt werden. Im derzeitigen, meist von einem Monopolisten kontrollierten 
Bahnbetrieb stellen diese Begrenzungen kein großes Problem dar. Sobald allerdings 
mehrere  Anbieter denselben Streckenabschnitt befahren wollen, könnte dies zu einem der 
Hauptkriterien für den Erfolg einer Liberalisierung werden. Im Rahmen des folgenden 
Exkurses soll der Umgang mit Kapazitätsengpässen auf Flughäfen diskutiert werden, da sich 
hier eine vergleichbare Problemstellung auf einem verhältnismäßig konkurrierenden Markt  
wiederfindet. Dieser Exkurs ist in zwei Teile geteilt: In Kapitel 4.1.1. soll ein historischer 
Überblick über die Entwicklung des Umgangs mit Kapazitätsengpässen auf Flughäfen 
geliefert werden. In Kapitel 4.1.2. sollen auf theoretischer Basis mehrere Ansätze zum 
Umgang mit Kapazitätsengpässen (wiederum auf Flughäfen) präsentiert werden, die unter 
Umständen auch Optionen für Kapazitätsprobleme auf überlasteten Bahnstrecken darstellen.       
Auch wenn der Personentransport im Luftverkehr ebenfalls weit davon entfernt ist, nur nach 
den Kräften des Marktes zu funktionieren, und es eine Vielzahl von Regulierungen und 
staatlichen Eingriffen gibt, ist die Liberalisierung dennoch viel weiter fortgeschritten als im 
Bahnverkehr. So gibt es zumindest in Europa keine staatlichen Monopolisten unter den 
diversen Fluglinien. Die Anbieter konkurrieren also auf einem Markt, der zwar stark reguliert 
ist, aber doch relativ viele Freiheiten einräumt. In der Frage, wie die begrenzten Ressourcen 
auf den Flughäfen zu verteilen sind und vor allem, wann welches Flugzeug starten und 
landen darf, finden sich einige Parallelen zum Problem der Trassenvergabe im Bahnverkehr. 
Unter einem Slot versteht man jene Zeitnische, die einer Fluglinie zugeteilt wird und in der 
eines ihrer Flugzeuge starten bzw. landen darf.     
Im Laufe der Zeit wurden unterschiedliche, den Anforderungen ihrer Zeit entsprechende 
Verfahren zur Vergabe der Start- bzw. Landeslots („Nischen“) entwickelt. Sowohl bei der 
Nutzung von Bahntrassen als auch im Falle von Start- und Landebahnen bei Flughäfen gilt, 
dass immer nur ein einzelner Zug bzw. ein Flugzeug die Infrastruktur in einem gewissen 
Zeitraum nutzen kann. Die Fragestellung ist nun, wie die Trassen bzw. die Slots am 
effizientesten vergeben werden können. Eine schlechte Vergabe von Slots und Trassen kann 
zu einer Verschlechterung oder gar einem gänzlichen Entfall eines Angebots führen. 
Außerdem ist zu beachten, dass die Slots und Trassen so vergeben werden sollten, dass es 
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möglich ist, die angegebenen Ankunftszeiten möglichst gut einzuhalten. Hierfür dürfen die 
Zeitnischen, die vergeben werden, nicht zu eng gesetzt werden, aber um den Nutzen für die 
Anbieter zu maximieren, dürfen auch keine zu vorsichtigen Schätzungen der benötigten Zeit 
als Grundlage genommen werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist sicherlich, dass die 
Slotvergabe sowie die Trassenvergabe nicht überall gleich schwierig zu lösen sind, sondern 
nur dort eine gut funktionierende Regulation brauchen, wo viel Nachfrage nach Slots bzw. 
Trassen ist, also dort, wo es zu hohem Andrang kommen kann: auf größeren Flughäfen, 
„koordinierten Flughäfen“ und viel befahrenen Bahnstrecken. Auf diesen Strecken ist zu 
erwarten, dass die Kosten durch die Überlastung (z.B. Verspätungen oder Unfälle) höher 
sind als jene, die durch eine Einschränkung auf ein bestimmtes optimales Niveau entstehen, 
und diese daher positiv ist. Zwischen den kleinen Flughäfen, auf denen es in der Regel nicht 
zu Kapazitätsengpässen kommt, und den „koordinierten Flughäfen“ kann man noch 
„flugplanvermittelte Flughäfen“ einordnen, an denen es nur zu gewissen Zeiten zu 
Engpässen kommen kann (siehe hierzu z.B. Pompl 2007, S. 459).  
Einen ersten wichtigen Unterschied zwischen den beiden Verkehrsträgern Flugzeug und 
Bahn sollte man bereits hier anmerken: Nebenstrecken und die Anbindung dieser haben eine 
ganz andere Funktion und Bedeutung für die ökonomische Situation und die allgemeine 
Wohlfahrt in einer Region als kleinere, oftmals nur regionale Flughäfen. Dies liegt daran, 
dass die beiden Verkehrsträger größtenteils von Grund auf unterschiedliche Aufgaben 
erfüllen: Während eine der Hauptfunktionen der Bahn im Personenverkehr im Transport von 
Pendlern liegt, ist dies im Luftverkehr kaum der Fall, zumindest nicht im Sinne von 
Tagespendlern. Lediglich im Bereich der Hochgeschwindigkeitszüge auf größeren Distanzen 
(also z.B. der Thalys-Verbindungen zwischen dem europäischen Festland und 
Großbritannien) besteht eine gewisse Überschneidung und Konkurrenz zum Luftverkehr 
(siehe hierzu unter anderem Capon et al. (2003), sowie Rausch (2003)). In diesem 
Zusammenhang ist  auch zu sehen, dass eine häufige oder zumindest dem Fahrplan 
entsprechende Anbindung ebenso auf Nebenstrecken notwendig ist, was im Flugverkehr 
nicht der Fall ist. Die Nachfrage nach Flugreisen ist nur zu einem sehr geringen Teil 
kurzfristig  oder erfordert absolute Regelmäßigkeit einer Verbindung, was im Bahnverkehr 
oftmals sehr wohl der Fall ist.    
In diesem Einschub soll zuerst kurz der Sinn von geregelten Slots erläutert, dann auf die 
Vergabepraxis von Slots in der EU und den Vereinigten Staaten eingegangen und danach  
mögliche Ableitungen für ein Bahnnetz, in dem mehrere Anbieter Verkehrsdienstleistungen 
anbieten, diskutiert werden. Wichtig ist, dass im Folgenden immer die Rede von 
sogenannten „Airport-Slots“ ist. Diese sind jene Zeitfenster, die einer Airline vor Inkrafttreten 
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des Flugplans an einem Flughafen zugewiesen werden. Die tatsächliche Abflugs- bzw. 
Ankunftszeit kann sich aufgrund unterschiedlicher Faktoren, wie z.B. Wetter, technischen 
Problemen etc. von Tag zu Tag unterscheiden und muss somit nicht mit den Airport-Slots 
übereinstimmen. Bei einem Versuch, ein System der Slotvergabe auf den Bahnverkehr 
anzuwenden, muss man beachten, dass dieser Umstand hier ebenfalls vorliegen würde.  
Ein Problem auf fast allen größeren Flughäfen dieser Welt ist, dass zumindest zeitweise von 
den Airlines mehr Möglichkeiten zu starten bzw. zu landen nachgefragt werden als 
tatsächlich auf einem Airport zur Verfügung stehen. Generell wird die Menge der möglichen 
Starts und Landungen durch die Zahl der zur Verfügung stehenden Bahnen sowie andere 
infrastrukturelle Gegebenheiten der jeweiligen Flughäfen (ein Eckwert gibt an, wie viele 
Bewegungen pro Stunde möglich sind) und zusätzlich durch Nachtflugverbote und andere 
gesetzliche Regelungen vorgegeben, auf die hier allerdings nicht näher eingegangen werden 
kann. Die Nachfrage kann auch an ein und demselben Flughafen stark variieren, abhängig 
von Zeitenlage und Saison. Was die Zeitenlagen betrifft, so sind vor allem auf Hub-
Flughäfen, also Drehkreuzen, von denen meist große Airlines Passagiere weiter zu ihrem 
Zielort transportieren, Zeitenlagen um die sogenannten "Knoten", also Zeitspannen, in denen 
sich zuerst viele Ankünfte und kurz darauf Abflüge (als Anschlussflüge) häufen, besonders 
begehrt. Die Zahl dieser Knoten und wie stark sie ausgeprägt sind, variiert von Flughafen zu 
Flughafen und Airline zu Airline. So gibt es an einigen US- Drehkreuzen über 10 Knoten pro 
Tag, in Frankfurt dagegen nur 6-7. Bei stark touristisch geprägten Zielen wiederum ist die 
Nachfrage stark von der Saison abhängig. An größeren Flughäfen ist es somit jedenfalls 
wichtig, dass die Lande- und Startzeiten der Flughäfen koordiniert werden, da es durch die 
durch zu hohen Andrang entstehenden Flaschenhälse und Redundanzen sonst nicht mehr 
möglich wäre, pünktlich abzufliegen oder anzukommen.  
Lange Zeit war eine effiziente Koordination der Landungen und Starts von Flugzeugen nicht 
notwendig, da das Aufkommen schlichtweg so gering war, dass es kaum zu 
Kapazitätsengpässen auf Flughäfen kam. Erst das rasante Wachstum des Flugverkehrs in 
den letzten 60 Jahren führte vor allem ab den 1970ern zu Problemen bei der Abfertigung auf 
manchen großen Flughäfen.  
In Europa war der Luftverkehr bis in die 1980er Jahre stark reguliert, sowohl im 
internationalen als auch im nationalen Verkehr. Die Ausmaße dieser Regulierungen 
unterschieden sich leicht von Land zu Land, generell führten sie aber dazu, dass nahezu 
überall eine einzelne Airline eine überwältigende Marktstellung hatte. Ab 1983 wurden vom  
Europäischen Rat und der Kommission ausgehend erste Schritte in Richtung einer 
Liberalisierung veranlasst. Auch heute noch unterliegt der europäische Luftverkehr vielen 
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Regulativen, die dazu führen, dass immer noch in vielen Ländern eine einzelne Airline eine 
marktbeherrschende Position hat. Allerdings hat die Liberalisierung der letzten Jahrzehnte 
teilweise auch dramatische Konsequenzen gehabt, wie man zum Beispiel am Aufstieg von 
Billigfliegern („No-Frills-Carriern“) sehen kann. 
In Europa werden die Slots an koordinierten Flughäfen von nationalen Koordinatoren 
vergeben, die an Vorgaben der EU und der „International Air Transportation Association“ 
(IATA) gebunden sind (siehe hierzu EWG Verordnung 95/93 des Rates (1993) sowie die 
„IATA Worldwide Scheduling Guidelines“). Allerdings ist dies nicht auf allen Flughäfen 
notwendig, sondern nur auf großen und sehr großen Airports: In Österreich ist nur der 
Flughafen Wien-Schwechat „koordiniert“ – das heißt, dass der Koordinator die Slots vergibt 
und die Airlines an diese gebunden sind. In Deutschland sind zurzeit fünf Flughäfen 
„koordiniert“, darunter der Flughafen Frankfurt am Main, der das zentrale Drehkreuz des 
Landes ist, sowie München, Stuttgart, Düsseldorf und Berlin (Schönefeld und Tegel). Weitere 
zehn Flughäfen sind „flugplanvermittelt“. Hier hat der Regulator nur eine unterstützende 
Rolle, um einen reibungslosen Ablauf des Flugverkehrs durch eine gute Abstimmung der 
Fluglinien zu garantieren. Die allermeisten Slots an europäischen koordinierten Flughäfen 
werden durch „Großvaterrechte“ vergeben: Diese besagen, dass einer Airline ein gewisser 
Slot an einem Flughafen dann zusteht, wenn sie ihn schon in der vorherigen Flugplanperiode 
(es gibt jeweils einen Sommer- und einen Winterflugplan, der Winterflugplan schließt die 22 
Wochen von Anfang November bis Ende März ein, der Sommerflugplan die restlichen 30 
Wochen eines Jahres) innehatte und an mindestens 80% der Tage, an denen sie diesen Slot 
zur Verfügung hatte, genutzt hat. Sollte es nach der Vergabe über die Großvaterrechte noch 
freie Slots geben, so wird die weitere Vergabe größtenteils durch „New-Entrants“-Regeln 
bestimmt. Hier werden neue Airlines, die einen Flughafen anfliegen wollen, bevorzugt 
(mindestens 50% dieser Slots müssen an sie gehen), der Rest richtet sich nach den 
bisherigen Marktanteilen auf einem Flughafen (siehe hierzu EWG Verordnung 95/93 (1993), 
Artikel 10). Weiters dürfen Airlines Slots tauschen und verleasen, aber nicht verkaufen.  
Dieses auf den ersten Blick relativ einfache System ist aufgrund der Luftfahrtallianzen, 
Codeshare-Abkommen (mehrere Airlines vermarkten Tickets für denselben Flug, der von 
einer dieser Airlines durchgeführt wird) und der hochpolitischen Ziele, die von den Staaten 
und damit auch den Koordinatoren verfolgt werden, in der Realität weit komplexer. 
Dennoch ist es leicht ersichtlich, dass eine Art „Großvaterregel“ wohl auch bei der Vergabe 
von Bahntrassen Sinn macht, allerdings sicherlich nur, wenn die Grenze, um eine Trasse zu 
behalten, bei nahezu 100% „Bedienungsverlässlichkeit“ anstatt der 80% im Luftverkehr liegt, 
da der Bahnverkehr generell eher kurzfristig nachgefragt wird und nicht lange im Voraus 
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gebucht wird. Vor allem im Nahverkehr muss der Zug täglich zur Verfügung stehen, allein 
schon aufgrund des Pendlerverkehrs. Anbieter von Personenverkehr auf der Schiene können 
schon aus diesem Grund weit weniger auf saisonale Nachfrageschwankungen durch 
einzelne kurzfristige Zugstreichungen reagieren.  
In den USA ist und war die Entwicklung des Luftverkehrs in manchen Punkten durchaus 
ähnlich wie in Europa. Allerdings wurden vor allem hier auch theoretische weitere Verfahren 
zur Vergabe von Slots erdacht, die im Zusammenhang mit dem Trassenproblem vielleicht 
noch interessanter sein könnten (siehe hierzu Kapitel 4.1.2.). 
Bis in die 80er Jahre war der Luftverkehrsmarkt in den USA sehr stark reguliert. Interessant 
ist es hier anzumerken, dass der ursprünglich kaum regulierte Luftverkehrsmarkt der 
Vereinigten Staaten zuerst 1938 und dann noch einmal 1958 reguliert wurde, da viele 
Unternehmen permanent unter finanziellen Problemen litten (Knieps 1987, S. 27). Allerdings 
galt das auch für dieses System, vor allem weil sich die Preise nicht wie normalerweise auf 
einem Markt bilden konnten. Außerdem gab es hohe Barrieren für neue Unternehmen, die in 
den Markt einsteigen wollten. Der nationale Verkehr wurde fast ausschließlich von United 
Airlines, American  Airlines, Eastern Airlines und Trans World Airlines kontrolliert, während für 
internationale Flüge lange Zeit die Pan American ein Monopol hatte. Die bestehenden 
Airlines konnten ihre Ziele und Strecken nur sehr eingeschränkt festlegen, und es bestand 
oftmals ein hoher Bedarf an Subventionen. Somit wurde in den späten 1970ern mit der 
Deregulierung begonnen, und die zuständige Behörde, das Civil Aeronautics Board, wurde 
1984 aufgelöst. Die verbleibenden regulativen Aufgaben, auf die im Rahmen dieser Arbeit 
jedoch nicht weiter eingegangen werden kann, wurden vom Verkehrsministerium 
übernommen.  
Ursprünglich wurden die Start- und Landungsmöglichkeiten in den Vereinigten Staaten nach 
dem „first-come-first-serve“ Prinzip vergeben. Das heißt, dass die Flugzeuge in der 
Reihenfolge starten und landen durften, in der sie dazu bereit waren. Noch bevor es 
allerdings zu einer vollständigen Deregulierung des Luftverkehrs kam, wurde die Nachfrage 
so hoch, dass man an vier stark belasteten Flughäfen eine „High-Density-Rule“ einführen 
musste. An diesen Flughäfen wurden nun Obergrenzen für die Anzahl der zulässigen 
Flugbewegungen pro Stunde festgelegt, es mussten fixe Slots vergeben werden. 
„Scheduling Commitees“ verteilten diese Lande- und Startrechte an die Airlines. Diese 
Herangehensweise funktionierte weitestgehend gut bis zur Liberalisierung Ende der 1970er 
Jahre.  Ab 1986 wurde es im Rahmen der „buy-sell-rule“ erlaubt, dass Airlines Slots für den 
nationalen Verkehr verkauften (hier liegt einer der Unterschiede zu den Regelungen in 
Europa), tauschten oder verpachteten. Außerdem wurden Großvaterrechte eingeführt, und 
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Airlines verloren Slots, die sie nicht zu mindestens 80% (zuerst nur 65%) nutzten. Die 
dadurch neu auf den Markt kommenden Slots wurden verlost (Woerz 1996, S. 47). Teilweise 
wurde dadurch der Markt belebt, allerdings hatten die vier großen etablierten Airlines immer 
noch große Vorteile, da sie oftmals bereits Slots hatten und auf unbestimmte Zeit behalten 
konnten, während neue Airlines diese oft erst teuer kaufen mussten.  
Während auf kleineren und regionalen Flughäfen in den USA auch heute das „first-come-
first-serve“-Prinzip angewandt wird, werden die Slots auf ca. 35 großen Flughäfen („high 
density-airports“ oder „Class B Airports“) nach zwei Verfahren vergeben: Einerseits wird die 
„buy-sell-rule“ für alle nationalen Verbindungen angewandt und andererseits die IATA Regeln 
für die internationalen Flugverbindungen (Hüschelrath 1998, S. 251).  
Mit der „buy-sell-rule“ sollte die Slotstruktur und damit der Luftverkehrsmarkt insgesamt 
flexibler werden. Tatsächlich kam es zu einer Belebung und dem häufigeren Wechsel der 
Slotbesitzer, allerdings haben es neue Fluglinien immer noch schwer, Slots für high density 
Airports zu erhalten, da diese oft nur enorm teuer zu kaufen sind. Tatsächlich kam es sogar 
zu einem gegenläufigen Trend: Der Anteil der Slots, der sich im Besitz von neu gegründeten 
oder zumindest noch nicht an high density Airports etablierten Airlines befand, wurde von 
1986 bis 1998 sogar eindeutig geringer (Hüschelrath 1998, S. 255): Während z. B. am 
Flughafen Chicago O’Hare im Jahre 1978 die beiden etablierten Großcarrier, United Airlines 
und American Airlines, 66% der verfügbaren Slots innehatten, verfügten diese beiden Airlines 
im Jahr 1998 über 82% aller Slots. Im selben Zeitraum nahm der Anteil der Slots im Besitz 
von anderen vor 1978 (dem Beginn der Liberalisierung) von 28% auf 12% ab. Andere 
Airlines, die nach 1978 gegründet worden waren, hatten einen Anteil von 7%, nachdem 
dieser auf zwischenzeitlich 1% von seinem Stand von 6% im Jahr 1986 gefallen war. Ein 
ähnliches Bild gibt es auch beim New Yorker Flughafen La Guardia: Hier konnten die alten, 
etablierten Großairlines ihren Anteil gar von 27% im Jahr 1986 auf 62% im Jahr 1986 
ausbauen. Gleichzeitig war der Anteil, den andere Airlines innehatten, von 73% auf 32% 
gefallen, der Rest war im Besitz von Finanzdienstleistern, die den Slothandel auch als 
lukratives Geschäft sahen.  
4.1.2. Ein Modell zur Slotvergabe an Flughäfen 
Im Folgenden sollen nun kurz drei verschiedene theoretische Zugänge zur Vergabe von 
Slots an Flughäfen diskutiert werden, wie sie von Brueckner (2008) dargestellt werden. 
Diese können auf die Situation, die bei der Vergabe der Trassen auf einer einzigen Strecke 
bzw. einem einzigen Streckenabschnitt vorherrscht, relativ gut übertragen werden, trotz aller 
Unterschiede der beiden Märkte. Ähnliche Ansätze würden sich vielleicht auch nutzen 
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lassen, um das im Folgekapitel entwickelte Modell um den Aspekt der Kapazitätsengpässe 
zu erweitern. 
Brueckner (2008) betrachtet einen Flughafen, an dem zwei Airlines konkurrieren und an dem 
eine Knappheit an Slots herrscht. Um die Darstellung für das Modell zu vereinfachen, wird 
angenommen, dass diese Knappheit an Lande- und Abflugslots den ganzen Tag über 
gleichmäßig herrscht, was in der Realität kaum der Fall ist. An großen Drehkreuzen kommt 
es in der Regel zu wellenförmigen Häufungen von Anflügen und Starts, den sogenannten 
Knoten, um optimale Anschlüsse zu gewährleisten. Durch diese Annahme können die 
Airlines nicht Flüge in weniger genutzte und überlastete Zeitenlagen verlegen.    
Die beiden Airlines legen also nur das für sie ideale Niveau an Flügen unter 
unterschiedlichen Verfahren und Situationen, wie die Slots vergeben werden, fest (genauere 
Erklärungen siehe unten): 
 
a. unter einem „Slot-Sale Regime“ 
      b. unter „Slot-Trading“ 
c. unter „Slot-Auctions“ 
 
Eine wichtige Annahme ist, dass am Markt an diesem Flughafen horizontale 
Nachfragefunktionen existieren, das heißt, im Gleichgewicht herrscht eigentlich immer 
derselbe Preis, unabhängig von der Menge des Angebots. Die beiden Airlines sind nicht 
vollkommen ident, Airline 1 bedient eher das Hochpreissegment, das heißt, es gilt immer 
1 2p p≥ . Allerdings liegt der tatsächliche Preis immer unter diesen vollen Preisen, da die 
Nachfrage mit steigender Überlastung am Flughafen sehr wohl sinkt, da es zu mehr 
Verspätungen etc. kommen kann. Die Menge an Flügen durch Airline 1 und Airline 2 wird 
durch die zwei Funktionen 1f  und 2f  dargestellt. Da sich die Überlastung des Flughafens 
durch die Summe dieser beiden Angebotsmengen ergibt, werden jene Kosten, die den 
Passagieren durch Verspätungen entstehen, durch 1 2( )t f f+  dargestellt. Diese Funktion 
steigt mit der Anzahl an Flügen, das heißt ' 0t ≥ . Weiters gilt hier auch '' 0t ≥ . Daraus 
ergeben sich nun die „wahren“ Preise, die die Airlines im Gleichgewicht verlangen, für Airline 
1 also 1 1 2( )p t f f− +  und für Airline 2 2 1 2( )p t f f− + , da die Airlines, um ihre Kunden zu 
halten, den Preis um jenen Betrag verringern müssen, der den Passagieren durch die 
Verspätungen anfällt. Unter der Annahme, dass es nur einen Flugzeugtyp mit immer identer 
Bestuhlung gibt, und der Sitzladefaktor, das heißt der Prozentsatz der verkauften Sitze am 
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Gesamtangebot, bei 100% liegt, verkaufen die Airlines if  (i=1,2) Sitze und haben 
Einnahmen von 1 2[ ( )]i ip t f f f− + . Die beiden Airlines haben durch steigende Überlastung 
am Flughafen auch höhere Betriebskosten. Diese betragen für jeden Flug 1 2( )g f f+ , das 
heißt, jeder Flug, den eine Airline zu viel durchführt, steigert die generelle Überlastung am 
Flughafen und hat damit auch Auswirkungen auf die Betriebskosten der anderen Airline. Die 
durch einen weiteren Flug über dem optimalen Niveau entstehende negative Externalität in 
Form steigender Betriebskosten wird also vom Verursacher und von der anderen Airline zu 
gleichen Teilen getragen. Die Funktion hat ansonsten dieselben Eigenschaften wie die 
Zeitkostenfunktion der Passagiere. Fallende Skalenerträge der beiden Airlines werden durch 
die beiden Kostenfunktionen 1( )fτ  und 2( )fτ , mit ' 0τ >  und '' 0τ ≥ , dargestellt.  
Die Profite der beiden Airlines ergeben sich also aus: 
 1 2 1 2[ ( )] [ ( ) ( )]i i i i ip t f f f f g f f fπ τ= − + − + +        
Durch Umformen wird hieraus 1 2[ ( )] ( )]i i i i ip f f c f f fπ τ= − − + , wobei 1 2( )c f f+  die Summe 
der Überlastungskosten für die Airlines und die Passagiere pro Flug ist.  
Als optimale Verteilung der Ressourcen („Social Optimum“) wird die Maximierung der Profite 
der beiden Airlines definiert. Durch die Ableitung der beiden Funktionen, die die Profite 
angeben, nach 1f  und 2f , ergeben sich die beiden Bedingungen 1. Ordnung (FOCs): 
1 1 1 1 1 2 1 2 1 2( ) '( ) ( ) ( ) '( ) 0p f f f c f f f f c f fτ τ− − − + − + + =   
und 
2 2 2 2 1 2 1 2 1 2( ) '( ) ( ) ( ) '( ) 0p f f f c f f f f c f fτ τ− − − + − + + =   
Dass es sich um ein Maximum der Profite (2. Ableitung <0) und kein Minimum handelt, wird 
angenommen. Die ideale Menge an Flügen für beide Airlines ist dann erreicht, wenn die 
sozialen Grenzkosten eines weiteren Fluges dem Preis eines Fluges entsprechen. Es lässt 
sich auch zeigen, dass unter diesen Umständen Airline 1, die den höheren Vollpreis hat, 
mehr Flüge als Airline 2 anbieten sollte. Eine genauere Erklärung hierzu findet sich im Paper 
von Brueckner (2008).  
Allerdings stellt sich dieser Zustand nicht in der Realität ein, stattdessen werden andere 
Equilibria erreicht. Zuerst wird nun kurz das „Laissez Faire“ Equilibrium vorgestellt: 
Die beiden Airlines verhalten sich wie in einem normalen Cournot Duopol und versuchen 
ihren Profit über die angebotene Menge an Flügen, die jeweils einen Start- und einen 
Landeslot benötigen, zu maximieren. Die Angebotsmenge der Konkurrenzairline betrachten 
sie dabei als fix. Dadurch ergeben sich folgende Bedingungen 1. Ordnung: 
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1 1 1 1 1 2 1 1 2( ) '( ) ( ) '( ) 0p f f f c f f f c f fτ τ− − − + − + =  
und 
2 2 2 2 1 2 2 1 2( ) '( ) ( ) '( ) 0p f f f c f f f c f fτ τ− − − + − + =  
Der Unterschied zu den Bedingungen 1. Ordnung im Falle des „Social Optimums“ ist, dass 
die Airlines hier die Überlastungskosten durch einen weiteren Flug der anderen Airline 
ignorieren.  
Brueckner (2008) führt aus, dass das Gleichgewicht in diesem Fall stabil und eindeutig ist. 
Wie im Falle der optimalen Ressourcen bietet Airline 1 mehr Flüge an. Da die Airlines eine 
Veränderung des Angebots der jeweiligen Konkurrenzairline ignorieren, ist die Anzahl der 
Flüge hier höher als im „Social Optimum“ und die Anzahl an Flügen wird umso höher, je  
symmetrischer die beiden Anbieter sind, das heißt je geringer die Differenz zwischen 1p  und 
2p  ist. Eine genauere Erklärung der Umstände ist an dieser Stelle nicht notwendig, findet 
sich aber wieder im Paper.  
Um im Falle des „Laissez Faire“ Equilibriums doch noch die ideale Anzahl an Flügen zu 
erreichen, könnte nun eine Art Steuer auf die Überlastung eingehoben werden. Diese müsste 
folgende Form haben: 
* * *
1 2'( )i iT f c f f= +  
wobei *
if  die Anzahl der Flüge im „Social Optimum“ darstellt.  
Bisher wurde davon ausgegangen, dass an diesem Airport keine Slots existieren und 
vergeben werden, sondern dass der Flughafen entweder unter Überlastung leidet oder das 
optimale Niveau an Flügen durch eine „Strafsteuer“ erreicht wird. Im Folgenden werden nun 
nach Brueckner (2008) die drei Ansätze, die schon oben erwähnt wurden, diskutiert, nach 
denen Slots vergeben werden und welche Gleichgewichte sich daraus ergeben. Ähnliche 
Ansätze könnten auch auf das Modell im nächsten Kapitel angewendet werden, allerdings 
auf ein kleines Bahnnetz, wobei die Ähnlichkeit des Flughafens vor allem in Bezug auf eine 
einzige Teilstrecke gesehen werden kann.    
 
a. Das „Slot-Sale Regime“ 
 
In diesem System werden Slots zu einem bestimmten Preis verkauft. Dieser Preis wird so 
gesetzt, dass die gewünschte Angebotsmenge an Flügen erreicht wird. Das Gleichgewicht 
lässt sich in diesem Fall durch drei Gleichungen darstellen:  
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1 1 1 1 1 2 1 1 2( ) '( ) ( ) '( )p f f f c f f f c f f zτ τ− − − + − + = , 
2 2 2 2 1 2 2 1 2( ) '( ) ( ) '( )p f f f c f f f c f f zτ τ− − − + − + =  
und 
1 2f f n+ =  
Bei z handelt es sich hier um den Preis eines Slots, also im Prinzip die Erlaubnis für einen 
Start oder eine Landung, und n  ist die Zahl der gewünschten, also optimalen Anzahl an 
Flügen. Brueckner (2008) hält fest, dass das „Slot-Sale Regime“ ineffizient ist im Vergleich 
zum Gleichgewicht, in dem über die „Überlastungssteuer“ die Anzahl der Flüge kontrolliert 
wird,  wenn die beiden Airlines asymmetrisch sind. Der Grund dafür ist, dass z  für beide 
Airlines gleich hoch ist, während die Steuer die Asymmetrie der Airlines mit einbezieht. Somit 
wird unter dem „Slot-Sale Regime“ wahrscheinlich Airline 1 zu wenige Flüge anbieten, 
während Airline 2 zu viele anbieten würde. Dies liegt daran, dass Airline 1 mit ihrem größeren 
Angebot auch die durch sie verursachte Überlastung im Falle einer Steuer zu einem 
größeren Teil internalisiert und im Falle von Slotverkauf damit zu sehr eingeschränkt wird. 
Wie weit entfernt vom optimalen Ergebnis sich das Gleichgewicht befindet, hängt davon ab, 
wie sich nˆ  (= die Anzahl an Slots, die die Profite der beiden Airlines unter einem „Slot-Sale 
Regime“ zusammen maximiert) zu *q  (= Anzahl der Flüge bei idealer Verteilung der 
Ressourcen) verhält. Genauer soll an dieser Stelle nicht hierauf eingegangen werden, eine 
ausführliche Analyse und Erklärung befindet sich im Paper von Brueckner (2008). Auch eine 
Erläuterung zur Feststellung des optimalen Wertes von nˆ , welcher über oder unter dem 
tatsächlichen Wert von n , der ja willkürlich gesetzt werden kann, liegen kann, findet sich 
dort.  
 
b. Das „Slot-Trading Regime“ 
 
In diesem System vergibt der Flughafen bzw. die zuständige Behörde die Slots kostenlos an 
die beiden Airlines, welche mit diesen dann untereinander handeln, um ihr gewünschtes 
Angebot erreichen zu können. Die Profite der beiden Airlines lassen sich definieren wie folgt: 
1 1 1 1 1 1 1[ ( )] ( ) ( )p f f c n f w f nπ τ= − − − −  
und 
2 2 2 2 2 2 2[ ( )] ( ) ( )p f f c n f w f nπ τ= − − − −  
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Hier ist 1 2n n n+ =  die Anzahl der vergebenen Slots und w  der Preis, zu dem die zwei 
Airlines Slots handeln. In diesem Fall mit nur zwei Airlines und einer gleichmäßig über den 
Tag verteilten Überlastung kauft also eine Airline einige Slots der anderen Airline. Das 
bedeutet, falls die Anzahl an gewünschten Flügen einer Airline größer ist als die Anzahl an 
Slots, die zugeteilt wurden, wird diese Slots von der anderen Airline zukaufen.  ( ) 0i iw f n− >  
sind also die Ausgaben für den Zukauf von Slots. Ist dieser Wert kleiner 0, so hat die Airline 
Einnahmen durch den Verkauf von Slots an die andere  Airline. Das Gleichgewicht wird in 
einem „Slot-Trading Regime“ bestimmt durch: 
1 1 1 1( ) '( ) ( )p f f f c n wτ τ− − − = , 
2 2 2 2( ) '( ) ( )p f f f c n wτ τ− − − =   
und 
1 2f f n+ =  
Der entscheidende Punkt hier ist, dass die beiden Gleichungen, die die Anzahl der 
gewünschten Flüge der Airlines definieren, auf der rechten Seite beide denselben Wert 
(nämlich w ) stehen haben. Im Fall des „Social Optimums“ ist dies genauso (siehe oben), 
und somit kann durch den Handel von Slots ein effizientes Gleichgewicht zustande kommen, 
allerdings nur dann, wenn n  der Anzahl der Flüge im „Social Optimum“ *q  entspricht. Sofern 
dies gewährleistet ist, können die Slots nach einem Zufallsprinzip an die beiden Airlines 
verteilt werden, und es wird trotzdem zu einem effizienten Gleichgewicht kommen.   
  
c. „Slot Auctions“ 
 
Hier untersucht Brueckner (2008) das Gleichgewicht, welches im Falle einer Versteigerung 
der Slots nach dem Zweitpreis- bzw. Vickreyauktions-Prinzip  zustande kommt: Hier erhält 
bei jeder Einheit der Bieter mit dem höchsten Gebot den Slot, bezahlt allerdings einen Preis, 
der dem höchsten nicht angenommenen Gebot entspricht. Die Airlines handeln nicht 
„strategisch“, das heißt, sie geben ihre wahren Schätzungen über den Wert eines Slots als 
Gebot ab. Die Airlines verfügen über eine Funktion, die angibt, wie viel sie bereit sind, für 
einen oder mehrere weitere Slots aufzubringen. Diese Funktionen werden definiert durch  
( ) '( ) ( )i i i ip f f f c nτ τ− − − , 
wobei n die Anzahl an Slots ist, die versteigert werden. Aufgrund dieser Funktionen setzt der 
Auktionator einen Preis y fest, der so ist, dass eine Airline, die mindestens y  für einen 
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weiteren Slot bietet, diesen erhält. Das Ergebnis einer Auktion nach diesem Schema 
entspricht dem unter dem „Slot-Trading Regime“, y entspricht in diesem Fall w . Somit gilt 
auch wieder, dass das Gleichgewicht effizient ist, wenn die Menge an angebotenen Slots *q  
entspricht.  
An dieser Stelle soll nicht weiter auf die Problemstellung eingegangen werden, im dieser 
Zusammenfassung zugrunde liegenden Paper von Brueckner (2008) finden sich genauere 
Erläuterungen. 
Der Grund für diesen Einschub abseits des eigentlichen Themas der Arbeit liegt in den 
zweifellos zahlreichen vorhandenen Ähnlichkeiten, die sich im Bahnverkehr und im 
Flugverkehr finden. Wie oben erwähnt, kann man die Probleme der Slotvergabe, die sich an 
einem Flughafen finden, gut mit dem Problem der Trassenvergabe auf einer Bahnstrecke 
vergleichen. Und wie auch bei den Flughäfen, auf denen nur bei einer sehr kleinen Anzahl 
eine Regulierung der An- und Abflüge durch Slots notwendig ist, so ist anzunehmen, dass 
auch bei den Bahnstrecken nur auf wenigen Hauptverkehrsstrecken so viel Nachfrage 
herrscht, dass es zu einer Überlastung kommen würde. Allerdings existieren im Bahnverkehr 
technische Gegebenheiten, die auch auf nicht so viel befahrenen Strecken eine gute 
Koordination notwendig machen. Auf diese soll in dieser Arbeit allerdings nicht genauer 
eingegangen werden, sondern es soll lediglich darauf hingewiesen werden, dass das Modell 
in den folgenden Kapiteln erweiterbar wäre, durch das Einbeziehen von Vergabeformen für 
Trassen auf überlasteten Streckenabschnitten. Das Hauptaugenmerk des Modells liegt auf 
den unterschiedlichen Marktformen, die im Netz herrschen können. Das heißt, es wird nicht 
nur eine Strecke, die (sofern man das Modell um einen Trassenvergabemechanismus 
erweitern würde) dem  Airport im Paper von Brueckner (2008) entsprechen könnte, 
angenommen, sondern mehrere Strecken mit unterschiedlichen Kundenströmen, wobei die 
Kunden teilweise auf ihrer Route auch umsteigen wollen. Um dies verständlich zu gestalten, 
werden einige Annahmen genutzt (siehe Kapitel 4.2.1.).         
In jedem Fall wäre jedes der oben genannten Verfahren auch eine Möglichkeit, die begrenzte 
Anzahl an verfügbaren Trassen auf hochfrequentierten Bahnstrecken unter unterschiedlichen 
Betreibern aufzuteilen. Schon heute existieren in den europäischen Ländern Behörden, in 
deren Kompetenz die Zuteilung von Trassen fällt. Allerdings herrscht auf den meisten 
Strecken nach wie vor ein Monopol. Wenn aber nach und nach mehr Anbieter auf 
hochfrequentierte Strecken drängen, wird die Aufgabe der Trassenzuteilung sicherlich 
anspruchsvoller. Sowohl die Ansätze über die Flughafen-Slots, wie sie zurzeit in der Realität 
vergeben werden, als auch theoretische Ansätze wie die oben vorgestellten könnten 
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wertvolle Beispiele zur Regulierung potentieller Überlastung sein. Allerdings kommen im 
Falle eines ganzen Bahnnetzwerkes einige weitere Aspekte hinzu: So stellt sich auch die 
Frage, wie der Eintritt auf Strecken, auf denen nur geringes Kundenpotential herrscht, deren 
Betrieb aber als gemeinwirtschaftlich sinnvoll erachtet wird  (im Moment werden diese 
zumeist durch Subventionen oder durch Gebietskörperschaften finanziert), gestaltet werden 
kann, um auch unter den Bedingungen eines konkurrierenden Marktes mit mehreren 
Anbietern und mit dem Ziel, die Kosten für den Staats- bzw. Landeshaushalt zu minimieren, 
das „Social Optimum“ zu erreichen. Das heißt, es gilt nicht nur die Überlastung zu regulieren, 
sondern es kann auch der Fall sein, dass das Gegenteil vorherrscht und ein Problem 
darstellt. Dies hängt natürlich auch davon ab, wie das erwünschte optimale Gleichgewicht 
definiert wird.   
 
4.2.  Ein einfaches Modell unterschiedlicher Marktformen 
Im nun folgenden Kapitel dieser Arbeit soll modellhaft dargestellt werden, welche 
Auswirkungen das Vorherrschen unterschiedlicher Marktformen auf den Betrieb in einem 
Bahnnetz haben können. Es wird ein „makroskopischer“  Ansatz gewählt, der manche 
Details außer Acht lässt und nur darauf abzielt, welche Effekte die unterschiedlichen 
Marktformen und Situationen haben könnten, allerdings eben nur mit Hilfe relativ abstrakter 
Indikatoren. Das heißt, es werden in das Modell nur die wichtigsten Elemente eines Marktes, 
also Angebot und Nachfrage sowie Preis und Kosten, integriert. An dieser Stelle muss betont 
werden, dass im Gegensatz zur sehr einfachen Form des Modells, welches hier angewandt 
wird, in den letzten Jahrzehnten einige sehr komplexe Verfahren zur Modellierung von 
Verkehr  bzw. Verkehrsströmen entwickelt wurden. Diesen Modellen liegen unterschiedliche 
Annahmen, Methoden und Ziele zugrunde, die oft weit über das Abschätzen von 
Markttendenzen hinausgehen und versuchen, detaillierte, mikroökonomisch fundierte  
Aussagen zu treffen. Einen ausführlichen Überblick über unterschiedliche 
Modellierungsverfahren, die in der Transportökonomie angewandt werden, findet man bei de 
Dios Ortúzar/Willumsen (2001).      
Bei der Vielzahl an sehr komplexen Modellen gibt es interessanterweise nur wenige Ansätze, 
die so einfach gehalten sind, dass sie einen schnellen Überblick über einen relevanten 
Themenbereich ermöglichen. Vor allem über Netzwerke spezifisch im Bahnverkehr findet 
sich hier nicht besonders viel an Literatur. Etwas anders ist die Situation im Luftverkehr. Hier 
wurde bereits weit mehr theoretische und empirische Arbeit geleistet, was die Größe von 
Netzwerken betrifft (zum Beispiel Button (2001)) und auch zu welchem Verhalten und 
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welchen Auswirkungen unterschiedliche Konkurrenzsituationen oder die Abwesenheit dieser 
führt (siehe hierzu unter anderem Encaoua/Perrot (1992) und Hong/Harker (1992)). Auch 
Ansätze ähnlich dem, der hier genutzt wird, wurden bisher vor allem auf den Luftverkehr 
angewandt, meist eben gerade im Zusammenhang mit der Frage nach der Sinnhaftigkeit von 
Liberalisierungen und Netzwerkeffekten. Aus diesem Grund stammen auch zwei 
Hauptquellen für dieses Modell, Nero (1996) und Brueckner/Spiller (1991), aus diesem 
Bereich. Auf das oben erwähnte Paper von Brueckner (2008) wird am Ende der Arbeit 
ebenfalls teilweise zurückgegriffen, und zwar im Zusammenhang mit der Überlastung 
einzelner Strecken.  Auch wenn die Analyse teilweise also relativ große Ähnlichkeit mit 
Analysen aus dem Luftverkehr hat, muss und wird natürlich den speziellen Eigenschaften 
eines Netzwerkes im Bahnverkehr, vor allem was die Kosten- und Nachfragefunktionen 
betrifft, Rechnung getragen.  
Daher soll hier - passend zu den obigen Ausführungen und Vergleichen zwischen Schiene 
und Luftverkehr - noch auf einen weiteren Umstand, der für die Praxis von extremer 
Bedeutung ist und einen gravierenden Unterschied in den Möglichkeiten, die Betreiber von 
Luftlinien im Gegensatz zu Betreibern von Bahnlinien haben, eingegangen werden: 
Netzwerke im Luftverkehr können in ihrer Struktur verhältnismäßig einfach verändert und 
angepasst werden, da eben nur zwei Flughäfen für Start bzw. Landung notwendig sind. Das 
heißt, die Fluglinien können ihre Direktverbindungen relativ flexibel ändern und das Angebot 
verfügt somit über eine verhältnismäßig höhere Elastizität. Im Flug selber sind Flugzeuge 
relativ unabhängig von den Bedingungen der Infrastruktur am Boden. Daher finden sich auch 
in der Realität unterschiedliche Zugänge zum Netzwerkgedanken und dazwischen ein 
breites Spektrum an Strategien, die die Airlines anwenden. In einem Exkurs sollen diese an 
dieser Stelle noch kurz  erklärt werden, da in dieser höheren Flexibilität, wie sie im 
Bahnverkehr schlichtweg nicht möglich ist, ein Faktor liegt, der Liberalisierungen und Märkte 
im Luftverkehr möglicherweise unproblematischer funktionieren lässt. 
Generell ist im Luftverkehr zwischen Hub-and-Spoke-Verkehr und Point-to-Point-Verkehr zu 
unterscheiden (eigene Grafik nach Quinet/Vickerman 2004, S. 269): 
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Abbildung 8: Netzwerkarten im Luftverkehr 
 
In einem „Hub-and-Spoke“-Netzwerk wird versucht, den Verkehr über ein zentrales 
Drehkreuz, also einen Großflughafen, zu leiten. Die Verbindungsqualität wird vor allem über 
eine möglichst kurze Umsteigezeit maximiert. Der Vorteil hierbei liegt darin, dass er den 
Airlines den Einsatz von größerem Fluggerät bei einer gleichzeitig geringeren notwendigen 
Anzahl an Flugzeugen, die für den Betrieb benötigt werden, erlaubt. Vor allem die großen 
„klassischen“ Carrier mit vielen internationalen Verbindungen, für die „Point-to-Point“-
Netzwerke wegen zu geringer Nachfrage nicht rentabel wären, nutzen diesen Ansatz. In 
einem „Point-to-Point“ (oder „Direct-Link“) Netzwerk wird versucht, die unterschiedlichen 
Destinationen möglichst direkt zu verbinden: Der Vorteil hier ist, dass Kunden 
Direktverbindungen fast immer bevorzugen und die komplizierte Abstimmung des Flugplanes 
am Hub entfällt, allerdings werden dafür mehr und vor allem kleinere Flugzeuge benötigt. 
Dieses Konzept wird vor allem von den Low-Cost Carriern genutzt.  
Zwischen diesen beiden Arten von Netzwerken finden sich in der Realität viele 
Zwischenformen, und viele größere  Airlines bieten sowohl Hub-and-Spoke als auch, auf 
Hauptverbindungen abseits der Hubs, Point-to-Point Verkehr an. Gemeinsam ist ihnen allen, 
dass diese Netzwerke auch konstanten Veränderungen unterworfen sind. Verlustbringende 
Flüge und Destinationen werden eingestellt, neue Flüge und Destinationen in den Flugplan 
aufgenommen.  
Hier kommt man nun zu einem gravierenden Unterschied zum Bahnverkehr: Auch im 
Bahnverkehr können Verbindungen aufgenommen und eingestellt werden. Allerdings kann 
der Bertreiber dies fast immer nur im Rahmen der vorhandenen Infrastruktur, maßgeblich der 
verlegten Gleise, umsetzen. Die Errichtung dieser Infrastruktur ist sehr teuer und vor allem 
langwierig und ist daher meist auch in der Hand eines staatlichen Monopolisten, der 
wiederum seine eigenen Ausbaupläne verfolgt. Deswegen unterliegt ein Unternehmen im 
Betrieb von Bahnlinien weit größeren Einschränkungen, was die Planung und 
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Veränderbarkeit des Netzwerkes betrifft. An dieser Stelle soll nicht weiter auf diese 
Problemstellungen eingegangen werden. Es wäre aber interessant, der Frage nachzugehen, 
inwiefern diese relative „Unflexibilität“ im Betrieb eines Bahnnetzwerkes, die sich auch z.B. in 
den aufgrund des anderen Nachfrageverhaltens weit simpleren Preissetzungsmechanismen 
widerspiegelt, Anteil an den Problemen hat, die im Rahmen von Liberalisierungen und 
Privatisierungen auftreten. Dieser Unterschied in den Netzwerken spielt für die folgende 
Analyse allerdings keine Rolle, da hier ohnehin nur eine vorgegebene Infrastruktur zur 
Verfügung steht.  
Abgesehen davon, dass das Netzwerk eines Bahnbetreibers eben sehr stark 
infrastrukturgebunden ist, kann man annehmen, dass sie in ihrer Form einer Art Mischung 
aus den beiden oben erläuterten Arten von Netzwerken darstellen: Vor allem durch den 
Ausbau von Hochgeschwindigkeitsstrecken kommt manchen Bahnhöfen sicherlich eine Art 
Hub-Funktion zu. Auch generell lassen sich an Bahnhöfen, die Anfangs- und Endpunkte von 
Hauptverkehrsstrecken darstellen, sicherlich signifikante Umsteigerströme feststellen. Den 
Großteil der Nachfrage macht aber wohl dennoch der oftmals regionale Direktverkehr aus. In 
einem gut funktionierenden Bahnsystem müssen also die Eigenheiten unterschiedlicher 
Nachfrager berücksichtigt werden, dadurch wird eine gut ausbalancierte und abgestimmte 
Netzwerkstruktur benötigt.  
Um im nun zu entwickelnden Modell die Analyse möglichst kompakt und leicht verständlich 
zu halten, müssen einige Annahmen getroffen werden. Im Rahmen dieser Analyse werden 
der oder die Anbieter jeweils unter anderen Bedingungen versuchen, ihre Profite zu 
maximieren.  
In diesem Modell werden unterschiedliche Marktformen und Bedingungen vorherrschen, 
welche alle eine mögliche Option für den Betrieb des Verkehrs in einem Bahnnetzwerk 
darstellen: 
 
a. ein Monopol 
b. ein Duopol 
c. „zwei Monopole“ 
 
Für diese drei Grundformen werden Gleichgewichte unter den gegebenen Spezifikationen 
berechnet. Weiters sollen rudimentär zusätzliche Gegebenheiten (Kapazitätsengpässe und 
Subventionen), die im Modell abgebildet werden könnten, diskutiert werden.  
Wichtig ist es hier noch einmal zu betonen, dass nur der Betrieb betrachtet wird. Eine 
Analyse, die auch Optionen für die Infrastruktur beinhalten würde, hätte einen enorm hohen 
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Komplexitätsgrad bei einer noch größeren Unsicherheit, was die Aussagekraft der 
Ergebnisse betrifft. Aus demselben Grund wird auch auf das Problem der Fahrplanerstellung, 
die wichtig für das Funktionieren eines Transportnetzwerks ist, vor allem, was die zeitliche 
Abstimmung betrifft, nicht eingegangen. Grundlage ist nur ein abstraktes Maß der 
Angebotsmenge, welche man z.B. als Anzahl der Verbindungen interpretieren könnte, 
ähnlich den Ansätzen von Nero (1996) und Brueckner/Spiller (1991).  Auch die Frage, wie 
genau ein Mechanismus zur Vergabe von Trassen funktioniert bzw. funktionieren könnte, 
wird im Rahmen dieser Arbeit ausgespart. Hier sollen nur, ähnlich den in Kapitel 4.1.2. 
vorgestellten Maßnahmen zur Überlastungskontrolle, Mechanismen zur Steuerung des 
Verkehrsaufkommens analysiert werden. Außerdem wird angenommen, dass alle Anbieter 
versuchen, ihre Profite zu maximieren. In der Realität ist es zwar so, dass Bahnen im 
öffentlichen Besitz sicher nicht immer nur versuchen, ihre Gewinne zu maximieren, da sie 
sich auch nach den Zielen der Politik richten müssen. Diese Facette von Staatsbahnen 
erscheint aber für eine reine Modellierung unterschiedlicher Marktformen nicht von Relevanz.  
Es stellt sich an dieser Stelle die Frage, ob die Ergebnisse des Monopols bzw. Duopols nicht 
auch ohne die Abbildung innerhalb eines Modells und nur mithilfe genereller ökonomischer 
Theorie analysierbar wären, da aus dieser ja grundsätzlich unter anderem auch hervorgeht, 
dass mehrere Anbieter ein größeres Angebot und niedrigere Preise bedeuten. Die 
Darstellung innerhalb eines Modells wird hier aber aus drei Gründen gewählt: Erstens sind 
auch ökonomische Grundsätze anhand eines Modells gut und verständlich darstellbar, 
zweitens ist es durch die relativ starken Dichteeffekte nicht unbedingt so, dass mehrere 
Anbieter automatisch und unter allen Umständen zu einem besseren Angebot für die Kunden 
führen und es so eben zu „unerwarteten“ Ergebnissen kommen kann, und drittens soll hier 
auch ganz generell eine relativ einfache, rudimentäre und auf vielfache Weise ausbaubare 
Methode (z.B. durch die Unterlegung mit echten Daten zu Verkehrsströmen) dargestellt 
werden, um das Marktverhalten auf Verkehrsmärkten zu modellieren.  
Die Ergebnisse, zu denen die unterschiedlichen Marktformen und Situationen im Modell 
führen, sollen nach Möglichkeit untereinander vergleichbar sein. Dadurch soll es möglich 
sein, anhand dieses einfachen Modells eventuelle Auswirkungen einer Änderung der 
Marktform darzustellen und das Angebot der Anbieter auf diesen Märkten zu analysieren. Es 
soll auch beobachtet werden, ob sich einige der Kritikpunkte, die immer wieder im 
Zusammenhang mit einer größeren Liberalisierung und dem Rückzug des Staates genannt 
werden, also z.B. die Befürchtung, dass Nebenstrecken vernachlässigt werden und sich die 
Anbieter nur auf gewinnbringende Hauptstrecken konzentrieren würden, auch im Modell 
unter Umständen wiederfinden lassen oder ob genau das Gegenteil gelingt und es zu einem 
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höheren und billigeren Angebot kommt, als wenn nur ein Monopolist auf dem modellierten 
Netz aktiv ist.  
 
4.2.1. Spezifikationen und Annahmen des Modells 
Grundsätzlich ist es Ziel dieses Modells, das Verhalten eines oder mehrerer Anbieter unter 
unterschiedlichen Bedingungen in einem vorgegebenen Bahnnetz zu analysieren. Dieses 
einfache Modell ähnelt in seiner Grundgestaltung jenen, die bereits zur Analyse von 
Luftverkehrsmärkten, wie eben von Brueckner/Spiller (1991) und Nero (1996), verwendet 
wurden. Allerdings sollen sowohl die Struktur der Nachfrage als auch die Kostenfunktionen 
der Anbieter an die speziellen Eigenschaften des Bahnverkehrs angepasst werden. Unter 
diesen Umständen soll es möglich sein, Probleme und Trends, die sich bei unterschiedlichen 
Marktformen in einem Bahnnetz ergeben können, darzustellen. Um  die Probleme von 
Überlastung auf einzelnen Strecken zu simulieren, werden zusätzlich auch Verfahren zur 
Trassenvergabe bzw. zur Kontrolle und Eindämmung möglicher Überlastung ähnlich den 
oben anhand von Brueckner (2008) kurz in der Analyse behandelt. Aufgrund der 
modellhaften Darstellung unter einem hohen Vereinfachungs- und Abstraktionsgrad ist es 
sicherlich nicht möglich, damit ein umfassendes und aussagekräftiges Urteil über 
Liberalisierungen, Privatisierungen, Subventionen oder andere Eingriffe in den Markt auf der 
Schiene zu fällen. Vielmehr soll es aber gelingen, wichtige Fragen und Problemstellungen 
aus diesem weiten und vielfältigen Themenkomplex zu veranschaulichen.  
 
Die Grundannahmen des Modells sind: 
 
• Das Netzwerk ist dem oder den Anbietern vorgegeben, es kann lediglich die 
Angebotsmenge auf den Verbindungen verändert werden. 
• Im Betrieb in einem Eisenbahnnetz liegen Netzwerkeffekte und Dichteeffekte vor, die 
sich in sinkenden Grenzkosten für die Betreiber widerspiegeln, wobei die 
Dichteeffekte stärker ausgeprägt sind (siehe hierzu Kapitel 3). 
• Die Nachfragefunktionen,  die für die Verbindungen zwischen den Städten gelten, 
unterscheiden sich. Dadurch soll die Unterscheidung zwischen Hauptstrecken und 
regionalen Nebenstrecken, auf denen in erster Linie von Pendlern nachgefragt wird, 
simuliert werden. Hier wird auch versucht, den am Ende von Kapitel 2.1.1. erläuterten 
unterschiedlichen Wegen der Liberalisierung Rechnung zu tragen.  
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• Gleichzeitig gelten für alle Anbieter dieselben Nachfragefunktionen, die Zahl der 
Kunden kann also nur über die Angebotsmenge reguliert werden. 
• Die Kostenfunktionen der Anbieter können von Strecke zu Strecke variieren. Damit 
wird versucht, die unterschiedlichen infrastrukturellen Gegebenheiten, die den 
Einsatz unterschiedlicher Technologien bzw. unterschiedlichen Geräts ermöglichen 
oder verhindern können, zu berücksichtigen.  
• Gleichzeitig sind die Kostenfunktionen aber im Allgemeinen anbieterunabhängig, das 
heißt, jeder Anbieter hat Zugang zur selben Technologie und auch alle weiteren 
Kosten sind symmetrisch.  
• Auf einer Strecke können mehrere Anbieter gleichzeitig operieren, es kann allerdings 
Begrenzungen für die mögliche Gesamtangebotsmenge geben. Diese spiegeln 
infrastrukturelle Engpässe wider. 
 
Diese Annahmen gelten über alle die simulierten Situationen hinweg, während einige 
weitere situationsspezifisch noch hinzugenommen werden müssen.  
Das Netzwerk, auf dem der oder die Anbieter ihre Angebotsmenge festlegen können, 
umfasst mehrere Städte. Es wird angenommen, dass diese Städte von unterschiedlicher 
Größe und Bedeutung sind. Dadurch haben auch die Nachfragefunktionen für den 
Transport zwischen jeweils einem Städtepaar unterschiedliche Eigenschaften. Auf den 
Verbindungen findet sowohl Direktverkehr als auch Umsteigeverkehr statt, und aus 
Komplexitätsgründen ist in diesem Modell auch keinerlei Möglichkeit zur Unterscheidung 
inkludiert. Die Eigenschaften der Nachfrage und die des Ausbaus der Infrastruktur, der 
sich in den Kostenfunktionen zeigt, sollen die Existenz von gut ausgebauten 
Hauptstrecken und schlechter ausgebauten Nebenstrecken simulieren, die allerdings 
nicht unabhängig voneinander sind, sondern alle Teil desselben Netzes. 
Die Struktur der gegebenen Infrastruktur und somit des ebenfalls gegebenen Schienen-
netzes stellt sich wie folgt dar (eigene Grafik): 
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Abbildung 9: Struktur des Modellnetzes 
 
  
Innerhalb dieses nach außen hin abgeschlossenen Netzes können der oder die Betreiber 
entscheiden, wie groß ihre Angebotsmenge auf den Strecken 1 bis 5 ist. Während die 
Anbieter das Angebot auf einzelnen Strecken festlegen, liegen die Nachfragefunktionen auf 
der Basis von Städtepaaren vor. Diese  werden in der Literatur und der praktischen Arbeit im 
Verkehrsnetzwerkplanungsbereich oft als O&Ds, für „Origin and Destination“, bezeichnet. Die 
grundlegenden Spezifikationen des Modells sind also: 
 
• 
ijQ  ist die Menge des für den Transport zwischen zwei Städten zur Verfügung 
stehenden Angebots, welches auch komplett in Anspruch genommen wird. Diese 
Maßzahl könnte man vielleicht durchaus als Anzahl der Fahrten oder 
Gesamtkapazität auf der Strecke interpretieren, der Einfachheit halber wird sie im 
Modell aber als abstrakte Angebotskennziffer behandelt. Da die Nachfrage zwischen 
zwei Städten immer symmetrisch ist, also 
ij jiQ Q= , liegen, da n (Anzahl der Städte)
6=  ist und die Anzahl der Kombinationen somit über ( 1) / 2n n −  errechnet wird, 
insgesamt 15 unterschiedliche Städtepaare im obigen Netz vor. Um das Modell 
möglichst einfach zu halten, liegt dieses Angebot nur in einer relativ vagen Kennzahl 
vor, die am ehesten einfach als Menge der Kapazität auf der Strecke zu sehen ist. 
Man könnte diese Maßzahl aber auch so interpretieren, dass darin Qualität, 
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Reisezeit oder auch andere Kriterien inkludiert sind. Weiters gibt es keinerlei 
Unterscheidung zwischen Umsteigeverkehr oder Direktverkehr. Es macht also keinen 
Unterschied, ob man die Verbindung von D  nach F  als Umsteigeverbindung mit 
einem oder mehreren Umsteigebahnhöfen auf der Strecke interpretiert, oder ob man 
davon ausgeht, dass eine Direktverbindung existiert. Theoretisch kann man das so 
deuten, dass das Angebot und die Nachfrage absolut gleichmäßig und konstant über 
den Tag verteilt sind. Dadurch würde sich, auch wenn eine Verbindung nur in Form 
einer Umsteigeverbindung vorliegt, immer ein passender Anschluss am 
Umsteigebahnhof finden. Dies vereinfacht das Modell natürlich stark, ermöglicht es 
aber, sich auf die entscheidende Frage nach den Auswirkungen von 
unterschiedlichen Marktformen zu konzentrieren.   
• Die inverse Nachfragefunktion für den Markt zwischen zwei Städten ist ( )ijP Q . Um 
die Analyse zu vereinfachen,  wird von linearen Nachfragefunktionen der Form 
( )ij ij ij ijP Q Qα λ= −  , die aber über unterschiedliche Elastizitäten (dargestellt über ijλ ) 
verfügen,  ausgegangen, um zwischen längeren Strecken und dem Regionalverkehr 
mit einem hohen Anteil an Pendlern zu unterscheiden. α  ist hierbei der Intercept, 
der Level an Nachfrage, der bei einem Preis von 0 erreicht wäre.  
• lQ   ist die Menge des Angebots auf einer Strecke, wobei 1,2,3, 4,5l = . lQ  muss 
immer der Gesamtmenge der Passagiere bzw. des Angebots, die über dieselbe 
Strecke, aber auf unterschiedlichen O&Ds unterwegs sind, entsprechen: Das heißt 
z.B. 1 CD CA CB CF CEQ Q Q Q Q Q= + + + +  
• ( )l lC Q  ist die Kostenfunktion, die die Kosten für einen Anbieter auf 
Streckenabschnitt l  in Abhängigkeit von der Menge des Angebots lQ  angibt. 
Aufgrund von positiven Skaleneffekten und stärkeren Dichtevorteilen (siehe hierzu 
Kapitel 3 und Quinet, S. 150) gilt '( ) 0l lC Q >  und ''( ) 0l lC Q ≤ , was einem Sinken der 
Durchschnittskosten pro produzierter Einheit entspricht. Während die positiven 
Skaleneffekte in Bezug zur Erhöhung der Gesamtkapazität des Betreibers stehen, 
sind die Dichtevorteile streckenspezifisch und hängen nur vom  Angebot und den 
Gegebenheiten auf einer Strecke ab. Es gilt also im  Allgemeinen 
2
( )
2
l
l l l l
Q
C Q Q D
θ
= − , wobei θ  als Faktor für die Dichtevorteile auf Strecke l  zu 
sehen ist. lD  ist ein Faktor, der die Länge sowie den Ausbau der Strecke l  im Netz 
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andeuten soll. Der Einfachheit halber wird angenommen, dass die Fixkosten gleich 
null sind und konstante Skaleneffekte herrschen, also die Gesamtgröße des 
Netzwerks nicht zu sinkenden Kosten führt. Die Kosten für eine weitere 
Angebotseinheit auf einer Strecke sind also nur von lD  und θ  abhängig. Aus der 
Struktur der Kostenfunktionen für die Streckenabschnitte kann man auch sehen, 
dass die Funktionen der Grenzkosten linear sind. 
 
4.2.2. Nachfrage- und Kostenfunktionen im Netzwerk 
Es gibt in der Literatur bisher keine Einigkeit darüber, wie stark Skaleneffekte und 
Dichtevorteile im Bahnbetrieb ausgeprägt sind. Gerade Werte hierfür wären aber wichtig, um 
realistische Kostenfunktionen für das Modell zu erstellen. Dasselbe trifft leider auch auf die 
Preiselastizität der Nachfrage zu. Problematisch ist hierbei sicherlich, dass diese Werte stark 
unterschiedlich in unterschiedlichen Ländern sein können und - wie oben ausgeführt - 
sicherlich große Unterschiede zwischen unterschiedlichen Strecken bestehen. Die Vielzahl 
an unterschiedlichen Ergebnissen aus empirischen Studien bestätigen dies (siehe hierzu u.a. 
Pels/Daniel/Rietveld (2004)). Es stellt sich daher relativ schwierig dar, Funktionen zu 
formulieren, die Kosten und Nachfrage auf den unterschiedlichen Routen zufriedenstellend 
beschreiben.  
Grundsätzlich erscheint es lediglich als relativ gesichert, dass die Dichtevorteile stärker 
positiv ausgeprägt sind als die Skaleneffekte, vor allem bei größeren Netzwerken. Allerdings 
gibt es auch Studien, die sogar negative Skaleneffekte identifizierten. Die Werte, die den 
Skalen- und Dichteeffekten hier zugrunde liegen, stammen aus unterschiedlichen Analysen 
aus mehreren Ländern und mit unterschiedlichem Fokus.  Auch die Werte, für die 
Preiselastizitäten der Nachfragefunktion gewählt werden, ergeben sich aus mehreren 
Quellen. Es wird versucht, diese Werte so zu wählen und anzupassen, dass sie es 
ermöglichen, die unterschiedlichen Teile und Aspekte des Passagiertransports auf der 
Schiene in diesem sehr kleinen Netzwerk darzustellen.  
Die Quellen für die Preiselastizitäten der Nachfrage, die in die Nachfragefunktionen 
einfließen, sind vor allem Chen (2007), Wardman (2004), Bekö (2004) und Balcombe et al. 
(2004). Aus dieser Literatur lassen sich einige Punkte ableiten, die für die Erstellung von 
Nachfragenfunktionen im Modell notwendig sind: 
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• Insgesamt ist die Nachfrage nach Passagiertransport auf der Schiene relativ 
inelastisch. Das heißt z.B., eine Preiserhöhung um 1% wird ein Sinken der Nachfrage 
um weniger als 1% nach sich ziehen. 
• Unterschiedliche Arten von Verkehr verfügen aber über unterschiedlich starke 
Preiselastizitäten: Die Werte von Freizeitreisen, Pendlerverkehr und für längere 
Strecken bzw. Urlaubsreisen können sich unterscheiden. Tendenziell ist der Freizeit- 
und Reiseverkehr, die beide oft mit größeren Distanzen, welche auch zu einer 
höheren Elastizität führen dürften, verbunden sind, am elastischsten und erreicht 
manchmal auch Werte von über -1, das heißt, dass sich die Nachfrage prozentuell 
stärker verändert als der Preis. Diese Unterschiede werden im Modell dadurch 
berücksichtigt, dass die linearen Nachfragefunktionen für unterschiedliche 
Städtepaare unterschiedliche Eigenschaften haben unter der Annahme, dass dort 
eine bestimmte Art von Reisen vorherrscht. 
• Auch ändern sich die Elastizitäten über den Zeitverlauf, das heißt, nach einer 
Preisänderung liegt die Veränderung, die nach mehreren Jahren (im „Long-Run“) 
dadurch erreicht wird, bei einem anderen, zumeist höheren Wert als kurz nach der 
Preisänderung (im „Short-Run“). Diese Unterschiede können in dem hier gewählten 
statischen Modell allerdings nicht berücksichtigt werden.  
 
Auch zur Erstellung der Kostenfunktionen wird auf mehrere Quellen zurückgegriffen, unter 
anderem auf Pels/Rietveld (2003) und Graham et al. (2003). Für die Festsetzung der Werte 
für die Faktoren der Skaleneffekte und Dichtevorteile gelten folgende Regeln: 
 
• Es liegen Dichtevorteile und positive Skaleneffekte vor. 
• Die Skaleneffekte sind allerdings nur sehr gering. 
• Dichtevorteile beziehen sich auf die Menge des Angebots auf einer Verbindung, es 
wird angenommen, dass die Skaleneffekte vernachlässigbar sind. 
 
4.2.2.1. Definitionen der Nachfragefunktionen 
In den Arbeiten, die diesem Modell hauptsächlich zugrunde liegen (Nero (1996), Brueckner/ 
Spiller (1991)), wurden keine spezifischen Nachfragefunktionen angegeben. In dieser Arbeit 
soll allerdings genau dadurch erreicht werden, die unterschiedlichen Arten von Verkehr, die 
wahrscheinlich Teil eines gut funktionierenden Bahnnetzwerks sein sollten, darzustellen. Es 
wird versucht, über die Ergebnisse aus der oben genannten Literatur, plausible lineare 
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Nachfrage- und Kostenfunktionen zu konstruieren, die sowohl Strecken, auf denen 
Pendlerverkehr über unterschiedliche Distanzen vorherrscht, als auch solche, auf denen 
Freizeit- und Reiseverkehr dominant ist, umfassen. Zusätzlich dazu wird auch von einer 
unterschiedlichen Größe der Städte A-F ausgegangen und somit von unterschiedlichem 
Passagieraufkommen zwischen den Städten. 
Die Nachfragefunktionen bzw. inversen Nachfragefunktionen für die 15 Städtepaare lauten:  
 
10 0,8
D
CD CDQ P= −   ( ) 12,5 1,25CD CDP Q Q= −    
15 0,5
D
CA CAQ P= −   ( ) 30 2,0CA CAP Q Q= −  
10 1,0
D
CB CBQ P= −   ( ) 10,0 1,0CB CBP Q Q= −  
6 1, 25
D
CE CEQ P= −   ( ) 4,8 0,8CE CEP Q Q= −  
5 1, 25
D
CF CFQ P= −   ( ) 4,0 0,8CF CFP Q Q= −  
50 0, 4
D
DA DAQ P= −   ( ) 125,0 2,5DA DAP Q Q= −  
10 0,77
D
DB DBQ P= −   ( ) 12,5 1,3DB DBP Q Q= −  
4 1,0
D
DE DEQ P= −   ( ) 4,0 1,0DE DEP Q Q= −  
6 1, 25
D
DF DFQ P= −   ( ) 4,8 0,8DF DFP Q Q= −  
29,3 0,77
D
AB ABQ P= −   ( ) 37,5 1,3AB ABP Q Q= −  
10 1,0
D
AE AEQ P= −   ( ) 10,0 1,0AE AEP Q Q= −  
11 1,0
D
AF AFQ P= −   ( ) 11,0 1,0AF AFP Q Q= −  
20 0,5
D
BE BEQ P= −   ( ) 40,0 2,0BE BEP Q Q= −  
25 0,75
D
BF BFQ P= −   ( ) 50,0 2,0BF BFP Q Q= −  
14 0,8
D
EF EFQ P= −   ( ) 17,5 1,25EF EFP Q Q= −  
 
Die hier aufgeführten Nachfragefunktionen und ihre Inversen sollen die unterschiedlichen 
Arten von Nachfrage, ausgedrückt über die unterschiedlichen Preiselastizitäten und 
Intercepts, die in einem modellhaften Bahnnetzwerk um die beiden großen Städte A  und B  
existieren, zeigen. Die unterschiedlichen Preiselastizitäten sind als Indiz für die Art des 
vorherrschenden Verkehrs zu deuten: Dieser Wert ist z.B. für das Städtepaar DA  relativ 
gering (0,4). Hierdurch soll ausgedrückt werden, dass es vor allem Pendlerverkehr ist und 
die Strecke relativ kurz ist (D könnte also eine Art Vorstadt der Großstadt A  sein, siehe 
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hierzu auch die Kostenfunktionen unten). Ähnliches trifft auch auf die Strecke BE , CA  und 
in geringerem Maße BF  zu. Die Strecke zwischen den beiden Zentren A  und B  verfügt 
über eine etwas höhere Elastizität, man kann annehmen, dass diese weiter voneinander 
entfernt sind und es neben eher inelastischem Geschäftsverkehr auch einen relativ hohen 
Anteil an weit elastischerem Reise-und Freizeitverkehr gibt. Außerdem könnte man davon 
ausgehen, dass auf dieser Distanz vielleicht auch der Luftverkehr als Konkurrenz auftritt. 
Diese elastischen Arten von Nachfrage dominieren auch auf den meisten Strecken abseits 
der Zentren, also z.B. auf CD  und EF , sowie auf allen weiteren Strecken über größere 
Distanzen, auf denen der Pendlerverkehr keine Rolle spielen sollte, also z.B. CE , CF .  
Der Intercept der Nachfragefunktionen steht für die maximal zu erreichende Nachfrage auf 
einer Strecke, also wenn der Preis gleich null ist. Umgekehrt bedeutet ein Intercept von null, 
dass keine Nachfrage vorliegt, auch bei einem Preis von null. Diese maximale Nachfrage ist 
folglich tendenziell auf Strecken, deren Ursprung oder Ziel eines der Zentren ist, größer, vor 
allem wenn es kurze Strecken mit einer vermutlich hohen Nachfrage von Arbeitspendlern 
sind. Somit ist der Intercept auf DA  am höchsten, wobei D  eben als Vorstadt von A  
gedeutet werden kann. Auch auf den anderen kurzen Strecken zu den Zentren A  und B  ist 
dieser Intercept relativ hoch, während die Zahl bei den Strecken, die von einem der Punkte 
in der Peripherie zu einem anderen Punkt in der Peripherie führen, eher gering ist, vor allem 
mit steigender Distanz. Die größere Distanz und damit vielleicht auch die steigende Anzahl 
an Alternativen zur Bahn schränkt auch die Nachfrage zwischen den Zentren, also auf der 
Strecke AB , ein. Diese Nachfragefunktionen lassen sich auch im Rahmen der in Kapitel 
2.1.1. definierten Ebenen interpretieren: Die Strecke AB  z.B. kann man als Verbindung für 
Züge der Ebenen 1 und 2 betrachten, während andere Verbindungen wie z.B. CA  sicherlich 
der Ebene 3 oder 4 entsprechen würden. 
Die linearen Eigenschaften der Nachfragefunktionen sind wichtig für die Lösbarkeit des 
Gleichungssystems. Allerdings bergen sie auch ein großes Problem, auf dieses wird am 
Ende des Kapitels 4.2.3. eingegangen. 
 
4.2.2.2. Definitionen der Kostenfunktionen 
Während die Nachfrage vom  Angebot auf der Strecke zwischen zwei Städten im Netzwerk 
abhängig ist, hängen die Betriebskosten vom Gesamtverkehr, der über die einzelnen 
Streckenabschnitte l  (1-5) geht, ab. Der Verkehr auf einem dieser Streckenabschnitte ist 
wiederum die Summe aller über diesen Streckenabschnitt geleiteten Verkehrsströme. Also 
  
71 
 
z.B. über Streckenabschnitt 2 werden folgende Verkehrsströme geleitet: CAQ , CBQ , CEQ , 
CFQ , DAQ , DBQ , DEQ , DFQ . Das Gesamtvolumen des Verkehrs auf diesem 
Streckenabschnitt ist also 2 CA CB CE CF DA DB DE DFQ Q Q Q Q Q Q Q Q= + + + + + + + , und somit ist  
2
2 2
( ...... )
( )
2
CA CB DE DF
CA CB CE CF DA DB DE DF
Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q Q Q Q D
θ + + + +
= + + + + + + + −  .  
Der Faktor für die Dichtevorteile θ  wird auf den Wert 0,05 gesetzt, das heißt, die 
Grenzkosten sinken für jede weitere Angebotseinheit auf Strecke l  um 5%. Leider finden 
sich in der dieser Arbeit zugrunde liegenden Literatur keine genauen Angaben zum 
(geschätzten) Ausmaß der sinkenden Grenzkosten. Dieser relativ hohe Wert kann aber 
durchaus als plausibel betrachtet werden, da im Bahnverkehr substanzielle Dichtevorteile 
vorliegen. Die Wahl dieses Wertes beeinflusst auch stark die Ergebnisse der 
Profitmaximierung in diesem Modell bzw. wie plausibel diese erscheinen. Der Faktor lD  
wiederum soll sowohl die Länge eines Streckenabschnitts als auch dessen Ausbau 
umfassen. Also z.B. ist Streckenabschnitt 3 zwar als viel länger als Streckenabschnitt 1 zu 
betrachten, da die Zentren A  und B  aber durch eine weit besser ausgebaute 
Hochleistungsstrecke, nämlich Streckenabschnitt 3, verbunden sind, ist der Faktor, der auch 
den Grenzkosten ohne Dichteeffekte entspricht, nur doppelt so hoch. Auch der 
Streckenabschnitt 4 zwischen B  und E  ist den Funktionen zufolge als schlecht ausgebaut 
zu betrachten, während die Streckenabschnitte 2 und 5 zwischen D  und A  bzw. B  und F , 
die in der Realität wohl in etwa städtischen Schnellbahnen entsprechen würden, als sehr gut 
ausgebaut zu betrachten sind. Die Kostenfunktionen für die Streckenabschnitte 1-5 werden 
wie folgt definiert: 
 
2
1
1 1
0,05
2
2
Q
C Q= −  
2
2
2 2
0,05
1
2
Q
C Q= −  
 
2
3
3 3
0,05
4
2
Q
C Q= −  
2
4
4 4
0,05
2
2
Q
C Q= −  
2
5
5 5
0,05
1
2
Q
C Q= −  
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Aus diesen Kostenfunktionen ergeben sich durch Ableiten nach lQ  folgende lineare 
Grenzkostenfunktionen: 
 
1 12 0,05MC Q= −  
2 21 0,05MC Q= −  
3 34 0,05MC Q= −  
4 42 0,05MC Q= −  
5 52 0,05MC Q= −  
 
Auch wenn sowohl die Nachfragefunktionen als auch die Kostenfunktionen weitab der sehr 
komplexen Realität sind, so sollte es doch möglich sein, mit ihnen einige 
Grundeigenschaften und Facetten des Wettbewerbs im Personentransport auf der Schiene 
zu zeigen.  
Weiters ist anzumerken, dass die Parameter so gewählt wurden, dass die sich bei 
Maximierungsprozessen ergebenden Gleichungssysteme lösbar sind und es zu plausiblen 
Ergebnissen für die Angebotsmengen kommt. 
 
4.2.3. Das Maximierungsproblem des Monopolisten   
Zuerst soll nicht das Verhalten von Betreibern unter unterschiedlichen 
Wettbewerbsbedingungen, sondern eben genau die Abwesenheit von Wettbewerb betrachtet 
werden. Dies hat unter anderem den Vorteil, dass man die später errechneten Lösungen gut 
mit den Ergebnissen des Monopolfalls vergleichen kann.  
Es wird in diesem ersten Fall angenommen, dass ein Monopolist für den Betrieb im Netz 
verantwortlich ist und versucht, seine Profite zu maximieren. Für diesen Anbieter fallen nur 
die variablen Betriebskosten an. Im Unterschied zu einem Duopol oder einem Oligopol steht 
der Monopolist unter keinerlei Preisdruck, außerdem gibt es auch sonst keinerlei Vorgaben 
über das Angebot oder die Preise. Der Monopolist kann ohne Einschränkungen seinen 
Nutzen maximieren, und es wäre daher theoriebedingt anzunehmen, dass er eine geringere 
Menge anbietet und höhere Preise dafür verlangt (siehe hierzu unter anderem Kap 2.1.2.). 
Die Einnahmen des Monopolisten auf der Verbindung zwischen zwei Städten  sind definiert 
durch ( )ij ijP Q Q . Die Profite, die der Anbieter dabei macht, hängen aber von der Summe der 
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Kosten, die auf den bei dieser Verbindung genutzten Streckenabschnitten entstehen, ab. 
Weiters wird angenommen, dass es auf keinem der Streckenabschnitte zu 
Kapazitätsengpässen kommen und der Anbieter das Angebot also überall unbegrenzt 
ausbauen kann. Die Gesamtprofite des Monopolisten sind also gegeben durch 
 
1
2
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( )
(
CD CD CA CA CB CB
CE CE CF CF DA DA
DB DB DE DE DF DF
AB AB AE AE AF AF
BE BE BF BF EF EF
CD CA CB CE CF
CA CB CE CF DA
P Q Q P Q Q P Q Q
P Q Q P Q Q P Q Q
P Q Q P Q Q P Q Q
P Q Q P Q Q P Q Q
P Q Q P Q Q P Q Q
C Q Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q Q
π = + + +
+ + +
+ + +
+ + +
+ + −
+ + + + −
+ + + + +
3
4
5
)
( )
( )
( )
DB DE DF
CB CE CF DB DE DF AB AE AF
CE DE AE BE EF
CF DF AF BF EF
Q Q
C Q Q Q Q Q Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q
+ + −
+ + + + + + + + −
+ + + + −
+ + + +  
 
oder kürzer durch 
1
( )
l
ij ij l
ij l
P Q Q Cπ
=
= −∑ ∑ . 
Der Monopolist versucht also, diese Profite über das Angebot auf den Verbindungen zu 
maximieren. Um jene Angebotsmengen zu errechnen, die die Profite maximieren, muss nach 
den Angeboten auf allen Städtepaaren abgeleitet werden. Die Bedingungen erster Ordnung 
sind also: 
112,5 2,5 2 0,05CD
CD
Q Q
Q
π∆
= − − +
∆
 
1 230 4 2 0,05 1 0,05CA
CA
Q Q Q
Q
π∆
= − − + − +
∆
 
1 2 310 2 2 0,05 1 0,05 4 0,05CB
CB
Q Q Q Q
Q
π∆
= − − + − + − +
∆
 
1 2 3 44,8 1,6 2 0,05 1 0,05 4 0,05 2 0,05CE
CE
Q Q Q Q Q
Q
π∆
= − − + − + − + − +
∆
 
1 2 3 54 1,6 2 0,05 1 0,05 4 0,05 1 0,05CF
CF
Q Q Q Q Q
Q
π∆
= − − + − + − + − +
∆
 
2125 5 1 0,05DA
DA
Q Q
Q
π∆
= − − +
∆
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2 313 2,6 1 0,05 4 0,05DB
DB
Q Q Q
Q
π∆
= − − + − +
∆
 
2 3 44 2 1 0,05 4 0,05 2 0,05DE
DE
Q Q Q Q
Q
π∆
= − − + − + − +
∆
 
2 3 54,8 1,6 1 0,05 4 0,05 1 0,05DF
DF
Q Q Q Q
Q
π∆
= − − + − + − +
∆
 
338 2,6 4 0,05AB
AB
Q Q
Q
π∆
= − − +
∆
 
3 410 2 4 0,05 2 0,05AE
AE
Q Q Q
Q
π∆
= − − + − +
∆
 
3 511 2 4 0,05 1 0,05AF
AF
Q Q Q
Q
π∆
= − − + − +
∆
 
440 4 2 0,05BE
BE
Q Q
Q
π∆
= − − +
∆
 
550 4 1 0,05BF
BF
Q Q
Q
π∆
= − − +
∆
 
4 517,5 2,5 2 0,05 1 0,05EF
EF
Q Q Q
Q
π∆
= − − + − +
∆
 
 
Diese Bedingungen bedeuten, dass jene Angebotsmenge, mit der der Monopolist seine 
Profite auf den Verbindungen maximiert, dort ist, wo die Grenzeinnahmen des Betriebs 
gleich den Grenzkosten sind. Das heißt, dass an diesem Punkt der Grenzprofit gleich null ist 
bzw. dass eben die Grenzkosten einer weiteren Angebotseinheit auf einem Städtepaar, die 
sich aus der Summe der Kosten für eine weitere Einheit auf jedem dafür benötigten 
Streckensegment zusammensetzen, genau den Einnahmen durch eine weitere Einheit auf 
dem Städtepaar entsprechen.. Im Gleichgewicht bietet der Anbieter also genau jene 
Angebotsmenge auf den Verbindungen zwischen den Städtepaaren an, die die 
Gesamtmenge seines Netzwerks maximiert.  
Das Gleichungssystem, das entsteht, wenn man die Bedingungen erster Ordnung gleich null 
setzt, ist lösbar. Über die Hesse-Matrix kann man auch zeigen, dass über diese fünfzehn 
Gleichungen ein Maximum und kein Minimum definiert wird. Es ergeben sich folgende Werte 
für jene Angebotsmenge zwischen den Städtepaaren, die die Profite des Monopolisten 
maximieren:  
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4,54
7,54
3,87
0,49
0,78
25,26
4,64
1,03
CD
CA
CB
CE
CF
DA
DB
DE
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
=
       
2,57
13,75
3,41
4,56
9,77
12,59
6,78
DF
AB
AE
AF
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
 
 
Nachdem sich das Angebot auf einem Streckenabschnitt aus der Summe der 
Verkehrsströme, die über diesen geleitet werden, ergibt, kann man nun auch leicht das 
Angebot auf den einzelnen Streckenabschnitten bestimmen: 
 
1
2
3
4
5
17,22
46,18
35,10
21,48
27,28
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
   
 
Diese Werte geben an, welche Angebotsmenge auf den einzelnen Streckenabschnitten 
existieren würde, wenn der Monopolist seine Profite maximiert. Sie entsprechen in etwa 
dem, was schon bei Betrachten der Nachfrage- und Kostenfunktionen zu erwarten war. Dass 
z.B. das Angebot auf dem Streckenabschnitt 2, der die Orte D  und A  verbindet, am größten 
ist, scheint aus mehreren Gründen plausibel: Einerseits entspricht der Streckenabschnitt 2 
jenem Verkehrsstrom, der über die größte maximale Nachfrage verfügt, nämlich jenem 
zwischen D  und A . Hinzu kommt aber noch, dass diese Nachfrage relativ unelastisch ist, 
das heißt auch höhere Preise die Nachfrage im Verhältnis weniger senken als auf allen 
anderen Verkehrsströmen im Modell. Schließlich ist auch die Kostenfunktion für den 
Streckenabschnitt 2 so formuliert, dass die Grenzkosten auf dieser Strecke sehr niedrig 
liegen. Es ist daher nicht überraschend, dass der Streckenabschnitt 2 am stärksten genutzt 
wird.  
An dieser Stelle muss nun auf das oben angesprochene Problem der linearen 
Nachfragefunktionen eingegangen werden: Hier liegt nämlich ein „Preis-Paradoxon“ vor. Es 
ist leicht zu ersehen, dass die Preise, die sich aus den angegebenen Mengen errechnen 
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lassen, nicht sinnvoll sind. Es ist so, dass längere Verbindungen fast ausnahmslos zu einem 
weit niedrigeren Preis angeboten werden würden als kürzere. Die mit Abstand teuerste 
Verbindung wäre überhaupt jene zwischen den Städten D und A. Dies liegt daran, dass die 
längeren Verbindungen über eine verhältnismäßig niedrige maximale Nachfrage bei einer 
gleichzeitig höheren Elastizität verfügen. Dadurch bedingt ergeben sich weit niedrigere 
Preise als auf den Strecken mit hoher maximaler Nachfrage und geringerer Elastizität, auch 
wenn diese nur ein einzelnes Segment umfassen.  
Dadurch sind die Preise, die sich aus der Angebotsmenge ergeben, größtenteils unlogisch 
und müssten manipuliert werden, um plausibler zu erscheinen. Eine solche künstliche 
Veränderung der Preise wäre durchaus argumentierbar:  
Hierzu müsste man die Nachfragefunktionen von vorneherein anders interpretieren. Anstatt 
die Nachfragefunktion als Maß für die Gesamtnachfrage auf der Verbindung zwischen zwei 
Städten zu sehen, könnte man diese auch als Nachfrage auf einer gewissen Distanz (also 
z.B. pro km) auf der Verbindung zwischen zwei Städten betrachten. Das heißt, dass die sich 
ergebenden Preise also immer nur für den Gesamtpreis dividiert durch die Distanz zwischen 
den Städten stehen würden bzw. dass sich aus den Angebotsmengen immer nur ein relativer 
Preis für eine „Entfernungseinheit“ zwischen den Städtepaaren ergibt.  
Nun könnte man den Preis, der sich aus dem Errechnen des Angebots ergibt, mit einem 
Faktor multiplizieren, der der tatsächlichen Länge der Distanz zwischen den jeweiligen 
Städten entspricht und so zu logischeren Preisen führen würde, wenn auch nicht auf jedem 
der Städtepaare. Auch wenn dieses Problem zu bedenken ist und im Rahmen eines 
komplexeren Modells sicherlich umgangen werden sollte, soll in dieser Arbeit aus zwei 
Gründen nicht näher darauf eingegangen werden: 
Erstens ist der Preissetzungsmechanismus in diesem einfachen Modell (eine 
Angebotsmenge entspricht einem Preis) nicht der Realität des Bahnverkehrs entsprechend, 
in der die Preisgestaltung oft über Zonen funktioniert. In diesem Zusammenhang ist 
anzumerken, dass also auch ein Modell denkbar wäre, in dem sich der Preis für das Reisen 
zwischen einem Städtepaar aus der Summe der Preise über alle genutzten Segmente 
zusammensetzt. Der Komplexitätsgrad würde hierdurch aber enorm steigen, während man 
wiederum andere Probleme umgehen müsste (z.B. negative Preise für gewisse Segmente).  
Zweitens soll der Fokus in diesem Modell auf dem Setzen der idealen Angebotsmenge 
liegen, und an diesem Problem würde sich durch das Multiplizieren der sich hier ergebenden 
Preise mit einem Faktor, der die Distanz mit einbezieht, nichts ändern. Jene 
Angebotsmenge, die der Monopolist setzen würde, um seine Profite zu maximieren, wäre 
ident, lediglich die Gesamteinnahmen würden sich erhöhen.    
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4.2.4. Das Duopol  
In diesem Kapitel soll nun errechnet werden, zu welchem  Angebot das Vorhandensein von 
zwei (symmetrischen) Anbietern innerhalb des Netzwerkes führt. Diese stehen im Rahmen 
eines Cournot-Duopols im Wettbewerb zueinander und versuchen, über das Setzen der 
Angebotsmengen ihre Profite zu maximieren. 
Aus der ökonomischen Theorie ist bekannt, dass in diesem Falle auf beide Anbieter ein 
Preisdruck ausgeübt wird. Im Falle von perfektem Wettbewerb würde das heißen, dass der 
Preis für die Reise zwischen zwei Städten den marginalen Kosten entspricht. Weiters wird 
angenommen, dass die Anbieter absolut symmetrisch sind, das heißt, sie verfügen über 
dieselben Kosten- und Nachfragefunktionen. Der Einfachheit halber wird schlussendlich 
vorausgesetzt, dass jeder der beiden Anbieter im Gleichgewicht exakt die Hälfte der 
Passagiere auf einer Strecke transportiert.  
Die Nachfragefunktionen entsprechen jenen des Monopols, allerdings muss die Nachfrage 
nun auf die beiden Anbieter aufgeteilt werden. Das heißt, dass z.B. 
1 2
( ) 12,5 1, 25( )CD CD CDP Q Q Q= − +  ist, wobei 
1
CDQ  die Menge des ersten Anbieters auf der 
Strecke von C nach D ist und 2
CDQ  jene von Anbieter 2. Weiters gilt (wie auch generell im 
Gleichgewicht eines Cournot-Duopols) die Bedingung 1 2
CD CDQ Q= , wodurch die Berechnung 
weitaus leichter wird. Die Kostenfunktionen bleiben unverändert, sodass jeder der beiden 
Anbieter geringere Durchschnittskosten hat, wenn er auf einem der fünf Streckenabschnitte 
ein höheres Angebot hat.  
Die Profite der beiden Anbieter ergeben sich nun aus:  
 
1 2 1 2 1 2
1 2 1 2 1 2
1 2 1 2 1 2
1 2 1 2 1
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( ) ( ) (
c c c c
CD CD CD CA CA CA CB CB CB
c c c
CE CE CE CF CF CF DA DA DA
c c c
DB DB DB DE DE DE DF DF DF
c c
AB AB AB AE AE AE AF AF
P Q Q Q P Q Q Q P Q Q Q
P Q Q Q P Q Q Q P Q Q Q
P Q Q Q P Q Q Q P Q Q Q
P Q Q Q P Q Q Q P Q Q
π = + + + + + +
+ + + + + +
+ + + + + +
+ + + + +
2
1 2 1 2 1 2
1
2
3
4
)
( ) ( ) ( )
( )
( )
( )
(
c
AF
c c c
BE BE BE BF BF BF EF EF EF
c c c c c c
CD CA CB CE CF
c c c c c c c c c
CA CB CE CF DA DB DE DF
c c c c c c c c c c
CB CE CF DB DE DF AB AE AE
c c c
CE DE AE
Q
P Q Q Q P Q Q Q P Q Q Q
C Q Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q Q Q Q
C Q Q Q Q Q Q Q Q Q
C Q Q Q
+
+ + + + + −
+ + + + −
+ + + + + + + −
+ + + + + + + + −
+ +
5
)
( )
c c c
BE EF
c c c c c c
CF DF AF BF EF
Q Q
C Q Q Q Q Q
+ + −
+ + + +
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bzw. 1 2
1
( )
l
c c c
ij ij ij l
ij l
P Q Q Q Cπ
=
= + −∑ ∑  mit 1, 2c =  für die beiden Anbieter.  
Durch Ableiten der Profite nach den 15 Städtepaaren erhält man wiederum ein lösbares 
Gleichungssystem, welches durch die Annahme 1 2ij ijQ Q=  leicht vereinfacht werden kann.  
Exemplarisch werden hier nur die Bedingungen 1. Ordnung für Anbieter 1 auf den ersten drei 
Städtepaaren angegeben: 
 
1
1 2 1 1 1
1 11
12,5 2,5 1, 25 2 0,05 12,5 3,75 2 0,05CD CD CD
CD
Q Q Q Q Q
Q
π∆
= − − − + = − − +
∆
 
1
1 2 1 1 1 1 1
1 2 1 21
30 4 2 2 0,05 1 0,05 30 6 2 0,05 1 0,05CA CA CA
CA
Q Q Q Q Q Q Q
Q
π∆
= − − − + − + = − − + − +
∆
 
1
1 2
1 2 31
1
1 2 3
10 2 1 2 0,05 1 0,05 4 0,05
10 3 2 0,05 1 0,05 4 0,05
CB CB
CB
CB
Q Q Q Q Q
Q
Q Q Q Q
π∆
= − − − + − + − +
∆
= − − + − + − +
 
 
Die Bedingungen 1. Ordnung für die restlichen zwölf Städtepaare werden analog gebildet.  
Das Gleichungssystem aus den 15 Ableitungen, welches hier die Profitmaximierung definiert, 
ist eindeutig lösbar und führt zu folgenden Ergebnissen für die Angebotsmenge durch 
Anbieter 1: 
 
1
1
1
1
1
1
1
1
2,92
4,79
1,91
0,55 0
0,39 0
16,71
2,61
0,05 0
CD
CA
CB
CE
CF
DA
DB
DE
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
= − ≈
= − ≈
=
=
= − ≈
       
1
1
1
1
1
1
1
0,75
8,94
1,82
2,55
6,43
8,3
4,23
DF
AB
AE
AF
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
 
 
Ein negatives Angebot kann natürlich nicht bereitgestellt werden und muss daher als 
Angebot von null interpretiert werden. Anbieter 1 würde also für drei Städtepaare keine 
Kapazitäten zur Verfügung stellen.  
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Da  Anbieter 2 im Gleichgewicht genau dieselbe Menge anbietet wie Anbieter 1, müssen die 
Angebotsmengen verdoppelt werden, um die Gesamtangebotsmengen zu erhalten:  
 
 
5,83
9,57
3,83
0
0
33,41
5,21
0
CD
CA
CB
CE
CF
DA
DB
DE
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
=
       
1,5
17,89
3,65
5,1
12,87
16,59
8, 46
DF
AB
AE
AF
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
 
 
Diese Gesamtangebotsmengen lassen sich nun mit den Ergebnissen des Monopols 
vergleichen. Es ist leicht ersichtlich, dass sich für die meisten Städtepaare ein größeres 
Angebot bei gleichzeitig geringeren Preisen ergibt. Allerdings gibt es auch Ausnahmen, eben 
vor allem jene Verbindungen zwischen Städten an den Rändern des Netzwerks, für die es zu 
überhaupt keinem eigenen Angebot mehr kommt.   
Aussagekräftiger ist allerdings möglicherweise die Menge des Angebots auf den einzelnen 
Segmenten, die durch die beiden Anbieter zur Verfügung gestellt werden:   
 
1
2
3
4
5
19,23
53,53
37,18
24,98
31,65
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=  
  
Hier zeigt sich, dass die Dichte des Angebots auf allen fünf Streckensegmenten höher ist als 
im Falle des Monopolisten, wobei der Anstieg des Angebots auf den Streckenabschnitten am 
höchsten ist, die die niedrigsten variablen Kosten aufweisen. 
Diese Ergebnisse sind also nicht leicht zu interpretieren: Während sich, wenn man die 
Gesamtmenge des Angebots im Netz betrachtet, bestätigt, dass durch die Konkurrenz ein 
höheres Angebot erreicht wird, kann man dies nicht uneingeschränkt sagen, wenn man die 
Städtepaare betrachtet. Hier zeigt sich, dass ein Monopolist auf Verbindungen mit geringer 
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Nachfrage eher in der Lage ist, ein Angebot zu stellen. Ein genauerer Vergleich der 
Ergebnisse findet sich am Ende des Kapitels.  
 
4.2.5. „Zwei Monopole“ 
Der Vollständigkeit halber soll hier noch auf eine weitere Marktform eingegangen werden, die 
eine relevante Alternative für die Organisation des Personentransportes auf der Schiene ist. 
Somit sind alle drei gängigen Grundformen, wie der Betrieb innerhalb eines Bahnnetzes 
organisiert sein kann, abgedeckt. Auch wenn die Ergebnisse aus diesem Kapitel nicht mit 
denen der beiden vorangegangenen Kapitel vergleichbar sind, so lässt sich dennoch auch 
hier der einfache Modellierungsansatz nutzen. 
In diesem Kapitel soll kurz das Gleichgewicht des Modells präsentiert werden, welches  
zustande kommt, wenn das Netz in zwei Teile gespalten wird. Tatsächlich ist diese Art der 
Aufteilung des Gesamtnetzes in mehrere Gesellschaften, die in ihren Gebieten Monopolisten 
sind, in manchen Ländern üblich (z.B. Japan).  
Im Modell hier ist auf einem Teil des Netzes nur Anbieter 1 aktiv und auf dem anderen Teil 
lediglich Anbieter 2, das heißt, ein Teil der Nachfrage muss beide Anbieter in Anspruch 
nehmen. Wenn man davon ausgeht, dass die beiden Anbieter auf den 
„grenzüberschreitenden“ Städtepaaren kooperieren und ein gemeinsames Angebot zur 
Verfügung stellen, so entsprechen die Angebotsmengen jenen des Monopols, allerdings 
werden die Kosten und Einnahmen auf die beiden Anbieter aufgeteilt.   
Eine weitere Möglichkeit wäre allerdings davon auszugehen, dass die beiden Anbieter kein 
gemeinsames Angebot zur Verfügung stellen. Dann würden die beiden Firmen nur über 
jeweils ihren Teil des Netzwerks maximieren. Allerdings könnte man zu 
Modellierungszwecken annehmen, dass sich die Nachfragefunktionen von und zur 
„Grenzstadt“, in der sich die beiden Netzwerke treffen, aufgrund der Anschlussmöglichkeiten 
leicht verändern. Einschränkend muss daher gesagt werden, dass die Ergebnisse, die sich 
aus dieser Situation ergeben, nicht wirklich mit denen der beiden vorangegangenen 
Unterkapitel vergleichbar sind. Dieses Kapitel ist somit eher als Zusatz zu sehen, um eine 
weitere mögliche Organisationsform zu präsentieren. Auf dieses Modell bezogen würde sich 
die Zahl der Städtepaare, die über eine Nachfragefunktion verfügen, auf neun verringern. 
Auch dieser Fall soll hier kurz im Rahmen des Modells und seiner Spezifikationen simuliert 
werden. Es wird angenommen, dass der Knotenpunkt, der von beiden Anbietern bedient 
wird, Stadt B  ist, das heißt, Anbieter 1 bedient die Streckensegmente 1-3 und Anbieter 2 die 
Streckensegmente 4 und 5. Unter dieser Annahme müssen fünf der neuen 
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Nachfragefunktionen abgeändert werden. Es wird einfach davon ausgegangen, dass sich die 
Nachfragefunktionen von und nach B  in etwa so verschieben, dass die 
„grenzüberschreitenden“ Passagierströme in diese mit einbezogen werden. Auf das Modell 
angewendet heißt das im Prinzip, dass sich der Intercept der Nachfragefunktionen um etwa 
die Summe der Intercepts der grenzüberschreitenden Verbindungen verschiebt und sich die 
Elastizität erhöht, da diese langen Strecken schon im Ursprungsmodell über eine höhere 
Elastizität verfügten. Jene fünf Nachfragefunktionen, welche nun den Annahmen 
entsprechen, sind: 
 
20 1,1CB CBQ P= −   ( ) 18,2 0,9CB CBP Q Q= −  
19 1DB DBQ P= −   ( ) 19 1DB DBP Q Q= −  
50 0,9AB ABQ P= −   ( ) 55,6 1,1AB ABP Q Q= −  
--------------------------------------------------------------- 
45 0,9BE BEQ P= −   ( ) 50 1,1BE BEP Q Q= −  
46 0,8BF BFQ P= −   ( ) 57,5 1,25BF BFP Q Q= −  
 
Die ersten drei der angegebenen Nachfragefunktionen fallen in das Maximierungsproblem 
des Anbieters 1, während die beiden anderen Funktionen zu Anbieter 2 gehören. Die übrigen 
vier Nachfragefunktionen, die nicht über B  gehen, also Strecken beschreiben, bei denen nur 
ein Anbieter in Anspruch genommen werden muss, bleiben unverändert und sind ebenfalls 
auf Anbieter 1 und Anbieter 2 aufgeteilt.  
 
Anbieter 1 maximiert nun:  
 
1
2
3
( ) ( ) ( )
( ) ( ) ( )
( )
( )
( )
CD CD CA CA CB CB
DA DA DB DB AB AB
CD CA CB
CA CB DA DB
CB DB AB
P Q Q P Q Q P Q Q
P Q Q P Q Q P Q Q
C Q Q Q
C Q Q Q Q
C Q Q Q
π = + + +
+ + −
+ + −
+ + + −
+ +
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Anbieter 2 maximiert dagegen:  
 
4
5
( ) ( ) ( )
( )
( )
BE BE BF BF EF EF
BE EF
BF EF
P Q Q P Q Q P Q Q
C Q Q
C Q Q
π = + + −
+ −
+
 
 
Nach der Ableitung über die Angebotsmengen auf den Verbindungen erhält man zwei 
lösbare Gleichungssysteme. Die Ergebnisse sind aufgrund der Anpassungen der 
Nachfragfunktionen leider nicht wirklich mit denen des Monopols und des Duopols 
vergleichbar, sehen aber aus wie folgt: 
 
4,6
7,62
7,61
25,3
9,28
24,39
22,49
23,2
6,99
CD
CA
CB
DA
DB
AB
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
=
=
                  
1
2
3
4
5
19,83
49,81
41,28
29,48
30,2
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
 
 
Das Angebot auf den Städtepaaren CD-AB bzw. auf den Segmenten 1-3 wird von Anbieter 1 
zur Verfügung gestellt, die anderen Strecken werden von Anbieter 2 bedient. 
 
4.3. Vergleich der Resultate 
Ein Vergleich der Ergebnisse, die über das Modell und seine Spezifikationen errechnet 
wurden, ist sicherlich wichtig, da die Ergebnisse alleine nicht besonders aussagekräftig sind. 
Da die Ergebnisse der dritten Variante des Modells nicht vergleichbar sind, sollen hier nur die 
Ergebnisse des Monopols denen des Duopols gegenübergestellt werden.  
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Angebotsmengen Monopol:                            Angebotsmengen Duopol: 
 
                       
4,54
7,54
3,87
0, 49
0,78
25,26
4,64
1,03
2,57
13,75
3,41
4,56
9,77
12,59
6,78
CD
CA
CB
CE
CF
DA
DB
DE
DF
AB
AE
AF
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=                                                
5,83
9,57
3,83
0
0
33,41
5, 21
0
1,5
17,89
3,65
5,1
12,87
16,59
8, 46
CD
CA
CB
CE
CF
DA
DB
DE
DF
AB
AE
AF
BE
BF
EF
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=
=  
 
Es ist leicht zu erkennen, dass sich die ökonomische Theorie größtenteils bestätigt und die 
Grundtendenz der Ergebnisse, nämlich dass es im Falle von mehr als einem Anbieter zu 
einem höheren Angebot kommt, auch mit einfacher „ökonomischer Intuition“ zu beschreiben 
gewesen wäre. Es ist so, dass es tatsächlich im Falle des Duopols zwischen den meisten 
Städtepaaren zu einem erhöhten Angebot kommt, allerdings nicht ausnahmslos. Es gibt 
auch einige Verbindungen, auf denen die Ergebnisse dem widersprechen, was man 
aufgrund „ökonomischer Intuition“ annehmen könnte. Auf den Strecken, deren 
Nachfragefunktionen durch ein sehr niedriges Alpha und eine hohe Elastizität 
gekennzeichnet sind, kommt es im Duopol teilweise zu keinerlei Angebot, während der 
Monopolist ein zwar geringes, aber doch vorhandenes Angebot zur Verfügung stellt.  Auf 
diesen drei sehr langen Verbindungen (sie umfassen drei bzw. vier Segmente) sind noch 
dazu die Grenzkosten einer weiteren Angebotseinheit höher. Auch auf zwei weiteren 
Verbindungen kommt es im Monopol zu einem höheren Angebot als im Duopol. 
Wenn man nun aber das Gesamtangebot auf den einzelnen Segmenten des Netzes 
betrachtet, ist dies anders. 
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Angebotsmengen Monopol:                              Angebotsmengen Duopol: 
  
            
1
2
3
4
5
17,22
46,18
35,10
21,48
27,28
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
                                                    
1
2
3
4
5
19,23
53,53
37,18
24,98
31,65
Q
Q
Q
Q
Q
=
=
=
=
=
 
 
Die Gesamtangebotsmengen der Anbieter, die im Netz unter den gegebenen Spezifikationen 
aktiv sind, betragen daher 147,26 Angebotseinheiten im Falle eines Monopols und 166,57 im 
Falle des Duopols. 
Die Interpretation und der Vergleich der Ergebnisse der Angebote pro Städtepaar und des 
Gesamtangebots auf einzelnen Segmenten ist nicht ganz einfach, vor allem, weil  auch da 
nicht definiert ist, wie das Angebot zur Verfügung gestellt wird. Zuerst soll hier ein Extremfall 
betrachtet werden, und zwar dass das Angebot zwischen den Städtepaaren immer in der 
Form von Direktverbindungen, ohne Zwischenstopps in anderen Städten, zur Verfügung 
gestellt werden würde. In diesem Fall wäre das Angebot auf fünf der 15 Verbindungen (CB , 
CE , CF , DE , DF ) größer und somit „besser“ als im Falle des Duopols. Dies wird 
ermöglicht durch die fallenden Grenzkosten, die dazu führen, dass der Monopolist bei der 
Maximierung seines Angebots auch auf diesen generell wenig nachgefragten Verbindungen 
ein Angebot zur Verfügung stellt, während dies im Duopol, in dem die Nachfrage und das 
Angebot geteilt werden müssten und die fallenden Grenzkosten somit weniger Einfluss 
hätten, nicht der Fall ist und es somit zu weniger (CB , CF ) oder gar keinem Angebot kommt 
(CE , CF , DE ).  Auf allen stärker nachgefragten Verbindungen wäre das Gesamtangebot, 
also das Angebot von Anbieter 1 zuzüglich jenem von Anbieter 2, höher als im Monopol. Man 
kann dies ganz einfach so interpretieren, dass auf allen Verbindungen der Druck durch den 
zweiten Anbieter erhöht wird. Auf den meisten kommt es dadurch zu einem höheren 
Angebot, auf einigen ist im Duopol allerdings kein gewinnbringendes Angebot mehr möglich.  
Anders ist dies, wenn man vom genauen Gegenteil ausgeht, nämlich dass das gesamte 
Angebot durch Verbindungen zwischen benachbarten Städten, also auf den Segmenten 1-5 
zur Verfügung gestellt wird, das heißt, dass Passagiere, die weiter als in die nächste Stadt 
wollen, einmal oder mehrmals umsteigen müssen. Wenn man hier davon ausgeht, dass auf 
den einzelnen Streckensegmenten keine Diskriminierung zwischen Passagieren auf 
unterschiedlichen Strecken stattfindet, die angebotenen Kapazitäten auf den einzelnen 
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Streckensegmenten also z.B. über ein „first-come-first-serve-Prinzip“ vergeben werden, so 
steht potenziellen Kunden auf allen Verbindungen ein größeres Angebot zur Verfügung.  
In der Realität wird das Angebot freilich in den allermeisten Fällen durch Züge mit mehreren 
Zwischenstopps bereitgestellt. Die obigen Extremfälle sind wohl kaum anzutreffen, da sie im 
Betrieb eines Bahnnetzes sowohl für Kunden als auch Anbieter zumeist äußerst ineffizient 
wären. Das heißt, es stellt sich für den oder die Betreiber die Frage, in welcher Stadt ein Zug 
(bzw. eine gewisse Art Zug) beginnen sollte, in welchen Städten er halten sollte und in 
welcher er enden sollte. Wenn man das hier genutzte hypothetische Modellnetzwerk auf die 
Realität umlegt, wäre es also z.B. eine Möglichkeit, einen Zug in Stadt C  zu beginnen und 
diesen über Stadt D  nach Stadt A  und von dort weiter nach Stadt B  zu leiten. Dort könnten 
Passagiere auf angebotene Verbindungen in die Städte E  und F  umsteigen. Da eine 
vollkommen variable Anpassung des Angebots wie im Modell in der Realität nicht möglich ist, 
wäre hier der Nachteil, dass dieser Zug, der auch die große Nachfrage zwischen den 
Städten D , A  und B  bewältigen müsste, nicht ab Stadt C  voll besetzt wäre, was den 
Gewinn des Betreibers verringern würde. Dies wäre durch (in der Realität manchmal 
mögliche) Maßnahmen wie das An- und Abkoppeln von Waggons nur teilweise zu 
verhindern. Eine Alternative zu diesem Angebot wäre es aber beispielsweise, einen Zug 
anzubieten, der lediglich von C  nach D  und A  fährt. In A  könnte dann ein Zug 
bereitgestellt werden, der nach B  und F  fährt, während von B  ein weiterer Zug Passagiere 
nach E  transportiert. Oder aber es werden nur die Zentren A  und B  durch einen eigenen 
Zug (in der Realität z.B. einen Hochgeschwindigkeitszug) verbunden, und von dort 
transportieren Regionalzüge die Passagiere in die Städte in der Peripherie weiter. Auch die 
Verbindungen in diese Peripherie können auf vielfache Weise organisiert sein: Es könnte 
also beispielsweise einen Zug geben, der die Strecke C  über D  nach A  bedient. Dieser 
könnte vielleicht nur recht geringe Kapazitäten bieten und, da die Nachfrage, die von Stadt 
D  ausgeht, weit höher ist, könnten auf der Strecke von D  nach A  weitere Kapazitäten 
angeboten werden.   
Es gibt also schon in diesem sehr kleinen Netz mit stark vereinfachten, abstrahierten 
Nachfrage- und Kostenfunktionen eine Vielzahl an Möglichkeiten, wie das Angebot zur 
Verfügung gestellt werden kann, sowohl im Fall eines Monopols als auch einer anderen 
Marktform, und es ist allein über das simple Gewinnmaximierungsproblem des Modells nicht 
möglich, die ideale Form der Verbindungen festzustellen. In der um ein vielfaches 
komplexeren Realität existieren oft unterschiedliche Verbindungen nebeneinander, also auf 
  
86 
 
derselben Strecke können sowohl Regionalzüge (und wiederum unterschiedliche Typen 
derselben) als auch Fernverkehrszüge, die oftmals nicht in jeder Stadt halten, operieren.  
Für einen sinnvollen Vergleich der Ergebnisse des Modells muss man sicherlich den Einfluss 
der Variablen θ , also die Stärke der positiven Dichteeffekte, auf die Gesamtangebotsmenge 
im Netz bedenken. Dieser ist nämlich entscheidend, ob es im Monopol oder im Duopol zu 
einer größeren Angebotsmenge kommt. Es ist leicht ersichtlich, dass von höheren 
Dichteeffekten der Monopolist mehr profitiert als die beiden Anbieter im Duopol. Bei 
ansonsten gleichen Modellspezifikationen wird die Gesamtangebotsmenge im Monopol 
dadurch größer als jene im Duopol, wenn man sehr hohe (und wahrscheinlich außerhalb 
dessen, was für die Realität anzunehmen ist, liegende) Dichtevorteile annimmt. Sie steigt 
auch stärker exponentiell an mit steigenden Dichtevorteilen (siehe Abbildung 10, Grafik nach 
eigenen Berechnungen). Das heißt wiederum, dass es für diese Methode der Modellierung 
äußerst hilfreich wäre, den „wahren Wert“ der Dichtevorteile zu kennen.  
Abbildung 10: Die Gesamtangebotsmenge in Abhängigkeit der Dichtevorteile 
 
 
Ab welchem Wert von θ  ein Monopolist ein höheres Angebot bieten würde als zwei Anbieter 
zusammen hängt freilich von den anderen Modellspezifikationen, also den Nachfrage- und 
Kostenfunktionen, ab. Die Grundtendenz ist aber auch unter allen anderen möglichen 
Spezifikationen vorhanden.  
Auch wenn das hier entwickelte Modell also nicht in der Lage ist, eine eindeutige Antwort 
darauf zu geben, was innerhalb der Spezifikationen die beste Organisation für das Angebot 
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wäre, so lassen sich doch zwei Punkte feststellen, die auch in der Realität von Bedeutung 
sind: 
 
• Wie zu vermuten war, führt eine Marktform mit mehr als einem Anbieter zu einem 
insgesamt höheren Angebot und niedrigeren Preisen im Netz. 
• Allerdings gibt es Hinweise darauf, dass auf manchen Verbindungen mit generell 
niedriger Nachfrage das Angebot besser durch einen Monopolisten zur 
Verfügung gestellt werden kann 
 
Die unterschiedlichen Trends, die bei den derzeitigen Liberalisierungsprozessen manchmal 
zu beobachten sind, also einerseits eine Tendenz zum Operieren mehrerer Anbieter 
nebeneinander auf Hauptverbindungen im Fernverkehr und andererseits der Ausschreibung 
von ganzen Strecken an einzelne Anbieter im Regionalverkehr, der dann allerdings natürlich 
ein festgeschriebenes Angebot zur Verfügung zu stellen hat (siehe hierzu z.B. Kapitel 2.1.1. 
und 2.2.2.), entsprechen durchaus den Gegebenheiten, die sich aus dem Modell ergeben. 
Die weiterführende Frage, ob und inwieweit der Staat auf Strecken, auf denen weder durch 
mehrere Anbieter noch durch einen Monopolisten ein Angebot zustande kommt, aktiv werden 
sollte, also z.B. beim Ausschreiben einer Verbindung bereit ist einen Preis zu zahlen, der 
nicht dem ökonomischen Nutzen der Verbindung entspricht, oder das Angebot durch 
Subventionen unterstützt, kann hier nicht näher analysiert werden. Da Subventionen 
allerdings oft eine große Rolle in der Sicherstellung des Angebots im Regionalverkehr 
spielen, soll hier trotzdem kurz diskutiert werden, wie sie ins Modell mit einbezogen werden 
könnten.  
 
4.4. Subventionen und Kapazitätsengpässe im Modell 
Wie in der Realität könnten auch im Modell die Angebotsmengen durch das Subventionieren 
von Leistungen (z.B. durch den Staat) verändert werden. Unter einer Subvention kann man 
im Allgemeinen, neben vielen anderen, teils detaillierteren Definitionen, Staatsleistungen an 
Unternehmen, denen keine ökonomische Gegenleistung entspricht, verstehen (Rodi 2000, S. 
38). Einer solchen Definition entsprechend könnte man das Instrument der Subventionen 
auch in sehr allgemeiner Form ins Modell einbauen. Angenommen es soll das Angebot auf 
Streckensegment 1 bzw. die Anbindung von Stadt C gefördert werden (z.B. um positive 
wohlfahrtsökonomische Effekte durch eine Erhöhung des Angebots zu erreichen), könnte 
man dies am einfachsten direkt in das Profitmaximierungsproblem einfließen lassen, z.B. mit 
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einem Faktor, der angibt, wie viele Einheiten an Zuschuss der Anbieter für eine Einheit an 
Angebot aus Stadt C bekommt. Die Profite im Netz für einen Monopolisten wären dann also 
z.B. gegeben durch: 
1
( )
l
ij ij l Cj
ij l i Cj
P Q Q C S Qπ
= =
= − +∑ ∑ ∑    
S  wäre der Faktor, der die Menge an Subventionen, die dem Angebot entspricht, definiert. 
Auf diese Weise könnten leicht Subventionen für alle Strecken im Netz in das Modell mit 
einbezogen werden.   
Etwas komplizierter ist es wahrscheinlich, Kapazitätsengpässe der Infrastruktur (also in 
erster Linie Bahnhöfe und Gleisanlagen) und Möglichkeiten, mit diesen umzugehen, in 
diesem Modell unterzubringen. Einige Ansätze und eine kurze Analyse sollen hier trotzdem, 
angelehnt an Kapitel 4.1.2., versucht werden. Wenn es auf einem Streckensegment einen 
Engpass an Kapazitäten gäbe, so würde sich auch dies in das Modell einbauen lassen. In 
diesem Zusammenhang würde ein Engpass an Kapazitäten bedeuten, dass die maximale 
Menge an Angebot, die auf diesem Segment durchgeführt werden kann, ohne dass es zu 
Kosten für Betreiber, Netzerhalter und Passagiere durch Überlastung kommt, unter jener 
liegt, die sich durch das oder die Profitmaximierungsprobleme ergibt. Dieses Problem stellt 
sich sicherlich in erster Linie, wenn man von einem Fall mit mehr als einem Anbieter 
ausgeht.  
Prinzipiell wären - nach einigen Abwandlungen - wahrscheinlich alle in Kapitel 4.1.2. 
vorgestellten Ansätze zur Eindämmung der Überlastung an Flughäfen auch in diesem Modell 
auf einen überlasteten Streckenabschnitt anwendbar.  
Die einfachste und vielleicht logischste Lösung wäre es, die Gebühren, die die Anbieter für 
die Benutzung der Infrastruktur entrichten müssen, so weit zu erhöhen, dass es zu keinen 
Kapazitätsengpässen mehr kommt und die gewünschte Angebotsmenge erreicht wird. 
Solcherlei Gebühren sind im Moment nicht dezidiert in das Modell inkludiert, man könnte sie 
aber als Teil der Variablen lD  betrachten. Angenommen im Modell ist ein Streckenabschnitt 
überlastet, das heißt, das Angebot der Anbieter ist höher als das angestrebte Niveau. Es 
müsste im Modell eine Gebühr festgelegt werden, die für jede Angebotseinheit auf dem 
überlasteten Streckenabschnitt zu entrichten ist. Wenn also jener Streckenabschnitt, auf dem 
das Angebot auf ein bestimmtes Niveau n  gesenkt werden sollte, das Streckensegment 3 
ist, so würden die Profite eines Anbieters im Duopol definiert durch: 
1 2
3
1
( )
l
c c c c
ij ij ij l
ij l
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Hier wäre z  der Preis, den ein Anbieter zahlen müsste, um eine Angebotseinheit auf dem 
Streckensegment 3 anzubieten. Weiters könnte durch eine Änderung der Kostenfunktionen 
auch ein Ansteigen der Betriebskosten durch die Überlastung des Streckenabschnitts 
modelliert werden (wie in Kapitel 4.1.2.). Zusätzlich zu den 15 Bedingungen 1. Ordnung 
müsste noch, da aufgrund der Symmetrie der Anbieter 1 2
3 3Q Q=  gilt,  
32 2( )
c c c c c c c c c c
CB CE CF DB DE DF AB AE AEn Q Q Q Q Q Q Q Q Q Q= = + + + + + + + +  (d.h. 3
2
c nQ = ) als 
Bedingung definiert werden, wobei n  die von der für das Netz verantwortlichen Institution 
angestrebte Angebotsmenge auf dem Segment ist. Für die Anbieter würden sich nun die 
Bedingungen 1. Ordnung, für alle Strecken, die das Streckensegment 3 inkludieren, 
verändern. Die Ergebnisse wären nun gewinnmaximierende Angebotsmengen unter der 
Bedingung, dass auf Segment 3 nur eine gewisse maximale  Angebotsmenge zur Verfügung 
gestellt wird, sowie ein Wert für z . Während die Lösung des Verkaufs der Fahrtrechte für 
das überlastete Segment bei einer Asymmetrie der Anbieter, wie in Kapitel 4.1.2., ein 
Problem darstellt, ist dies bei der vereinfachten Herangehensweise mit absolut 
symmetrischen Anbietern, die in dieser Arbeit vorliegt, kein Problem.  
Auch unter den beiden anderen in Kapitel 4.1.2. vorgestellten Systemen ließe sich auf sehr 
ähnliche Weise eine festgeschriebene Angebotsmenge n  auf einem bestimmten 
Streckensegment erreichen. Der entscheidende Faktor ist immer, dass n  so gewählt werden 
sollte, dass es der maximalen Angebotsmenge entspricht, bei der angenommen wird, dass 
noch keine Kosten durch Überlastung entstehen.   
Auch abseits von Subventionen und Kapazitätsengpässen existieren sicherlich vielerlei 
Möglichkeiten, wie der Modellierungsansatz, der hier gewählt wurde, ausgebaut werden 
könnte. Abgesehen davon, dass komplexere und somit realitätsnähere Kosten- und 
Nachfragefunktionen (mit mehreren Ebenen, also z.B. zeitabhängig) sowie Werte zum 
Ausmaß der Dichtevorteile sicherlich eine sinnvolle Erweiterung bilden würden, wäre es z.B.  
auch gut, von der Annahme symmetrischer Anbieter, die im Gleichgewicht immer die selbe 
Angebotsmenge zur Verfügung stellen, abzugehen. Weiters würde das Modell natürlich 
davon profitieren, wenn die Nachfragefunktionen auf echten Daten zu Passagierströmen 
basierten.  
Auch wenn die hier dargestellte Modellierungsform nicht ausreichend geeignet ist, um echte 
verkehrsökonomische Problemstellungen zu behandeln, so können auf diese Art doch 
grundlegende Marktsituationen in Bahnnetzen veranschaulicht werden, und zwar auf einem 
verhältnismäßig leicht verständlichen Niveau. 
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5. Zusammenfassung und Schlussbemerkungen 
 
Ziel dieser Arbeit war es, unterschiedliche transportökonomische Aspekte des Bahnverkehrs 
zu betrachten und Problemstellungen sowie mögliche Auswirkungen von Liberalisierungen 
und Privatisierungen in diesem Bereich zu analysieren. Hierbei wurden sowohl theoretische 
als auch empirische Ansätze und Ergebnisse genutzt. Es handelt sich hier um eine äußerst 
komplexe und weitgefasste Materie, und so konnte im Rahmen der vorliegenden Arbeit nur 
ein sehr kleiner Teil der empirischen Daten sowie eher oberflächliche, theoretische 
verkehrsökonomische Konzepte genutzt werden. Dennoch lassen sich sicherlich einige 
Schlussfolgerungen aus der Arbeit ziehen, sowohl aus den empirischen Daten als auch aus 
der präsentierten Theorie.  
Was den Bahnverkehr ganz allgemein betrifft, so lässt sich beobachten, dass eine große 
Stärke des Bahnverkehrs in den niedrigen externen Kosten liegt, vor allem im Vergleich zum 
PKW-Verkehr, der vor allem durch die Luftverschmutzung weit mehr Schaden anrichtet. In 
Zeiten des Klimawandels sollte diesem Aspekt sehr viel Gewicht zukommen, und daher 
sollte dort, wo es sinnvoll möglich ist, der Ausbau der Bahn Vorrang gegenüber dem Ausbau 
der Straße haben. In diesem Sinne müsste auch verstärkt versucht werden, die Bahn in 
ländlichen Gebieten, abseits der Ballungsräume, als relevantes Verkehrsmittel zu erhalten 
und attraktiver zu machen. Leider erscheint es zurzeit, zumindest was Österreich betrifft, 
nicht unbedingt so, als würde dieser Grundsatz bei der Verkehrspolitik im Vordergrund 
stehen. Den häufigen Einstellungen von Regionalstrecken, da die Länder nicht weiter für die 
Finanzierung aufkommen wollen, stehen einige wenige Großprojekte zur Stärkung der 
Schiene gegenüber. Während einige dieser Großprojekte sicherlich sinnvoll sind, so z.B. der 
Ausbau der Westbahn, muss man bei anderen, wie z.B. dem auch in den Medien zurzeit 
heftig diskutierten Koralmtunnel, sehr wohl die Sinnhaftigkeit hinterfragen. Zu dieser generell 
leicht eigenartigen Prioritätensetzung der Politik kommt nun auch der 
Liberalisierungsprozess hinzu. Noch ist nicht absehbar, wie der Personentransport auf der 
Schiene in Österreich und anderen europäischen Ländern in 20 oder 30 Jahren organisiert 
sein wird. Ob es wirklich in weiten Teilen der Netze zu einem Wettbewerb mehrerer Anbieter, 
die entweder um Zuschläge bei Ausschreibungen wetteifern oder gleich ein Angebot auf 
denselben Strecken haben, kommt, oder ob sehr große staatliche Anbieter, zumindest in 
einigen Ländern, immer noch einen Großteil des Angebotes kontrollieren, ist wohl noch nicht 
wirklich absehbar. Und auch welcher Fall die beste Organisationsform für den Bahnverkehr 
ist, lässt sich nicht endgültig sagen, da es bis jetzt erst in sehr wenigen Ländern eine 
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weitgehende Liberalisierung tatsächlich gibt und außerdem nicht klar ist, dass sich 
Ergebnisse auf alle Länder übertragen lassen. Sicher ist nur, dass es unter den bisherigen 
Liberalisierungsprozessen in Europa sowohl positive als auch negative Beispiele gibt und 
dass die entscheidenden Faktoren für Erfolg und Misserfolg einerseits das richtige Maß für 
die Liberalisierung, also wie weit liberalisiert oder auch privatisiert wird, und andererseits 
natürlich, sobald diese grundlegenden Rahmenbedingungen festgelegt sind, eine gut 
funktionierende Regulierungsbehörde sind. Wenn die Politik das richtige Umfeld herstellt, 
kann es somit sicherlich zu einem Wettbewerb auf der Schiene kommen, der das Angebot 
attraktiver macht und eine Reihe positiver ökonomischer und nichtökonomischer Effekte 
nach sich zieht. Hierfür muss allerdings auf die unterschiedlichen Ausgangspositionen in 
unterschiedlichen Ländern, Regionen und auch auf einzelnen Strecken eingegangen 
werden, und diese müssen bei der Gestaltung dieses Wettbewerbs berücksichtigt werden. 
So kann z.B. auf manchen Strecken ein Wettbewerb mehrerer Anbieter, die gleichzeitig auf 
den selben Verbindungen operieren, nicht möglich sein, ein Ausschreibungsverfahren aber 
sehr wohl zum gewünschten Ergebnis führen, da jener Anbieter, der den Zuschlag erhält, 
zwar ein Monopolist ist, aber eben von fallenden Grenzkosten profitieren könnte. Dennoch 
muss sicherlich auch in Zukunft einkalkuliert werden, dass auf manchen Strecken vielleicht 
weiterhin nur eine, oft wahrscheinlich der öffentlichen Hand gehörende Gesellschaft bereit 
sein wird, zu annehmbaren Konditionen ein Angebot zur Verfügung zu stellen und dass auch 
in so einer Situation oftmals eine Subventionierung und somit Aufrechterhaltung des 
Betriebes sinnvoll sein kann, auch wenn es keinen Wettbewerb unter mehreren Anbietern 
gegeben hat.  
Wenn es allerdings gelingt, auf vielen Strecken einen Wettbewerb herzustellen, so werden 
sich zumindest auf den hochfrequentierten Strecken auch neue Probleme ergeben, vor allem 
was die Kapazitäten der Infrastruktur betrifft. Da dies in durchaus ähnlicher Form schon 
lange im Flugverkehr auftritt, ziehen sich Vergleiche zwischen diesen beiden Verkehrsträgern 
durch größere Teile dieser Arbeit. Auch wenn es viele Unterschiede zwischen den 
Problemstellungen gibt, so scheinen doch die Ähnlichkeiten groß genug zu sein, dass sich 
die Vergabe von Trassen im Schienenverkehr daran orientieren könnte. Dies bezieht sich 
sowohl auf die in der Realität größtenteils angewandten Slot-Vergabemechanismen, deren 
Kern die „Großvaterregeln“ bilden, als auch für theoretische Konzepte, die Handel und 
Versteigerungen umfassen können.  
Das Modell am Ende sollte helfen, einige dieser unterschiedlichen Aspekte und 
Eigenschaften des Bahnverkehrs zu veranschaulichen. Auch wenn hier nur ein äußerst 
simplifizierender Ansatz gewählt wurde, so ergibt sich daraus doch ein durchaus 
  
92 
 
bemerkenswertes Ergebnis, nämlich dass Konkurrenz nicht automatisch und in jedem Fall zu 
einem größeren bzw. besseren Angebot führt, und zwar aufgrund der positiven Dichteeffekte. 
Sicherlich ließe sich so ein Modellierungsansatz noch auf vielfältige Art und Weise ausbauen. 
Es wäre vielleicht möglich, dadurch noch andere theoretische Aspekte des Bahnverkehrs zu 
veranschaulichen und dabei auf einem weit niedrigeren Komplexitätsniveau zu bleiben, als 
das bei den zumeist sehr schwer zugänglichen gängigen Modellen der Fall ist.  
Trotz all dieser Einschränkungen, bedingt durch den Umfang des Themas, sollten einige 
Ergebnisse und Gedanken, die Teil dieser Arbeit sind, von durchaus hoher Relevanz für die 
Realität des Personentransports im Bahnverkehr generell und im Besonderen für die 
Ansätze zur weitgehenden Liberalisierung desselben sein. Im Besonderen wäre dies, dass 
ein Mehr an Konkurrenz aufgrund der besonderen Gegebenheiten auf diesem Markt nicht 
unbedingt jene positiven Effekte (also in erster Linie ein größeres Angebot und niedrigere 
Preise) hat, die auf vielen anderen Märkten zu beobachten sind, sondern dass diese Ziele 
nur unter einer weitsichtigen Regulierung und auch dann nicht in jedem Fall erreichbar sind.  
Abschließend lässt sich somit sagen, dass sich aus dieser Arbeit  
 
1. sicherlich keine endgültigen Schlüsse über Sinn oder Unsinn der zurzeit geplanten und 
durchgeführten Maßnahmen ziehen lassen,  
 
2. sich hier auch keine Antwort auf die Frage findet, inwieweit der Personentransport auf der 
Schiene zu subventionieren ist, um den Klimaschutz zu fördern sowie positive 
wohlfahrtsökonomische Effekte zu erreichen.  
 
Sicher erscheint lediglich, dass der zweite Punkt bedacht und in politische Entscheidungen 
mit einbezogen werden muss, wenn die diversen Liberalisierungsschritte zu einem Erfolg 
und einer Steigerung der Attraktivität des Schienenverkehrs führen sollen. Weder kann dabei 
auf eine funktionierende Regulierung verzichtet werden, noch darf dabei vergessen werden, 
dass dem Personentransport auf der Schiene eine große Bedeutung zukommt und somit 
jede Maßnahme besonders genau und aufgrund der sehr unterschiedlichen 
Ausgangspositionen auch von Fall zu Fall einzeln zu bewerten ist.  
Wie schon in den letzten 150 Jahren wird der Personentransport auf der Schiene auch in 
Zukunft wichtige ökonomische Effekte haben und eine Vielzahl an Zielen, die sich über eine 
effiziente Förderung desselben erreichen lassen, nicht nur in Europa, sondern weltweit 
verfolgen. Die gigantischen Investitionen, die zurzeit in China in den Bahnverkehr getätigt 
werden, kann man vielleicht als Zeichen hierfür sehen. Der Klimaschutz ist zusätzlich in den 
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letzten Jahren als ein neuer, aber äußerst wichtiger Aspekt des Bahnverkehrs 
hinzugekommen. Wie groß die Rolle des Bahnverkehrs aber in der EU wirklich in Zukunft 
sein wird, wird sich erst weisen. Der Liberalisierungsprozess ist noch lange nicht 
abgeschlossen, und bei so langfristigen Investitionen, wie sie ein Unternehmen im 
Bahnverkehr tätigen muss, ist es klar, dass es dauert, bis ein echter Markt mit dem richtigen 
Maß an Konkurrenz entstehen kann. In diesem Sinne ist es nicht verwunderlich, dass der 
Konkurrenzdruck auf die in Mitteleuropa dominanten Staatskonzerne sicherlich noch nicht 
besonders groß ist. Dies lässt sich schon durch einfaches Betrachten der Medienberichte 
erahnen. So stellt sich z.B. die Frage, ob die Entscheidung der Deutschen Bahn, einen 
Großteil der ICE-Flotte in den kommenden Jahrzehnten durch langsamere, kostengünstigere 
Züge (ICx) zu ersetzen, so auch gefallen wäre, wenn mehrere Konkurrenten bereits mit ihren 
Hochgeschwindigkeitszügen auf einen sehr lukrativen Markt drängen würden. Die 
europäischen Hochgeschwindigkeits- bzw. Hochleistungstrecken sind generell sicher einer 
von zwei äußerst interessanten Teilmärkten innerhalb des Personentransportes auf der 
Schiene, dessen Entwicklung über die nächsten Jahrzehnte sehr spannend sein wird. Neben 
der Frage, wie viel Konkurrenz sich die großen Bahnkonzerne aus unterschiedlichen 
Ländern dann auf diesen Strecken liefern werden und wie viele private Konkurrenten noch 
hinzukommen, wird es auch interessant sein, wie sich die zweifellos vorhandene Konkurrenz 
zum Flugzeug entwickelt. Der zweite sehr interessante Teilmarkt liegt genau am anderen 
Ende des Spektrums: Es ist fraglich, ob es gelingt, den Subventionsbedarf im Regional- und 
Lokalverkehr durch eine Liberalisierung zu senken, ohne gleichzeitig zumindest einen Verlust 
von Angebot und Qualität in Kauf zu nehmen. Der entscheidende Faktor wird in jedem Fall 
eine kluge Verkehrspolitik sein, denn nur unter guten Rahmenbedingungen kann die 
Konkurrenz- und Leistungsfähigkeit des Personentransportes auf der Schiene erhalten und 
ausgebaut werden. 
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Anhang 
Kurzfassung 
Die Liberalisierung des Personentransportes auf der Schiene in der EU zählt zweifellos zu 
den wichtigsten verkehrspolitischen Prozessen und wird weitreichende ökonomische Folgen 
nach sich ziehen. Das Ziel ist es, im Bahnverkehr ein Mehr an Konkurrenz und Wettbewerb 
vor allem durch den Einstieg privater Betreiber zu erzeugen und hierdurch ein attraktiveres 
Angebot für die Kunden zu erreichen. Der Schienenverkehrsmarkt verfügt allerdings über 
einige Eigenheiten, die die Vermutung nahelegen, dass ein solcher Liberalisierungsprozess 
auf diesem Markt weit problematischer sein könnte als auf anderen Märkten. Da die 
Liberalisierung in den meisten Ländern der EU noch nicht weit fortgeschritten ist und in 
vielen Staaten noch staatliche Betreiber Quasi-Monopolisten sind, ist es noch nicht möglich, 
ein aussagekräftiges Urteil über die Sinnhaftigkeit der Bestrebungen zu bilden. In dieser 
Arbeit werden daher einerseits generelle ökonomische Eigenschaften des Personenverkehrs 
auf der Schiene präsentiert und im Hinblick auf die fortschreitende Liberalisierung hinterfragt. 
In diesem Zusammenhang sollen auch die durchaus stark vorhandenen Gemeinsamkeiten 
zwischen dem Bahnverkehr und dem Luftverkehr, vor allem was eine mögliche Knappheit an 
Kapazitäten der Infrastruktur betrifft, analysiert und erklärt werden. Gleichzeitig muss 
allerdings auch immer wieder auf Aspekte des Bahnverkehrs hingewiesen werde, die 
einerseits zeigen sollen, dass diesem eine besondere Bedeutung zukommt und andererseits 
aber auch darauf hindeuten, dass ein Vergleich mit anderen Verkehrsträgern nicht immer 
möglich oder sinnvoll ist. Weiters und zum Abschluss der Arbeit wird im Rahmen eines 
einfachen und stark abstrahierten Modells versucht, das Vorherrschen unterschiedlicher 
Marktformen im Betrieb eines vorgegebenen Bahnnetzes zu modellieren. Durch diese 
unterschiedlichen Betrachtungsweisen der ökonomischen Problematik des Bahnverkehrs 
generell und im Hinblick auf Liberalisierungsprozesse im Speziellen soll die Wichtigkeit einer 
funktionierenden und durchdachten Regulierung des Bahnverkehres aufgezeigt werden. Es 
soll dadurch sowohl verdeutlicht werden, dass eine weitgehende Liberalisierung des 
Betriebes und der Einstieg privater Anbieter im Personentransport auf der Schiene Chancen 
für die Bahn als Verkehrsmittel bietet, aber auch Risiken in sich birgt. In diesem 
Zusammenhang wird auch dargelegt, dass es im Bahnverkehr unterschiedliche Arten an 
Nachfrage gibt und in der Folge auch eine Liberalisierung in unterschiedlichen Situationen 
unterschiedliche Auswirkungen haben kann. Zusammenfassend soll die Arbeit damit einen 
Überblick geben über die ökonomischen Eigenschaften des Bahnverkehrs und neutral die 
Möglichkeiten und Risiken einer Liberalisierung aufzeigen.   
  
 
Abstract 
The process of liberalization of railway passenger transport in the EU is certainly one of the 
most important parts of the European transport policy and will have a great economic impact. 
The goal is to establish a higher level of competition in the operations of passenger railway 
services mainly induced by the entrance of privately owned operators into this market and 
thus to produce a more attractive supply for customers. However the market for railway 
passenger transport does have some specific features that may lead one to the assumption 
that a liberalization process in this case may be more problematic than in the case of other 
markets. As the process of liberalization so far has not advanced too far in many European 
countries and therefore in most member-states there still are state owned quasi-monopolists 
it is not yet possible to finally judge how much sense the ambitions do make. Therefore in 
this thesis general economic characteristics of railway passenger transport are presented 
and analyzed in the face of liberalization. In this context similarities between railway and 
airway passenger transport especially as it may come to bottlenecks of the infrastructure are 
explained and analyzed. At the same time it is repeatedly pointed at specific features of 
railway transport that not only show how it is of particular importance but also why it may be 
sometimes not very useful to compare railway passenger transport to other modes transport. 
Furthermore by means of a simple and abstract model the existence of different market 
forms in a closed network is demonstrated. Through these different points of views on the 
economic complexity of railway passenger transport in general and more specific in the face 
of liberalization it should be shown how important a well working and fully thought through 
regulation of railway traffic is. This should emphasize that an extensive liberalization of 
railway passenger transport provides chances for this mode of transport but also carries 
dangers with it. In this context it is emphasized that there are different kinds of demand for 
railway transport and therefore the effects of liberalization may be different in every case. In 
summary the thesis shall provide an overview of economic characteristics of railway 
passenger transport and show from a neutral point of view chances and risks of 
liberalization.         
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